
  

 

 

Gemeinderat 
 

Wortprotokoll 2. Sitzung des Gemeinderats Kreuzlingen der Amtsperiode 2019/2023 
21. Legislaturperiode 
 
Donnerstag, 4. Juli 2019, 19.00 Uhr 
im Rathaussaal 
 
Anwesend 35 Mitglieder des Gemeinderats 

05 Mitglieder des Stadtrats 
  
Abwesend GR Kuntzemüller, GR E. Müller, GR Hebeisen, GR Portmann, 

GR Jäggi  
  
Absolutes Mehr 18 
  
Später eingetroffen – 
  
Vorzeitig weggegangen – 
  
Vorsitz GRP Judith Ricklin 
  
Protokoll Stadtschreiber Michael Stahl, Tatiana Abate  
 
 
Traktanden 
 

 

Einbürgerungen gemäss Beilage 
1.  Kryeziu, Hasan / Kryeziu, Romina / Kryeziu, Amina / Kryeziu, Rufina 

 

Botschaften 
2.  Mietvertrag mit der Stadt Konstanz über 25 Jahre für die erweiterte Fläche der Sportanlage 

Döbeli (Ziffer a) 
Pachtvertrag mit der Stadt Konstanz über 22 Jahre ab 1. November 2022 für die landwirt-
schaftliche Ersatzfläche auf der Parzelle Nr. 779, Tägermoos (Ziffer b) 
Kreditbegehren in Höhe von CHF 1‘800‘000.– für die Erstellung eines Rasenspielfeldes mit 
Umgebungsgestaltung im Gebiet Döbeli (Ziffer c) 

3.  Reglement Erneuerungsfonds Netze der Technischen Betriebe Kreuzlingen 

 

Interpellationen 
4.  Begründung Interpellation Green Deal für Kreuzlingen 
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Verschiedenes 
5.  Beantwortung schriftliche Anfrage KMU-Förderung in der Stadt Kreuzlingen / Mischnutzung 

Schiesser-Areal 
6.  Verschiedenes 
   
 
Die Ratspräsidentin: Geschätzte Gemeinderätinnen und Gemeinderäte, sehr verehrter Stadtpräsident 
Thomas Niederberger, geschätzte Stadträtin und geschätzte Stadträte, liebe Gäste und Pressevertreter, 
vielen Dank vorweg, dass ihr beim Foto mitgemacht habt. Ich denke, es hat sich zeitlich gut im Rahmen 
gehalten.  
 
Traktandenliste 
 
Die Ratspräsidentin stellt die Traktandenliste zur Diskussion. 
 
Die Traktandenliste wird stillschweigend genehmigt. 
 
 
Einbürgerungen gemäss Beilage 
1.  Kryeziu, Hasan / Kryeziu, Romina / Kryeziu, Amina / Kryeziu, Rufina 
  
Gemeinderat Thomas Pleuler befindet sich im Ausstand. 
 
Entscheid 
Das Einbürgerungsgesuch wird mit 23 Nein-Stimmen gegen 11 Ja-Stimmen abgelehnt.  

  

Botschaften 
2.  Mietvertrag mit der Stadt Konstanz über 25 Jahre für die erweiterte Fläche der Sportanlage 

Döbeli (Ziffer a) 
Pachtvertrag mit der Stadt Konstanz über 22 Jahre ab 1. November 2022 für die landwirt-
schaftliche Ersatzfläche auf der Parzelle Nr. 779, Tägermoos (Ziffer b) 
Kreditbegehren in Höhe von CHF 1‘800‘000.– für die Erstellung eines Rasenspielfelds mit Um-
gebungsgestaltung im Gebiet Döbeli (Ziffer c) 

  
Eintreten 
  
GR R. Herzog: Es ist ein bisschen eine ausserordentliche Situation. Ich bin nicht AuA-Mitglied, aber 
GR Hebeisen hat dringend jemanden gesucht, mich dann erreicht und gefragt, ob ich aufgrund von 
dem, was er mir berichtet, aufgrund des Protokolls sowie aufgrund von dem, was ich aus der 
GKS-Sitzung, die das Geschäft auch behandelte, mitbekommen habe, ihn vertreten könnte. Ich habe 
zugesagt. Ich weiss, das ist aussergewöhnlich und ein bisschen komisch, aber ich hoffe, ihr habt Ver-
ständnis, dass dies in dieser Situation wahrscheinlich die beste Lösung ist. Die AuA tagte am 19. Juni 
und wurde von SR Raggenbass und Ruedi Wolfender als zuständiger Abteilungsleiter begleitet und be-
raten, wie dies bereits bei der ersten Botschaft zum Kunstrasenplatz der Fall war. Ich möchte mein 
Statement relativ kurzhalten und auf die ganz zentralen Punkte hinweisen, vor allem auf das Vertrags-
werk, da zum eigentlichen Projekt Kollege Brändli aus der GKS berichten wird. Zu erwähnen sind Ver-
änderungen im Vertragswerk bezüglich Pachtland, weil der Tägerwiler Bauer, der diese Pachtfläche in 
der ersten Botschaft gegen Entschädigung abgetreten hätte, jetzt nicht mehr bereit ist, die gleiche 
Pachtfläche im Tausch für den Konstanzer Bauer abzutreten, weil er in der Zwischenzeit eine andere 
Pachtfläche verloren hat und nicht bereit ist, gleichzeitig nochmals so viel Land zu verlieren. Deshalb 
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musste eine neue Lösung gefunden werden, was zur neuen Beilage 8 geführt hat, die ihr mit den Un-
terlagen erhalten habt. Die Lösung mit dem Konstanzer Pächter, der durch die Erstellung des Spielfelds 
eine Anbaufläche verliert, ohne gleichzeitig Realersatz zu erhalten, besteht in einer Entschädigung, wie 
dies bereits in der ersten Botschaft vorgesehen war. Es ist zu unterscheiden zwischen dem Mietvertrag 
auf 25 Jahre mit der Stadt Konstanz für die Fläche für den neuen Rasenspielplatz und anderseits dem 
Pachtvertrag mit der Dauer von 22 Jahren mit der Stadt Konstanz für die vorhin erwähnte Ersatzfläche. 
Für diesen Teil ist die Beilage 7 in der revidierten Form als Tischvorlage relevant. Diese wurde erstellt 
aufgrund einiger Diskussionen, Fragen und Unklarheiten, welche in der AUA-Sitzung aufgetaucht und 
in der Zwischenzeit durch das zuständige Departement geklärt worden sind. Beiden Verträgen stimmte 
die AuA einstimmig zu, führte am Schluss aber noch eine kurze Diskussion über ein allfälliges Behör-
denreferendum, was aber nicht Teil meiner Berichterstattung und auch nicht Teil der Meinung der AuA 
ist. Diese Frage muss später im Rat diskutiert werden. Kurz zusammengefasst: Einstimmiges Ja zu zwei 
Verträgen, die uns seitens der AuA vorgelegt wurden. 
GR Brändli: Ich darf im Namen der GKS zum Kreditbegehren (Ziffer c) Bericht erstatten. Die Kommis-
sion liess sich anlässlich ihrer Sitzung am 18. Juni durch SR Dorena Raggenbass und Abteilungsleiter 
Ruedi Wolfender sehr ausführlich über das Naturrasenprojekt informieren. Ich komme gleich zu den 
wesentlichen Änderungen im Gegensatz zur ersten Botschaft, dem Kunstrasenplatz: Der Rasenaufbau 
entspricht den DIN Normen. Die definitive Ausprägung wird jedoch erst nach der Abstimmung zusam-
men mit Fachplanern, Nutzern, Platzherstellern, Baukommission sowie der Stadtgärtnerei festgelegt.
Es ist kein Retentionsbecken mehr notwendig und die Umgebungsgestaltung inklusive der Alleebäume 
ist nicht mehr Bestandteil der Botschaft. Neu wird das über den Gestaltungsplan Döbeli abgehandelt. 
Die Vereinbarungen müssen angepasst werden. Die Erstellungskosten haben sich um rund CHF 1 Mio. 
reduziert, neu sind es gemäss Botschaft gut CHF 1.8 Mio. Die Betriebs- und Mietkosten wurden neu 
mit CHF 54'000 veranschlagt, also rund CHF 20'000 mehr als beim Kunstrasenprojekt. Der Naturrasen 
ist im Gegensatz zum Kunstrasen nicht mehr ganzjährig bespielbar. Bei einem strengen Winter werden 
somit die Kapazitätsengpässe in der Sporthalle nicht entschärft. Der Naturrasen wird bei gleichen Mit-
glieder- und Mannschaftszahlen der Kreuzlinger Sportvereine – das sind hauptsächlich der AS Calcio 
und der FC Kreuzlingen – bei optimaler Witterung, optimaler Benutzung sowie optimaler Pflege und 
Unterhalt, den jetzigen Bedarf knapp decken können. Bei einer weiteren positiven Entwicklung wird 
man auch an die Grenzen kommen und sich wieder Gedanken über weitere Investitionen machen müs-
sen. Des Weiteren wird auch auf die geplanten Stadionstufen verzichtet, da diese zu einem späteren 
Zeitpunkt gebaut werden könnten und im Gestaltungsplan auch ein ein Baufeld enthalten ist. Die Kom-
mission setzte sich auch intensiv mit den zwei Möglichkeiten des Rasenaufbaus auseinander wie auch 
mit der geplanten integrierten Bewässerung. Die Lebenserwartung bei professioneller Wartung ist auf 
25 bis 30 Jahre geschätzt. Grundsätzlich sollte der Naturrasen von März bis November benutzbar sein, 
die wöchentliche Bespielbarkeit wird auf 18 bis 20 Stunden ausgelegt. Das Gebiet Döbeli ist ein eigent-
liches Überflutungsgebiet von Konstanz. Durch den Umstand, dass das neue Rasenspielfeld etwa einen 
Meter höher liegt als die jetzigen Fussballfelder, welche bewässert und im Winter als Hockey- oder 
Eislauffelder genutzt wurden, sollte es bei Hochwasser nicht in Mitleidenschaft gezogen werden. Die 
Spielwiese neben dem Fussballfeld steht der Kreuzlinger Bevölkerung zur freien Verfügung. Die veran-
schlagten Investitionskosten für das Sportrasenspielfeld und die direkten Umgebungsarbeiten, welche 
auf einem Kostenvorschlag der bhateam ingenieure ag in Sirnach beruht, erscheint der Kommission 
soweit möglich nachvollziehbar und plausibel. Die Preisbasis war 2018, die Genauigkeit wird mit 
+/-10 % angegeben. Das heisst, im schlechtesten Fall sind wir bei CHF 1.98 Mio., im besten Fall bei 
CHF 1.62 Mio. Vorgesehen ist eine normale Rasentragschicht, also kein Lavaterr. Der belastete Humus 
kann weiterverwendet werden, dieser ist anscheinend nur leicht belastet. Und es sind auch keine er-
höhten Anforderungen an die Spielwiese vorgesehen. Vom Kanton sind CHF 100'000 aus dem Sport-
toto-Fonds zu erwarten. Der Verein AS Calcio hat Eigenleistungen in der Höhe von CHF 15'000 zugesi-
chert. Die Baukommission stellt sich wieder zur Verfügung, somit auch unser Kollege Cyrill Huber, wel-
cher das Naturrasenprojekt für uns begleitet. Besten Dank, Cyrill. Die GKS hat der Ziffer c der Botschaft 
nach intensiver Beratung und Vergleich mit der alten Botschaft, dem Kunstrasenplatz, einstimmig zu-
gestimmt. Die Ziffern b und c haben wir auch kurz behandelt, haben aber nicht darüber abgestimmt, 
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weil das von der AuA behandelt wurde. Im Anschluss an die positive Schlussabstimmung hat sich un-
sere Kommission auch noch mit der Thematik eines allfälligen Behördenreferendums sowie des fakul-
tativen Referendums, welchem das Projekt sowieso unterliegt, befasst. Die Kommission ist einstimmig 
der Meinung, dass der Gemeinderat heute darüber abschliessend befinden soll. 
GR Raschle: Der Gemeinderat hat am 15. November 2018 das Kreditbegehren für einen Kunstrasen im 
Döbeli für CHF 2.85 Mio. zuhanden der Volksabstimmung einstimmig gutgeheissen. Die ablehnende 
Volksmeinung kennen wir. Ich stelle mir jetzt die Frage: Haben wir an der Volksmeinung vorbei politi-
siert? Oder war die Aufgabenstellung nicht richtig ausgerichtet? Oder waren die guten Erfahrungen, 
die wir mit dem bestehenden Kunstrasen bereits gemacht haben, so gut, dass gar keine andere Vari-
ante mehr ins Auge gefasst wurde? Nach etwas mehr als einem halben Jahr befinden wir wieder über 
eine neue Botschaft, diesmal für einen Naturrasen. Warum diese Eile, frage ich mich. Die Antwort ist 
klar. Wir wollen die angespannte Platzsituation möglichst rasch entspannen und wir wollen die Wert-
schätzung gegenüber den Sportvereinen unterstreichen, und es ist aus unserer Sicht richtig, lösungs-
orientiert nach vorne zu schauen. Die schnelle Weiterverfolgung dieses Projekts durch das Departe-
ment Gesellschaft mit der Ausarbeitung eines neuen Vorschlags nehmen wir in der Fraktion anerken-
nend zur Kenntnis. Wenn bei der Überarbeitung eines Projekts Mehrwerte entstehen, hat sich die 
Überarbeitung gelohnt. Die beiden Projekte lassen sich aber nicht eins zu eins vergleichen. Eine Mehr-
wertgewichtung wird immer im ideologischen Bereich liegen. Die tieferen Erstellungskosten beinhal-
ten auch weniger Leistungen. Der Präsident hat es vorhin gesagt: Wegfall von Stadionstufen, Retenti-
onsbecken, Baumallee. Weitere Massnahmen, die im Rahmen des Gestaltungsplans Döbeli umgesetzt 
werden, sind darin nicht enthalten. Beim Rasenplatz ist die Benutzungsdauer und Benutzungsintensi-
tät um jährlich drei bis vier Monate eingeschränkt. Die Pflege wird je nach Witterung intensiver sein, 
die Betreuung für die Platzbenutzung wesentlich grösser, und für die Resistenz, Abnützung und Lang-
lebigkeit des geplanten Rasens müssen wir die Erfahrungen zuerst sammeln. Demgegenüber stellt sich 
die Tatsache, dass wir 8000 qm nicht baulich versiegeln, dass wir nicht 140 t Kunststoff verarbeiten 
müssen und dass auf dieser Fläche Sauerstoff produziert werden kann. Sicher wird aber unter diesem 
Rahmen keine grosse Biodiversität entstehen. Die FDP/CVP/EVP-Fraktion wird die neue Botschaft ein-
stimmig annehmen. Das betrifft alle Vertragsteile mit den Ziffern a und b mit dem Miet- und Pachtver-
trag mit den Ergänzungen der AuA gemäss Tischvorlage sowie Ziffer c betreffend Kreditbegehren. Wir 
sind ebenso der Meinung, dass mit der neuen Botschaft von weniger als CHF 2 Mio. und somit im 
Kompetenzbereich des Gemeinderats keine Mogelpackung geschnürt wurde, sondern dass dies dem 
Volkswillen für eine Kosteneinsparung entspricht. Da sich die Meinung des Volks nicht immer mit der-
jenigen des Gemeinderats deckt – das sehen wir in der ersten Auflage – braucht es nach der neuen 
Gemeindeordnung nur noch etwas mehr als 400 Stimmen, um mit einem fakultativen Referendum die 
Meinung des Gemeinderats zu korrigieren. Im Sinn eines optimierten Einsatzes unserer Steuergelder 
hoffe ich persönlich sehr, dass wir diese CHF 50'000 bis CHF 60'000 für eine Volksabstimmung sparen 
können und unsere Vereine möglichst rasch ihre Spiel- und Trainingsflächen erhalten werden. 
GR Hartmann: Die SVP-Fraktion stimmt den drei Positionen a, b und c einstimmig zu. 
GR Färber: Am 15. November 2018 hat der Gemeinderat einstimmig dem Kreditbegehren von über 
CHF 2.8 Mio. für die Erstellung eines Kunstrasenplatzes im Gebiet Döbeli zugestimmt. Bei der Volksab-
stimmung am 10. Februar diesen Jahres erfolgte die Ablehnung durch die Wähler. Eine Diskrepanz, die 
eine Antwort erfordert. Bereits fünf Monate später liegt uns eine neue, überarbeitete Botschaft vor. 
Die Gründe für die Ablehnung durch das Volk entziehen sich unserer Kenntnis. Wir wissen nicht genau, 
wir können nur spekulieren. Ökologischer Gesichtspunkt, finanzieller Aspekt, Infragestellung des Be-
darfs? Für die FL/G-Fraktion sind alle drei Punkte in der Botschaft berücksichtigt. Die möglichen Beden-
ken des Volks wurden ernstgenommen. Aus dem Kunstrasen wird ein Naturrasen, der uns nicht nur 
wegen der abgewendeten Versiegelung von weiterem Kulturland überzeugt und freut, sondern auch 
wegen seiner sorgfältigen Projektierung und des gelungenen Gesamtkonzepts. Besten Dank an das De-
partement Gesellschaft und Liegenschaften, besten Dank an Ruedi Wolfender, von dem wir wieder viel 
gelernt haben. Dass die Kosten um CHF 1 Mio. reduziert werden konnten, ist erfreulich, auch wenn 
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Unterhaltskosten von CHF 18'000 pro Jahr veranschlagt sind. Was den Bedarf eines zusätzlichen Fuss-
ballplatzes angeht, halten wir diesen weiterhin für ausgewiesen und unumstritten. Wir von der 
FL/G-Fraktion stimmen dem Antrag einstimmig zu. 
GR R. Herzog: Die SP/GEW/JUSO-Fraktion wird dieser Vorlage ebenfalls in allen drei Punkten zustim-
men. Uns überzeugt das Projekt. Das Projekt ist nötig, es ist jetzt auch im ökologischen Sinn besser 
vertretbar als das erste Projekt, wenngleich es damit auch ein paar Nachteile mit sich bringt. Alles in 
allem aber sicher eine lohnenswerte Sache. Aus unserer Sicht ist es auch richtig, was manchmal aus 
der Gesellschaft und Unternehmerkreisen gesagt wird, dass der Staat langsam sei, hier genau das Ge-
genteil bewiesen werden kann. Hier war der Staat nun sehr schnell. Die Stadt hat sehr schnell ein zwei-
tes Projekt aufgegleist und nun soll man dies nicht als Negativpunkt ankreiden, währenddem man 
sonst immer das Gegenteil als negativ darstellt. In diesem Sinn bin ich auch froh, dass das Departement 
hier schnell gehandelt hat, der Bedarf ist erkannt und anerkannt. 
 
Materielle Beratung – die Botschaft wird seitenweise durchberaten.  
 
Rückkommen  
  
Beilage 7, Pachtvertrag für landwirtschaftlich genutzte Fläche  
GR R.Herzog: Wir müssen uns bewusst sein, mit der entsprechenden Beilage ist jetzt die Tischvorlage 
gemeint, nicht mehr die ursprüngliche Version, die den Diskussionen in der AuA noch zugrunde lag. 
 
Abstimmung 
Der Mietvertrag, Botschaft Ziffer a, wird einstimmig genehmigt. Der Pachtvertrag, Botschaft Ziffer b, 
wird einstimmig genehmigt. Das Kreditbegehren, Botschaft Ziffer c, wird einstimmig genehmigt. 
 
GR Neuweiler: Die SVP-Fraktion schlägt gemäss Art. 30 Abs. 2 GO ein Behördenreferendum vor. Es 
wurde gesagt, mit CHF 1.8 Mio. ist der Gemeinderat abschliessend zuständig, das ist korrekt. Wir haben 
trotzdem noch eine gewisse Unschärfe, wir haben es vorhin gehört. Die Offerten sind +/-10 %. Mit 
+10 % sind wir sehr knapp bei CHF 2 Mio. Im Vergleich zur alten Botschaft haben wir Abweichungen
nach unten, zum Beispiel Elektroanschluss, Verteiler etc. Es sind immer kleine Beträge, die sich aber 
summieren. Auch die Beleuchtung ist in der neuen Botschaft etwas günstiger geworden, auch die Aus-
stattung wurde etwas reduziert, zumindest geldmässig. Ein Zeitdruck besteht eigentlich nicht. Vorhin 
wurden die Kosten einer Abstimmung erwähnt. Am Abstimmungstermin sind ohnehin eidgenössische 
Vorlagen, das heisst, man muss nicht extra einen Versand machen, sondern es könnte parallel laufen. 
Diese CHF 50'000 bis CHF 60'000, die GR Raschle erwähnt hat, finden wir etwas hoch. Was es kostet, 
so eine Vorlage zu drucken, wissen wir ungefähr dank fachkundiger Unterstützung in unserer Fraktion. 
Warum dieses Referendum? Es ist ein relativ kurzer Zeitraum und es ist möglich, dass das Projekt mehr 
als CHF 2 Mio. kosten wird. Wie sieht es in der Bevölkerung aus? Die Bevölkerung hat die erste Vorlage 
abgelehnt, nun kommt man mit einer relativ knappen Vorlage vor den Gemeinderat und man weiss, 
dass es eventuell mehr als CHF 2 Mio. sein werden. Der Politiker hat im Volk vielleicht ein nicht so 
hohes Ansehen. Warum auch? Es heisst immer, am Schluss machen sie doch, was sie wollen. Und wir 
denken, das wäre jetzt ein bisschen ein proaktives Zeichen, um die Leute ins Boot zu holen. Wir signa-
lisieren, wir könnten es eigentlich, aber weil es möglich ist, dass die Kosten auf mehr als CHF 2 Mio. 
steigen, wollen wir die Meinung abholen. Denn wenn wir über die CHF 2 Mio. kommen, weiss ich, wie 
es sich anhört: „Sie haben es genau gewusst, es sind alles Gauner“, so wird es im Volk heissen. Und um 
dem vorzubeugen, schlagen wir das Behördenreferendum vor. Wie gesagt, es ist nicht falsch, wenn wir 
heute sagen, der Gemeinderat entscheidet, das kann man akzeptieren, unsere Lösung finden wir aber 
ein bisschen besser. Daher stellen wir den Antrag auf das Behördenreferendum. 
GR Moos: Weil die Politiker ein so schlechtes Image haben, bin ich zusätzlich noch in der Feuerwehr, 
um das wenigstens noch ein bisschen auszugleichen. Ich bin der Meinung, dass wir uns im Rahmen der 
Gemeindeordnung bewegen und aus meiner Sicht sollten wir das Behördenreferendum nicht einfach 
grundlos einsetzen. Es gibt Massnahmen, die das Volk ergreifen kann. Wir haben es vorhin gehört, es 
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braucht 400 Unterschriften. Wenn das Volk darüber befinden will, hat es die entsprechende Möglich-
keit. Ich bin für Ablehnung dieses Antrags. 
GR Hummel: Fakultatives Referendum schön und gut, am Samstag fangen die Sommerferien an, dann 
sind von den drei Monaten, die wir Zeit haben, bereits fünf Wochen vorüber. So kann es nicht sein, 
daher rege ich an, das Behördenreferendum zu unterstützen. 
GR Rüegg: GR Neuweiler hat zu Recht erwähnt, wenn es mehr als CHF 2 Mio. kostet, stehen wir ein 
bisschen blöd da. Das kann ich verstehen. Ich weiss nicht, ob es das Hauptargument ist, aber es ist 
zumindest ein gutes Argument. Nun muss ich aber sagen, es ist immer üblich, dass man den Gesamt-
betrag erwähnt, nämlich die CHF 1.8 Mio. De facto muss aber das Volk, wenn es gut herauskommt, nur 
CHF 1.685 Mio. bezahlen. Das heisst, man müsste sich um mehr als CHF 300'000 täuschen, dass die 
von GR Neuweiler angesprochene Grenze überschritten wird. Ich glaube, dass das eher nicht passieren 
wird, so gut sollte es gerechnet sein. Daher empfehle ich, darauf zu verzichten, denn das Risiko ist sehr 
klein. 
GR Dufner: Von meiner Warte aus möchte ich auch anregen, auf das Behördenreferendum zu verzich-
ten. Wir haben im Rahmen der Erarbeitung der Gemeindeordnung bewusst die Kompetenzen hinauf-
gesetzt, was nicht nur vom Stadtrat, sondern auch aus unserem Kreis gewünscht wurde. Man muss 
sich vor Augen halten, das Volk, das in Kreuzlingen ein Parlament wollte und schon vor vielen, vielen 
Jahren den Gemeinderat eingesetzt hat, hat gesagt, gewisse Sachen wollen wir an die Volksvertreter 
delegieren, an die Gemeinderäte. Auch wenn man sich das bei Unternehmen im privatrechtlichen Be-
reich vorstellt: Wenn ich eine Aufgabe delegiere, dann will ich sie nicht am nächsten Tag wieder zu-
rückbekommen. Ich habe sie abgetreten und gesagt, bitte mach du das. Wir sind doch mündige Ge-
meinderätinnen und Gemeinderäte, wir können doch über diese Frage selber entscheiden. Ich glaube, 
wir müssen auch nicht Angst haben davor. Genau gleich, wie wir beim letzten Mal die einstimmige 
Beschlussfassung hatten, haben wir heute wieder gesagt, das Projekt stimmt für uns, das überzeugt 
uns. Dann kann man doch auch zu so einem Beschluss stehen. GR Rüegg hat zu Recht gesagt, wenn wir 
bei jedem Projekt anfangen zu sagen, wenn wir eine Unschärfe von +/-10 % haben, was man im Bau-
bereich immer hat, müssen wir immer die 10 % dazurechnen, dann ist das einfach nicht richtig. Es
können umgekehrt auch -10 % sein, das berücksichtigt man nicht. Und dass die Nettoinvestitions-
summe nach den Subventionen und den Eigenleistungen des AS Calcio sowieso kleiner sind, berück-
sichtigen wir alles auch nicht, sondern wir führen uns nur den Worst-Case vor Augen. Ich finde, das ist 
nicht richtig. Und selbst wenn es noch eine Kostenüberschreitung gibt, hätten wir gemäss Gemeinde-
ordnung wieder eine klare Regelung, was für Nachtrags- und Zusatzkredite gilt. Sonst bräuchten wir 
das Zeug gar nicht erst zu regeln, wenn wir alles jedes Mal dem Volk vorlegen müssten. Ich möchte 
dazu anregen, dass wir das selber in diesem Rahmen verantwortungsvoll entscheiden. Und selbst wenn 
wir mit einer eidgenössischen Abstimmung fahren können, wird diese Abstimmung trotzdem Kosten 
von CHF 30'000 bis CHF 40'000 verursachen. Ich frage mich, ob das vom Volk verstanden wird, dass 
wenn ich einen Gemeinderat einsetze und dieser sagt, ich kann das nicht selber entscheiden. Und 
wenn ich dann noch schaue, wie die letzten Investitionsvorhaben in den vergangenen Jahren in Kreuz-
lingen betragsmässig abgeschlossen haben, waren wir praktisch immer drin. Wir hatten keine entspre-
chenden Budgetüberschreitungen, wie sie jetzt befürchtet werden. Das wäre wirklich eine Ausnahme. 
Daher bin ich einmal mehr der Meinung, dass das ein Grund ist, es selbst zu entscheiden. Wenn ein-
zelne Bürger eine andere Meinung haben, dann haben wir wie gesagt das fakultative Referendum. Wir 
haben es gehört, im Rahmen der Gemeindeordnungsrevision wurde es extra heruntergesetzt, es 
braucht 5 % = 425 Wählerinnen und Wähler bzw. Stimmbürgerinnen und Stimmbürger. Selbst wenn 
man die fünf Wochen Sommerferien noch abzieht, kann man das in drei Monaten problemlos zusam-
menbringen. Auch das ist für mich kein Argument, daher bitte ich, das Behördenreferendum abzu-
lehnen. 
GR Neuweiler: Es wäre kein Problem, wenn das die erste Botschaft wäre, aber diese Botschaft hat eine 
Geschichte. Selbstverständlich, wenn es das erste Mal wäre, wären es die CHF 1.8 Mio. Aber nicht mit 
dieser Geschichte. GR Dufner, man merkt halt schon, wer ein bisschen bei Standaktionen dabei ist und 
wer nicht. Wenn man in Kreuzlingen auf der Strasse ist, weiss man, dass es nicht so einfach ist, die 
425 Unterschriften zu sammeln, wie GR Dufner sich das vorstellt.  
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GR Brändli: Ich durfte in der vorberatenden Kommission einerseits in der GKS sein und diese als Präsi-
dent leiten, anderseits als Mitglied in der AuA. Auch in der AuA wurde darüber diskutiert und dort war 
man der Meinung, der Gemeinderat sollte in diesem Thema eine geschlossene Meinung einnehmen, 
Einigkeit zeigen und signalisieren, dass wir das jetzt so machen, wie wir es machen. Mein Vorredner 
hat auch dort gesagt, man sollte vorgängig schauen, dass es hier über dieses Referendum kein politi-
sches Hickhack gibt und dass wir diese Botschaft durchbringen. Die Mehrheit der Fraktionen sowie die 
Mehrheit der Gemeinderäte sind absolut der Meinung, dass das Behördenreferendum nicht ergriffen 
werden soll. Darum bitte ich um Einigkeit. Das heisst, ich bitte die Minderheit, das zu akzeptieren, denn 
es ist eine Minderheit der Fraktionen und es ist auch garantiert eine Minderheit der Gemeinderäte. 
Bitte nehmt euren Antrag zurück. Und wenn nicht, lehnt ihn bitte ab. Und wenn ihr das nicht könnt, 
habt ihr auch noch die Möglichkeit, euch zu enthalten, dann seid ihr fein raus. 
GR Neuweiler: Schade, dass der Herr fehlt, der das vorgeschlagen hat. Dieser Herr hat nämlich vorge-
schlagen, dass man das Behördenreferendum einstimmig unterstützt. Von allgemeiner Einstimmigkeit, 
auf welche Seite auch immer, hat er nichts gesagt. Da müsste man nächstes Mal, Kollege Brändli, bes-
ser zuhören. 
GR Brändli: GR Neuweiler, du weisst ganz genau, was wir in der AuA gesagt haben. Wir haben nämlich 
klar und deutlich kommuniziert, dass die Fraktionen ihre Meinungen an den Präsidenten der interfrak-
tionellen Sitzung weiterleiten und dann schauen, wie es aussieht. Das Bild ist so, wie ich es skizziert 
habe und dieses Bild hätte sicher auch der heute abwesende Präsident der AuA so mitgetragen. Aber 
wir sehen es dann gleich bei der Abstimmung. 
 
Abstimmung  
Das Behördenreferendum wird mit 8 Ja-Stimmen gegen 26 Nein-Stimmen bei 1 Enthaltung abgelehnt.

  

3.  Reglement Erneuerungsfonds Netze der Technischen Betriebe Kreuzlingen 
  
Eintreten 
  
GR R. Herzog: Unsere Kommission hat die Botschaft an der Sitzung vom 19. Juni 2018 im Beisein und 
unterstützt von den Vertreterinnen und Vertretern der Technischen Betriebe Kreuzlingen und 
SR Thomas Beringer beraten. Vorweg: Das Resultat ist ganz einfach. Wir stimmen dieser Botschaft zu-
handen des Gemeinderats einstimmig zu. Die Umstellung von HRM1 auf HRM2 verunmöglicht die Be-
handlung der kalkulatorischen Zinsen auf den Netzen in der bisherigen Form. Dies ist uns von aussen 
auferlegt. Die kalkulatorischen Zinsen sind in den Gebühren von Strom und Gas eingerechnet, beim 
Wasser gibt es das in dieser Form bisher allerdings nicht. Weil die kalkulatorischen Zinsen nicht als 
Vorfinanzierung in die Rechnung einfliessen dürfen, entsteht bei jeder Rechnung der TBK der Eindruck, 
dass sie einen hohen Gewinn erwirtschaften und so dem Konsumenten unnötig Geld aus der Tasche 
gezogen werde. Dies ist aber ein fataler Trugschluss. Aufgrund der teilweise sehr langen Abschreibe-
dauern von bspw. 60 Jahren im Bereich der Anlagen und Netze lässt sich mit dem gleichen Betrag, mit 
dem man vor vielleicht 60 Jahren eine Anlage baute, heute aufgrund der kumulierten Inflation nie und 
nimmer ein Realersatz dieser Anlage finanzieren. Zudem sind durch den technologischen Wandel Netz-
verstärkungen sowie Ausbaumassnahmen nötig, die ebenfalls finanziert werden müssen, was über den 
Eins-zu-eins-Ersatz hinausgeht, wenn eine Anlage ihr Lebensende erreicht hat. Der technologische 
Fortschritt (z. B. Smart Metering) verteuert zudem die Anlagen und Netze zusätzlich. Als Quintessenz 
hat die TBK verstanden, dass für den Unterhalt, die Erneuerung und teilweise nötigen Ausbau der 
Netze finanziell die in den Gebühren eingerechneten und eingezogenen kalkulatorischen Zinsen drin-
gend benötigt werden. Die Umstellung auf HRM2 macht es aber nötig, dass für die Verbuchung dieser 
Erträge eine neue Form gefunden werden muss. In Absprache mit der Revisionsstelle wurde daher die 
Idee entwickelt, ein Reglement zu erarbeiten, welches nötig ist, um die besagten Erneuerungsfonds 
kreieren zu können. Diese benötigen eine rechtliche Grundlage. Um exakt das und nichts anderes geht 
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es hier. Es geht nicht um Gebühren, nicht um die Höhe der kalkulatorischen Zinsen und nicht um ir-
gendwelche Fragen in Bezug auf die Entwicklung der Netze oder ökologische Aspekte. Es geht rein nur 
um das Reglement und die Schaffung der Grundlage, um künftig aus den Erträgen, aus den Gebühren 
solche Erneuerungsfonds speisen zu können. Damit die Technischen Betriebe ihren Versorgungsauf-
trag zu unser aller Gunsten und in unserem Interesse auch weiterhin und auch weiterhin in dieser 
hohen Qualität, die wir fordern und wünschen und wohl auch in Zukunft haben möchten, erfüllen kön-
nen, beantragt die Kommission Technische Betriebe dem Gemeinderat, der vorliegenden Botschaft 
zuzustimmen und damit die Grundlage für Erneuerungsfonds im Bereich Strom, Gas und Wasser zu 
schaffen. 
GR Gremlich: Die SVP-Fraktion hat die Botschaft Reglement Erneuerungsfonds Netz der Technischen 
Betriebe ausführlich beraten. Um es vorwegzunehmen, dieses Reglement führte bei uns zu keinen grös-
seren Diskussionen. Wie schon vom Kommissionspräsidenten erwähnt, liegt der Hauptgrund für das 
neue Reglement hauptsächlich in der Umstellung des Rechnungsmodells von HRM1 auf HRM2. Gemäss 
Empfehlung der Revisionsstelle BDO müssen die kalkulatorischen Zinsen neu in die Erneuerungsfonds 
der jeweiligen Netze eingelegt werden. Diese Fonds dienen zur langfristigen Vorfinanzierung von Er-
neuerungs- und Sanierungskosten von Bauten und Anlagen, die nicht oder nur zum Teil über die Steu-
ern finanziert werden. Dieser Umstand wird natürlich auch Auswirkungen auf die künftigen Erfolgs-
rechnungen haben. Einerseits werden sie tendenziell weniger gut ausfallen, aber anderseits werden 
dafür die nötigen Investitionen in den einzelnen Sparten transparenter wiedergegeben, was bestimmt 
im Sinn von uns allen ist. Die SVP-Fraktion stimmt dieser Botschaft einstimmig zu. 
GR Moos: Anlässlich der letzten Fraktionssitzung wurde dieses Geschäft auch innerhalb unserer Frak-
tion eingehend diskutiert und studiert. Um es vorwegzunehmen, die FL/G-Fraktion begrüsst die Ein-
richtung eines Erneuerungsfonds, welcher aufgrund der Rechnungslegung HRM2 und den damit ver-
bundenen Änderungen und Anpassungen notwendig geworden ist. Aus unserer Sicht ist es wichtig, 
dass die Netze und Anlagen werterhaltend unterhalten werden. Auch die langfristige Finanzierbarkeit 
muss gesichert sein. Mit der Einrichtung dieses Fonds wird sichergestellt, dass auch zukünftig genügend 
finanzielle Mittel zweckgebunden zur Erneuerung von Netzen und Anlagen zur Verfügung stehen. Ge-
nau genommen werden drei Fonds zugunsten Strom-, Gas- und Wassernetz geschaffen. Mit diesen 
Fonds wird ebenfalls die Transparenz hinsichtlich der Kosten verbessert. An dieser Stelle möchten wir 
nochmals darauf aufmerksam machen, dass die durch den Stadtrat verbrieften Klimaziele in der Eigen-
tümerstrategie der Technischen Betriebe langfristig zu massiven Verschiebungen beim Unterhalt der 
Netze und Anlagen führen können. So wird man sich bezüglich Gasnetz sicherlich Gedanken machen 
müssen, inwieweit die Klimaziele erreichbar sind, die wir uns selber gesetzt haben. In diesem Zusam-
menhang ist es eventuell zu überlegen, ob allfällige Nah- und Fernwärmenetze ebenfalls in den Genuss 
dieses Fonds kommen können. Vor diesem Hintergrund ist die FL/G-Fraktion einstimmig für die Einrich-
tung dieses Fonds. 
GR Wittgen: Auch die SP/GEW/JUSO-Fraktion setzte sich mit diesem Thema auseinander und erhielt 
nochmals eine sehr gute Einführung von GR Ruedi Herzog, wie sie es auch vorhin gehört haben. Auch 
wir haben diesem Reglement einstimmig zugestimmt. Die Technischen Betriebe haben den Vorsorge-
auftrag für die Bevölkerung der Stadt Kreuzlingen und ich denke, es ist in unser aller Interesse, dass 
dieser in der gewohnt hohen Qualität erfüllt werden kann. Dafür sind regelmässige Investitionen und 
Nachhaltigkeit nötig. Die Finanzierung des Netzunterhalts soll durch diese Erneuerungsfonds gewähr-
leistet werden. Wir haben den Eindruck, dass das ein sehr geeignetes Mittel ist. Die Einlage der kalku-
latorischen Zinsen des Kapitals, das in den Netzen steckt, erlaubt es, HRM2-konform Erneuerungs- und 
Sanierungskosten langfristig vorzufinanzieren. Dies soll schlussendlich eine effiziente Versorgung der 
Bevölkerung mit Strom, Wasser und Gas ermöglichen. Durch das Reglement, von dem hier die Rede ist, 
welches den Zweck, die Einlagen, die Entnahmen und die Laufzeit der Erneuerungsfonds beinhaltet, 
sind sämtliche Voraussetzungen schriftlich festgehalten, die durch die Schaffung dieser Fonds in allen 
Punkten reglementiert ist und der nichts mehr im Weg stehen soll. 
GR Leuch: Für die FDP/CVP/EVP-Fraktion war diese Vorlage völlig unbestritten. Für uns alle ist völlig 
klar, dass wir auch zukünftig gut versorgt werden wollen. Darum braucht es den regelmässigen Ersatz 
dieser Netze. Gut versorgt zu werden oder lieber noch besser ist unser Wunsch. Dies bedingt immer 
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neue und technisch höhere Anforderungen. Das sind Summen, die man allein durch die Abschreibun-
gen der Investitionen nicht decken kann. Die Länge der Wasser-, Gas- und Stromleitungen hat in den 
letzten Jahren mit dem Wachstum der Stadt immense Dimensionen erreicht. Ich weiss nicht, wie viele 
Meter es sind, vielleicht können die Technischen Betriebe das sagen – oder wahrscheinlich muss man 
eher von Kilometern sprechen, aber das hat sich summiert. Je weniger Energieverlust und je weniger 
Störungen durch gebrochene Wasserleitungen, desto besser für uns. Die Rücklagen, die wir bisher bei 
den Neubewertungsreserven gebildet haben, hat die Revisionsstelle BDO zu Recht kritisiert, und das 
kann nach HRM2 nicht mehr länger so gemacht werden. Deshalb ist es der einzig richtige Weg, eigent-
lich ein ganz einfacher Weg, den man hier wählt, die Erneuerungsfonds zu bilden. So haben wir eine 
saubere, transparente Übersicht, was drin ist und was man für die Erneuerung der Netze einsetzen 
kann. Es geht um die Sicherstellung und den Erhalt der Netze. Wir sehen an anderen Orten in der 
Schweiz und in anderen Ländern, was es heisst, wenn man das vernachlässigt, dann ist die Versorgung 
eigentlich nicht mehr da. Wenn halb Südamerika plötzlich ohne Strom ist, ist da irgendetwas schiefge-
laufen. Ich weiss nicht, ob sie den Fehler schon gefunden haben, aber auch das hat mit Versorgung und 
Netzen zu tun. Ich denke, das sind sichtbare Warnzeichen am Himmel, wenn man das nicht befolgt. 
Daher ist es eigentlich eine einfache Sache und nicht nur ein Papiertiger, sondern hat wirklich prakti-
sche Folgen und nützt uns, dass die Versorgung sichergestellt ist. 
 
Materielle Beratung – die Botschaft wird seitenweise durchberaten. 
 
Rückkommen wird nicht gewünscht. 
  
Abstimmung 
Das Reglement wird einstimmig genehmigt. 

  

Interpellationen 
4.  Begründung Interpellation Green Deal für Kreuzlingen 
 
GR F. Herzog: Aufgrund dessen, dass die Begründung der Interpellation Green Deal für Kreuzlingen an 
der vorletzten Sitzung ein bisschen untergegangen ist, darf ich dies im Rahmen dieser Sitzung noch 
nachholen. Ich glaube, sehr weit ausholen muss ich gar nicht. Ein Blick auf die Temperaturen der ver-
gangenen Wochen – meine Meteo-App hat 32, 34 und 36 Grad angezeigt – sagt schon mehr als tausend 
Worte. Ähnlich alarmierende Nachrichten traten Anfang Juni auch betreffend Eisschmelze in der Arktis 
ans Licht. Noch nie seit Beginn der meteorologischen Aufzeichnungen gab es Anfang Juni so wenig 
Meereis in der Arktis wie in diesem Jahr. Laut Angaben des US-amerikanischen National Snow and Ice
Data Center war die Eisschmelze in Grönland schon im April und im Mai höher als der Zehn-Jahres-
Durchschnitt, nur um dann im Juni eine steile Kurve nach oben bis zu einer Schmelzrate von 40 % zu 
nehmen. Nur zum Vergleich: Der Zehn-Jahres-Durchschnitt bezüglich Eisschmelze liegt im Monat Juni 
unter 10 %. Die Differenz beträgt also gut 30 %. Mittlerweile bewegen wir uns also nicht nur sprich-
wörtlich, sondern leider auch tatsächlich auf dünnem Eis. Gern zitiere ich an dieser Stelle die Klimaju-
gend: „The time ist now.“ Wir stehen jetzt an einer Kreuzung mit zwei möglichen weiterführenden 
Wegen. Schlagen wir den einen Weg ein, verursachen wir irreparable Schäden an unserer Atmosphäre 
und an unserem Ökosystem. Schlagen wir aber den anderen Weg ein, haben wir die Chance, die Kurve 
gleich noch zu kriegen. Für mich ist es klar, in welche Richtung wir gehen sollen, nämlich in diejenige, 
in der wir anfangen, etwas gegen die drohende Klimakrise zu unternehmen. Eine Möglichkeit, etwas 
gegen die Klimakrise zu unternehmen, ist ein Green Deal für Kreuzlingen. Der Green Deal sieht vor, die 
Ziele des Pariser Klimaabkommens, nämlich die Erderwärmung auf maximal 1.5°C zu beschränken, 
durch eine rasche Intensivierung der Klimaschutzmassnahmen zu erreichen. Die deutliche Steigerung 
der Effizienz in der Energie- und Ressourcennutzung, der Umstieg auf 100 % saubere und erneuerbare 
Energie, das Einhalten von hohen energetischen Standards bei Gebäudesanierungen oder die Förde-
rung des öffentlichen Verkehrs sind nur wenige der möglichen Optionen, die für einen städtischen
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Massnahmenkatalog infrage kämen. Die Umsetzung solcher Massnahmen schafft nebst dem Nutzen 
für die Umwelt auch zahlreiche Arbeitsplätze in diesen Sektoren, was sich wiederum positiv auf die 
städtische Wirtschaft auswirken wird. Die städtische Wirtschaft soll angekurbelt werden, aber in die 
richtige Richtung. Statt die Klimakrise zu verschärfen, soll sie möglichst viel zur Reduktion der Klimabe-
lastung beitragen. Es ist also eigentlich eine Win-win-Situation und wir haben nichts zu verlieren. Der 
Grosse Rat des Kantons Graubünden hat einen entsprechenden Vorstoss gutgeheissen. Schauen wir 
den Bündner Kollegen nicht tatenlos zu. Ich würde mich sehr freuen, wenn wir uns zusammen stark 
machen für Massnahmen gegen den Klimawandel, der uns alle gleichermassen betrifft. 

  

Verschiedenes 
5. Beantwortung schriftliche Anfrage KMU-Förderung in der Stadt Kreuzlingen / Mischnutzung 

Schiesser-Areal 
 
GR Neuweiler: Eigentlich kam dieser Vorstoss von der Ratspräsidentin, aber weil sie nun dort vorne 
sitzt, darf sie dazu nichts mehr sagen. Wir bedanken uns für die Beantwortung. In den Legislaturzielen 
des Stadtrats 2015-2019 steht ganz klar „Mischnutzung für Kultur und Gewerbe im Schiesser-Areal“. 
Ein bisschen erstaunt waren wir, als wir am 2. Juli in der Thurgauer Zeitung lasen, dass das Raumpro-
gramm keine zusätzlichen Gewerbebetriebe mehr zulasse. Das hätte man doch damals schon hinein-
schreiben können. Diese Erkenntnis wird wahrscheinlich nicht in den letzten zwei Wochen vom Himmel 
gefallen sein. Dann haben wir nachgefragt, wie gross denn diese Mischnutzung überhaupt ist. Von den 
acht Belegungen sind ganze zwei dem Gewerbe zuzuordnen. Wir können nun streiten, was Mischung 
ist. Wir finden das Verhältnis 6:2 ein bisschen wenig gemischt. Aber anscheinend, so hiess es im Inter-
view, gibt es nicht mehr Gewerbe. Ich denke, dann wird der Stadtrat in der neuen Legislatur so ehrlich 
sein und darauf verzichten und sagen, es ist ein Kulturzentrum – fertig. Wie gesagt, wir bedanken uns 
für diese Antwort. 

  

6. Verschiedenes  
  
6.1 Flyer / Hinweis Fensterdaten 
 
Die Ratspräsidentin: Sie haben den Flyer Kulturregion Kreuzlingen Juli bis September 2019 vorgefun-
den. Ich möchte Sie auch darauf hinweisen, dass sich bei den Fensterdaten 2020 in der Tischvorlage 
vom 13. Juni ein Fehler eingeschlichen hat. Es betrifft die Bürositzung vom 20. April, die in der Tisch-
vorlage fälschlicherweise auf den 14. April gesetzt war. Die Fensterdaten, die per Mail verschickt wur-
den, sind korrekt. 

  

6.2 Parkanlage Hörnli 
 
GR Salzmann: Mir ist betreffend die Parkierung im Hörnli Folgendes zu Ohren gekommen: Die Aus-
fahrtschranke ist aus unerfindlichen Gründen sehr oft oben. Wenn die Leute das merken und die Par-
kierungsgebühren nicht bezahlen, haben wir einen finanziellen Verlust. Und wenn die Leute es nicht 
merken und bezahlen und sie können dann trotzdem einfach so durchfahren, sind sie frustriert. Beides 
ist nicht sinnvoll. Des Öfteren fahren Autos auf dem Fahrrad- und Fussgängerweg hinaus. Es gibt dort 
Pfosten, die man zur Seite stellen kann. Auch für unsportliche Leute ist das problemlos möglich. Dann 
fahren die Leute hinaus, ohne zu bezahlen. Manchmal kann man nicht hineinfahren, weil das System 
anzeigt, dass die Parkplätze belegt sind. Geht man zu Fuss hinein, sieht man, dass etliche Parkplätze 
frei sind. Daher habe ich folgende Fragen: Warum ist die Ausfahrtschranke manchmal einfach oben?
Wie können wir verhindern, dass der Fussgänger- und der Fahrradweg von den Autos missbraucht
werden, um Parkplatzgebühren zu sparen? Ist die Logik des Parkierungssystems korrekt eingestellt? 
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Erkennt der Stadtrat hier Verbesserungsbedarf? Aufgrund der mannigfaltigen Umgehungsmöglichkei-
ten kein Parkticket bezahlen zu müssen, sind wir betreffend Parkplatzgebühreneinnahmen im Hörnli 
im Budget? 
SR Beringer: Uns ist bewusst, dass wir eine neue Anlage haben, die einige Kinderkrankheiten hatte. 
Deshalb haben wir bereits letztes Jahr im Herbst angefangen zu bewirtschaften, um zu üben. Unter-
dessen läuft die Anlage. Ich kann ganz klar sagen, diese Anlage funktioniert. Was GR Salzmann gesagt 
hat, dass die Schranken ab und zu offen sind, ist die Folge von Unachtsamkeit von Autofahrern, die 
hineinfahren oder die Schranke berühren. Dann geht sie zum Selbstschutz auf und bleibt offen. Das 
sind die häufigsten Probleme, die wir mit dieser Schranke hatten. Dass Autos über den Fahrradweg 
fahren, ist uns auch aufgefallen, uns ist das bewusst. Schon frühzeitig haben wir dort einen Pfosten 
gesetzt, damit man nicht durchfährt. Wir haben geplant, dort einen fixen Pfosten zu installieren, aller-
dings erst im Herbst, weil der Deckbelag noch darüber gezogen werden muss. Daher macht es keinen 
Sinn, jetzt ein Fundament zu machen und einen fixen Pfosten zu installieren, diesen wieder zu entfer-
nen, den Belag zu machen und wieder ein Fundament zu machen. Daher haben wir das vorübergehend 
mit einem schweren Pfosten gelöst. Aber es gibt freche Kerle, die den Pfosten entfernen und durch-
fahren. Leider nicht zu vermeiden, aber das hat auch ein bisschen mit dem Charakter der Leute zu tun. 
Die Frage zum Budget kann ich nicht beantworten. Bezüglich der Belegungsangaben ist es so, dass die 
Berechnung nicht ganz korrekt war. Als der Parkplatz zum ersten Mal als voll besetzt angezeigt wurde, 
gab es tatsächlich noch freie Parkplätze. Die Leute haben Richtung Tennisplatz auf der Wiese parkiert, 
daher waren Plätze, die das System gezählt hatte, noch frei. Wir haben die Parkplatzanzahl im Compu-
ter erhöht. Nun müssen wir schauen, wie es in der Praxis aussieht. Diese Massnahme haben wir also 
bereits ergriffen. Ich hoffe, diese Angaben genügen. 
SR Zülle: Mir ist gerade aufgefallen, dass GR Salzmann etwas nicht als Mangel erwähnt hat. Es gibt 
noch einen Mangel, nämlich dass der Bus nicht mehr hineinfahren kann. Die Busfahrer haben festge-
stellt, dass die Autos bei vollem Parkplatz vor der Schranke stehen und der Bus nicht mehr hineinfahren
kann. Wir haben dieses Problem erkannt und werden es anschauen. Das grosse Problem ist das Zählen 
der Autos. Es gibt Wiesenparkplätze, die nicht ganz regelmässig sind. Je nachdem, wie die Leute par-
kieren und wie viel Platz sie brauchen, ist es schwierig zu zählen. Wir können nicht sagen, bei 300 oder 
350 Autos ist der Parkplatz voll und dann geht nichts mehr. Es ist relativ schwierig, weil man nie weiss, 
wie die Leute parkieren. Was ich aber sagen wollte und das werden wir auch noch in den Medien etwas 
lauter oder mit fetter Schrift platzieren, wir wollen schauen, dass nicht so viele mit dem Auto in die 
Badi fahren. Das ist unser grosses Problem. Wir haben jetzt Höchsttemperaturen, alle fahren mit dem
Auto in die Badi, obwohl die Parkplätze besetzt sind. Vielleicht muss man auch wieder einmal einen 
Aufruf machen, dass es einen Bus gibt, dass es Velos gibt und dass man zu Fuss gehen kann, dann hat 
man vor dem Schwimmen schon Sport getrieben. Wir müssen schauen, dass die Leute sich nicht är-
gern, wenn der Parkplatz voll ist, sondern schauen, dass er nicht voll wird, indem sie nicht mit dem 
Auto hinfahren. 
GR Rüegg: Ich gehe in den letzten Jahren 80 bis 100 Mal in die Badi und ich weiss ein bisschen, was 
dort unten passiert. Wir haben lange auf diese Parkplatzgebühren gewartet, weil sich eine Genossen-
schaft mit Erfolg lange gewehrt hat. Ich möchte euch allen, die verantwortlich sind, ein Kompliment 
machen. Ich finde, die Umgestaltung wurde sehr gut gemacht. Es gibt ein paar Schwachpunkte, zum 
Beispiel für die Fussgänger. Wenn man vom Zeltplatz herkommt, läuft man oft den Fahrrädern entge-
gen. Meiner Meinung nach fehlt auch ein Fussgängerstreifen. Aber im Grossen und Ganzen ist es ge-
lungen. Die Kinderkrankheiten nehme ich gern in Kauf. Übrigens das Schlupfloch gibt es eben und Be-
trüger gibt es überall. Auch bei den Steuerzahlern betrügt ab und zu der eine oder andere. Dort hat es 
grössere Auswirkungen und man könnte sich etwas mehr aufregen. Aber ich möchte euch wirklich ein 
Kompliment machen. Ich finde, die Veränderung ist gelungen und das sage ich als x-facher Benutzer 
der Badi und ich liebe sie auch. Übrigens auch die Mannschaft, die dort unten ist. 
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6.3 Eingang Postulat Smart-City Strategie 
 
Die Ratspräsidentin: Ich möchte noch darauf hinweisen, dass GR Moos am 13. Juli ein Postulat einge-
reicht hat. „Umsetzung einer departementsübergreifenden Smart-City-Strategie“. Die Begründung 
wird am 5. September folgen.  
Anmerkung der Protokollführung: Das Postulat ist im Wortprotokoll der ersten Sitzung des Gemeinde-
rats vom 13. Juni 2019 als Beilage aufgeführt.  

  

6.4 Eingang Motion zum Schutz der Artenvielfalt in der Stadt Kreuzlingen  
 
Die Ratspräsidentin: Weiter wurde von GR Leutenegger, GR Hummel und GR Wittgen eine Motion 
eingereicht „Motion zum Schutz der Artenvielfalt in der Stadt Kreuzlingen“. 

  

6.5 Einladung zum Schlummertrunk  
 
Die Ratspräsidentin: Damit man im Ernstfall vorbereitet ist, übt man den Ernstfall idealerweise vorher. 
So wie unsere Feuerwehr in Kreuzlingen es auch regelmässig macht. Eine solche Übung war auch für 
letzten Montag angesagt. Die Bevölkerung wurde herzlich dazu eingeladen, um Technikabläufe und 
Know-how kennenzulernen. Dass die Feuerwehr ihr Metier eben auch im Ernstfall beherrscht, konnte 
sie beim Brand in Güttingen unter Beweis stellen. Auch ich wollte heute für den Ernstfall vorbereitet 
sein – damit meine ich meinen wirklich ersten Einsatz als Gemeinderatspräsidentin. Für den Fall eines 
Brandes, eines Kehlkopfbrandes habe ich Brandlöscher mitgebracht. Darauf steht: „Dieses Bier be-
kämpft Kehlbrände schnell und wirksam.“ Wer von ihnen jetzt auch einen Kehlkopfbrand verspürt, 
kann bei mir anschliessend einen kühlen Brandlöscher holen. Er eignet sich auch zum Anstossen vor 
der Sommerpause oder zum Auftakt der Ferienzeit. Ich habe für alle einen Brandlöscher, ich denke, es 
reicht sogar auch für unsere Gäste. Wir treffen uns dann für den zweiten Schlummertrunk im Park 5 
und ich wünsche allen eine schöne Sommerzeit und auch, dass Sie in heissen Situationen stets einen 
kühlen Kopf bewahren. Die Sitzung ist geschlossen. 

  

   
Die Ratspräsidentin schliesst die Sitzung um 20.24 Uhr.  
 
 
Beilagen  
1. Tischvorlage zu Traktandum 2, Beilage 7 
2. Motion zum Schutz der Artenvielfalt in der Stadt Kreuzlingen 
 
 
Geht an 
– Mitglieder des Gemeinderats  
– Adressaten gemäss besonderem Verteiler  
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Für die Richtigkeit:  
 
Die Gemeinderatspräsidentin     Der Sekretär  
 
 
 
Der Vizepräsident     Der Stimmenzähler 
  
 
 



   

 

 
 

 
Pachtvertrag für landwirtschaftlich genutzte Flächen 
 
zwischen 
 
Stadt Kreuzlingen (Vertragsgeberin) 
Hauptstrasse 62 
8280 Kreuzlingen 
 
vertreten durch Stadtpräsident Thomas Niederberger und 
Stadtschreiber Michael Stahl 
 
 
und 
 
Stadt Konstanz  (Vertragsnehmerin) 
Dezernat III 
Untere Laube 24 
D-78462 Konstanz 
 
vertreten durch Bürgermeister Karl Langensteiner-Schönborn       
 
 
Gegenstand des Vertrages 
Die Vertragsgeberin räumt hiermit der Vertragsnehmerin auf dem nachfolgend be-
schriebenen Grundstück ein Nutzungsrecht ein. 
 
In Kreuzlingen, auf der Parzelle Nr.779, mit einer Gesamtfläche von 23'449 m², davon 
Acker, Wiese oder Weide 22‘391 m². 
(die vereinbarte Nutzungsfläche ist im beiliegenden Situationsplan rot markiert. Dieser Situationsplan bildet ei-
nen integrierenden Bestandteil dieses Nutzungsvertrages) 

 
Nutzungszweck 
Landwirtschaftliche Nutzung 
 
1 Vertragsdauer und Kündigung 

Das Vertragsverhältnis beginnt am 01.11.22 und endet am 31.10.44 ohne wei-
teres. 
(d.h. insbesondere auch ohne das Erfordernis einer schriftlichen Kündigung o.ä.). 

Beilage 1
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Der Vertrag hängt vom Bestand des Mietvertrages betreffend die Parzellen Nr. 
8002 und Nr. 9168, Grundbuch Kreuzlingen, ab. Kommt der Mietvertrag betref-
fend die Parzellen Nr. 8002 und Nr. 9168, Grundbuch Kreuzlingen, nicht zu-
stande oder wird dieser beendet, gilt gleiches Schicksal ohne weiteres auch für 
den Pachtvertrag. 
 

2 Pachtzins 
2.1 Jährlicher Pachtzins 

Der Pachtzins beträgt pauschal CHF 1'500.00 pro Jahr 
Der Pachtzins ist, auf Rechnungstellung der Vertragsgeberin hin jährlich im Vo-
raus zu bezahlen. 
 

2.2 Indexierung 
Der Pachtzins ist indexiert. Der Pachtzins wird alle 5 Jahre an Hand des Landes-
index der Konsumentenpreise für das darauf folgende Rechnungsjahr ange-
passt. Massgebend für die Anpassung ist der Indexstand im Oktober des jewei-
ligen Jahres für die Rechnungsstellung für das folgende Jahr. 
Erstmalige Indexierung für das Rechnungsjahr 2027. 
Berechnungsgrundlagen für die Indexierung: 
Landesindex der Konsumentenpreise: 101.8 Punkte 
Indexbasis (Monat / Jahr): Dezember 2015 = 100 Punkte 
Kostenstand (Monat): Juli 2018 
 

3 Pachtobjekt 
 

3.1 Verfügung über die Fläche 
Die Vertragsnehmerin ist berechtigt, im Rahmen der vertraglichen sowie gesetz-
lichen Bestimmungen über die Pachtfläche zu verfügen. Die Pachtfläche steht 
der Vertragsnehmerin während der Vertragsdauer zeitlich unbeschränkt zur 
Verfügung. 
 

3.2 Bewirtschaftung 
Die Vertragsnehmerin hat das Pachtobjekt sorgfältig und ordnungsgemäss zu 
bewirtschaften. Sie hat geeignete Massnahmen zu treffen, um die langfristige 
Ertragsfähigkeit des Bodens zu erhalten, insbesondere durch sorgfältige Bear-
beitung, angepasste Düngung, Schädlings- und Unkrautbekämpfung. 
Änderungen in der Bewirtschaftung, die über die Pachtzeit hinaus von Einfluss 
sein können, darf die Vertragsnehmerin nur mit Zustimmung der Vertragsgebe-
rin vornehmen. 
 

Kommentiert [RD1]: Bei der Überarbeitung des Vertrages für 
die neue Botschaft wurde durch uns versehentlich eine alte Version 
zugrunde gelegt. Dadurch fehlte dieser Passus aus dem ersten Ver-
tragsentwurfs in der neuen Fassung des Pachtvertrages.  

Kommentiert [RD2]: Bei der Überarbeitung des Vertrages für 
die neue Botschaft wurde durch uns versehentlich eine alte Version 
zu-grunde gelegt. Dadurch fehlte dieser Passus aus dem ersten Ver-
tragsentwurfs in der neuen Fassung des Pachtvertrages. 
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3.3 Unterhalt 
Die ordentlichen Unterhaltsarbeiten an festen Zäunen, Weg und Steg, Gräben, 
Leitungen usw. hat die Vertragsnehmerin auf ihre Kosten auszuführen.  
Wenn grössere Unterhaltsarbeiten oder Reparaturen nötig werden, muss die 
Vertragsnehmerin die Vertragsgeberin sofort informieren. Die Kosten hat die 
Vertragsgeberin zu tragen. 
 

3.4 Unterpacht 
Die Unterpacht aller oder einzelner Pachtgrundstücke des Pachtgegenstands o-
der von Teilen davon bedarf der schriftlichen Zustimmung der Vertragsgeberin. 
Die Vertragsnehmerin haftet der Vertragsgeberin dafür, dass der Unterpächter 
die Sache nicht anders benutzt, als es ihm selbst gestattet ist. Eine Übertragung 
des Pachtverhältnisses auf einen Dritten ist nicht erlaubt. 
Die Dauer der Unterpacht endet in jedem Fall mit dem Ablauf des Pachtvertra-
ges. 
 

3.5 Rückgabe des Pachtobjektes 
Die Parzelle ist im gleichen Zustand zurückzugeben wie sie übernommen wurde. 
Bei Beendigung des Pachtvertrages muss die Art der Nutzung mit jener bei 
Pachtantritt übereinstimmen. Anderenfalls hat die Vertragsnehmerin die Ver-
tragsgeberin für allfällige Verschlechterungen zu entschädigen. 
Für Verbesserungen, die nicht ein Resultat der gehörigen Bewirtschaftung sind, 
kann die Vertragsnehmerin einen angemessenen Ersatz verlangen.  
Hat die Vertragsnehmerin auf eigene Kosten bewegliche Sachen auf dem den 
Grundstücken errichtet, kann sie diese der Vertragsgeberin zum Kauf anbieten. 
Lehnt die Vertragsgeberin dies ab, muss die Vertragsnehmerin die Sachen vom 
Grundstück entfernen. 
 
Weiteren Vereinbarungen 
Es wird Folgendes vereinbart: 
Keine weiteren Vereinbarungen 
 
 

4 Weitere Bestimmungen 
Abänderungen und / oder Ergänzungen dieses Vertrages (inkl. Aufhebung die-
ser Klausel) bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Schriftform. Es bestehen keine 
mündlichen Abreden. 
 

Kommentiert [RD3]: Der Text aus der 1. Vertragsfassung wurde 
in 3.4. wieder im Original übernommen. 

Kommentiert [RD4]: Da keine weiteren Vereinbarungen getrof-
fen werden, kann auf die Ziffer 4 verzichtet werden. 

Kommentiert [RD5]: Dafür wird die Ziffer 5 aus der ersten Fas-
sung des Vertrags als Ziffer 4 wieder eingesetzt. 
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5 Gerichtsstand 
Gerichtsstand für sämtliche aus diesem Vertragsverhältnis sich ergebenden 
Streitigkeiten bilden die ordentlichen Gerichte zuständig für Kreuzlingen. An-
wendbar ist materielles schweizerisches Recht. 
 

6 Inkrafttreten 
Der Vertrag wird aufschiebend bedingt abgeschlossen und tritt nur dann in 
Kraft, wenn der Mietvertrag zwischen der Stadt Kreuzlingen und der Stadt Kon-
stanz betreffend die Parzellen Nr. 8002 und Nr. 9168, Grundbuch Kreuzlingen, 
in Kraft tritt. 

 
 
 
Kreuzlingen, Klicken Sie hier, um ein Datum einzugeben. 
 
Stadt Kreuzlingen 
 
 
___________________________ ___________________________ 
Thomas Niederberger, Stadtpräsident Michael Stahl, Stadtschreiber 

 
Stadt Konstanz 
 
 
___________________________  
Bürgermeister Karl Langensteiner-Schönborn  
 

 
Beilagen 
–  Situationsplan 

Kommentiert [RD6]: Die Ziffer 6 Inkrafttreten der ersten Fas-
sung des Pachtvertrags wird wieder aufgenommen. 



Weiherstrasse

779

M= 1 : 2'000

N

Kreuzlingen, 04.06.2018
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Der Bundesrat 
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Vom Bundesrat am 06.09.2017 genehmigt. 
 
 
 

 

Die Biodiversität umfasst 

 

den Artenreichtum von Tieren, Pflanzen, Pilzen und Mikroorganismen,  

die genetische Vielfalt innerhalb der verschiedenen Arten,  

die Vielfalt der Lebensräume sowie  

die Wechselwirkungen innerhalb und zwischen diesen Ebenen. 
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1 Einleitung 

Weshalb ist Biodiversität wichtig? 

Die Biodiversität bildet die Lebensgrundlage für uns  

und alle künftigen Generationen.  

 

 

1.1 Biodiversität bewahren und fördern – ein gesellschaftlicher Konsens 

Die Bundesverfassung verpflichtet Bund und Kantone, für die dauerhafte Erhaltung der natürlichen 

Lebensgrundlagen zu sorgen und dabei die natürliche Umwelt des Menschen vor schädlichen oder 

lästigen Einwirkungen zu schützen (Art. 2 und 74 der Bundesverfassung). Die Notwendigkeit des 

umfassenden Schutzes unserer Umwelt erklärt sich durch existenzielle und wirtschaftliche Bedeu-

tung der Biodiversität als unsere Lebensgrundlage. Die Anwendung des Vorsorgeprinzips zur Erhal-

tung der Biodiversität soll ausserdem sicherstellen, dass auch künftige Generationen ihre Bedürf-

nisse befriedigen können. Diese nachhaltige Nutzung der Biodiversität ist im Übereinkommen über 

die biologische Vielfalt international festgehalten und hat auch für die Schweiz Gültigkeit.1  

Die Erhaltung und die Förderung der Biodiversität findet in verschiedenen Bundesgesetzen Nieder-

schlag: Dazu zählen das Natur- und Heimatschutzgesetz, das Umweltschutzgesetz, das Jagdge-

setz, das Gewässerschutzgesetz, das Fischereigesetz sowie das Gentechnikgesetz. Ein nachhalti-

ger Umgang mit der Biodiversität wird unter anderem im Raumplanungsgesetz, im Landwirtschafts-

gesetz, im Waldgesetz und im Nationalparkgesetz geregelt.  

 

1.2 Biodiversität - Eine gesellschaftliche und wirtschaftliche Notwendigkeit 

Die Biodiversität ist unentbehrlich für das menschliche Wohlergehen.2 3 4 Zusätzlich zu ihrer hohen 

wirtschaftlichen Bedeutung (siehe auch Kp. 1.2.1) weist die biologische Vielfalt auch einen Eigenwert 

sowie ästhetische und emotionale Werte auf (Tab. 1D). Nebst vom Wissen oder der Arbeitskraft 

(Humankapital) resp. dem Sachkapital (z.B. Maschinen, Produktionsanlagen) spricht die Volkswirt-

schaft auch vom Naturkapital, also vom ökonomischen Wert eines Landschaftsraumes, dessen zen-

traler Bestandteil die Biodiversität ist.  

Die Gemeinschaften aus Pflanzen, Tieren, Pilzen und Mikroorganismen, die als funktionale Einheit 

miteinander und mit ihrer nicht belebten Umwelt in Wechselwirkungen stehen (Ökosysteme), erbrin-

gen unverzichtbare Leistungen von hohem wirtschaftlichem, gesellschaftlichem und ökologischem 

Wert (Tab. 1).5 6 Dazu zählen beispielsweise die Bereitstellung von Trinkwasser, Nahrung für Mensch 

und Tier sowie von Rohstoffen, die Fähigkeit zur Anpassung an den Klimawandel, der Schutz vor 

Naturkatastrophen, die natürliche Schädlingskontrolle, die Bereitstellung von Wirkstoffen für Arznei-

mittel oder die Bedeutung von Naturräumen für die körperliche und geistige Erholung und somit für 

die menschliche Gesundheit. Diese Ökosystemleistungen ermöglichen die Existenz des Menschen 

sowie die Ausübung wirtschaftlicher Tätigkeiten. Eine Abnahme der Biodiversität hat somit nicht nur 

einen irreversiblen Verlust von Flora und Fauna zur Folge, sondern birgt auch Risiken für das Wohl-

ergehen der Menschen und das Funktionieren der Wirtschaft.7 8  
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Tabelle 1 

Ökosystemleistungen für das menschliche Wohlergehen und die wirtschaftliche Entwicklung9 

A Basisleistungen B Versorgungsleistungen 

 
 Bodenbildung 10 
 Erhaltung der Nährstoffkreisläufe 11 
 Erhaltung des globalen Wasserkreislaufs 12 
 Sauerstoffproduktion13 

 

 
 Nahrung und Futtermittel 14  
 Trinkwasser 15 16 
 Medikamente 17 
 Technische Innovationen 18 
 Genetische Ressourcen19 

 

C Regulierende Leistungen D Kulturelle Leistungen 

 
 Klimaregulierung/Kohlenstoffspeicherung 20 
 Erosionsschutz 21 
 Hochwasserschutz 22 
 Bodenfruchtbarkeit 23 
 Bestäubung von Kulturpflanzen 24 25 26 
 Biologische Schädlingsregulierung 27 28 
 Regulierung von Krankheitserregern 29 
 Lärmschutz, Luftreinhaltung und 

Klimaregulation in Städten 30 31 32 
 

 
 Erholung 33  34 
 Tourismus 35 36 
 Allgemeines Wohlbefinden 37 
 Standortfaktor 38 39 40 
 Ästhetischer Genuss 41 
 Raumgebundene Identität («Heimatgefühl») 42 

 

1.3 Markanter Rückgang der Biodiversität gefährdet die Wohlfahrt der Schweiz 

Der Verlust von Biodiversität und die Beeinträchtigung der Ökosystemleistungen verschärfen die 

grossen Herausforderungen des 21. Jahrhunderts zusätzlich (z.B. Nahrungsmittelproduktion, das 

Angebot an Erholungsgebieten oder die Bereitstellung von sauberem Trinkwasser). Der globale Bio-

diversitätsverlust ist eine der neun wichtigsten Belastbarkeitsgrenzeni unseres Planeten und eine 

von vier Grenzen, welche bereits überschritten wurdenii (neben Klimawandel und Stickstoffkreis-

lauf).43  

Folgen des Biodiversitätsverlusts 
 

Die Produkte und Leistungen der Ökosysteme wurden bisher als selbstverständlich betrachtet 

und in der Regel kostenlos genutzt. Der anhaltende Verlust an Biodiversität und die damit  

verbundene Schädigung von Ökosystemen werden jedoch mittel- bis langfristig zu  

hohen gesellschaftlichen Kosten führen, da mit der Biodiversität auch die  

Leistungen der Ökosysteme unwiderruflich verlorengehen. 

 
 

Ohne dem anhaltenden Biodiversitätsverlust in unserem Land Gegensteuer zu geben, riskieren auch 

wir den Verlust von Natur und Ökosystemleistungen und den Verlust an Lebensqualität. Die Bio-

diversität und die damit verbundenen Leistungen der Ökosysteme für Wirtschaft und Gesellschaft 

lassen sich nur zu einem sehr kleinen Teil durch technische Massnahmen ersetzen. Biodiversitäts-

verlust betrifft somit nicht nur heutige, sondern auch künftige Generationen. Nur wenn diese auf eine 

reichhaltige und gegenüber Veränderungen reaktionsfähige Biodiversität zurückgreifen können, wer-

den sie die globalen Herausforderungen erfolgreich bewältigen können.  

                                                   
i Die Belastbarkeitsgrenzen zeigen, wie viel Umweltbelastung verträglich ist, damit sich der Mensch noch innerhalb einer 

Bandbreite von Umweltbedingungen bewegt, die für ihn günstig sind. Zu diesen Grenzen zählen der Klimawandel, Biodiver-
sitätsverlust oder biogeochemische Kreisläufe (Stickstoff und Phosphor). 
ii Das Überschreiten der festgelegten Grenzen birgt die Gefahr irreversibler und plötzlicher Umweltveränderungen, so dass 

sich die Bewohnbarkeit der Erde für die Menschheit verringert. 
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2 Handlungsbedarf 

Der Handlungsbedarf für die Biodiversität ist gross und dringend. In Zukunft werden die zunehmende 

Überbauung und Zerschneidung von Lebensräumen, die Intensivierung der landwirtschaftlichen Nut-

zung in den Gunstlagen der Berggebiete, der Rückzug der Landwirtschaft aus schwierig zu bewirt-

schaftenden Flächen, die Auswirkungen des Klimawandels, die Zunahme von Freizeitaktivitäten in 

bisher ungestörten Regionen sowie die Ausbreitung invasiver gebietsfremder Arten den bereits star-

ken Druck auf die Biodiversität noch weiter erhöhen.44 45 46  

Dringender Handlungsbedarf 

 

Das langfristige Überleben vieler Arten ist nicht gesichert. 

Der Anteil intakter, naturnaher Flächen  

ist im Schweizer Mittelland und in den Tallagen der Berggebiete  

auf einem bedenklich tiefen Niveau angelangt. 

Ohne massive zusätzliche Anstrengungen werden die  

Verluste landesweit weiter fortschreiten. 47 

 

 

2.1 Zustand der Biodiversität in der Schweiz 

Die Biodiversität in der Schweiz ist in einem unbefriedigenden Zustand.48 49 In den vergangenen 

Jahrzehnten wurden verschiedene Instrumente entwickelt, um Kenntnisse über den Zustand der 

Biodiversität zu gewinnen und um die Biodiversität zu erhalten.iii Damit konnte in den letzten zwanzig 

Jahren der Verlust von Biodiversität in der Schweiz zwar minimal gebremst, jedoch bei weitem nicht 

gestoppt werden. Die Ausdehnung von Siedlungen und Verkehrsinfrastrukturen, die Zunahme von 

Tourismus- und Freizeitaktivitäten in bisher ungestörten Regionen, der Ausbau erneuerbarer Ener-

gien, die zunehmend intensive landwirtschaftliche Nutzung in Berggebieten, die Zerschneidung na-

türlicher Lebensräume, die direkten und indirekten Auswirkungen des Klimawandels sowie die Aus-

breitung invasiver gebietsfremder Arten werden in der Schweiz den bereits starken Druck auf die 

Biodiversität noch weiter erhöhen. 50 51 

Zudem treten immer häufiger diejenigen Faktoren, welche zu Biodiversitätsverlusten führen, gleich-

zeitig auf und überlagern sich, so dass sich die negativen Effekte auf die Biodiversität vervielfachen. 

Zudem können Leistungen der Ökosysteme (siehe Tab. 1) schlagartig verloren gehen.52 Verschär-

fend kommt hinzu, dass von vielen Arten noch nicht bekannt ist, welche Funktionen sie im Ökosy-

stem einnehmen, welchen Nutzen die Menschen und die Wirtschaft aus ihnen ziehen können oder 

welche Rolle sie in Zukunft einnehmen werden (beispielsweise bei verändernden Klimabedingun-

gen).53 Inzwischen hat sich gezeigt, dass nicht nur häufige, sondern auch seltene Arten für die 

Leistungserbringung von Ökosystemen von hoher Bedeutung sind.54 Eine Trendwende beim Bio-

diversitätsverlust ist somit von grosser Dringlichkeit. 

 

2.2 Internationale Verpflichtungen 

Die 13. Vertragsstaatenkonferenz der Biodiversitätskonvention (Convention on Biological Diversity, 

CBD) in Cancún (Mexiko) richtete im Dezember 2016 einen eindringlichen Appell an die Weltge-

meinschaft, rasch zu handeln: Sämtliche Politik- und Wirtschaftsbereiche sollen die Erhaltung und 

                                                   
iii bspw. Biotopinventare, Rote Listen, Biodiversitätsmonitoring, ökologischer Ausgleich in der Landwirtschaft , Sanierung der 
Wasserkraft 
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Förderung der Biodiversität respektive der Ökosystemleistungen zu ihrem zentralen Ziel machen, 

um das menschliche Wohlergehen langfristig zu sichern. 

Die Mahnungen wiederholen sich in regelmässigen Abständen. Schon anlässlich der 10. Konferenz 

der Vertragsstaaten der Biodiversitätskonvention im Oktober 2010 in Nagoya (Japan) wurde deut-

lich, dass der Biodiversitätsverlust weltweit rasant fortschreitet.55 Keiner der Vertragsstaaten des 

Übereinkommens, darunter auch die Schweiz, hatte das im Jahr 2002 vereinbarte Ziel erreicht, den 

Verlust der Biodiversität signifikant zu reduzieren. Als Reaktion verabschiedete die Vertragsstaaten-

konferenz für die Jahre 2011 bis 2020 den Strategischen Plan für die Erhaltung der Biodiversität.56 

Dieser beinhaltet fünf strategische Ziele mit insgesamt 20 Umsetzungszielen (sog. Aichi-Biodiversi-

tätsziele). Er soll als Rahmen für nationale und regionale Zielsetzungen dienen und eine kohärente 

und effiziente Umsetzung der Hauptziele der Biodiversitätskonvention fördern. Eine der zentralen 

Forderungen verlangt, dass die Vertragsstaaten nationale Biodiversitätsstrategien und dazugehörige 

Aktionspläne beschliessen und bis 2020 umsetzen. In der Schweiz haben die Aichi-Biodiversitäts-

ziele bereits in den Zielen der Strategie Biodiversität Schweiz des Bundesrates Eingang gefunden.57 

Am 25. September 2015 haben die 193 Mitgliedsstaaten der Vereinten Nationen die Agenda 2030 

für nachhaltige Entwicklung verabschiedet. Sie ist seit 2016 der global geltende Rahmen für die 

nationalen und internationalen Bemühungen zur gemeinsamen Lösung der grossen Herausforde-

rungen der Welt.58 Dazu gehört auch die Erhaltung der Biodiversität. Die Strategie Nachhaltige Ent-

wicklung 2016–2019 des Bundesrates orientiert sich an der Agenda 2030.59 Kernbestandteil der 

Agenda 2030 sind die 17 Ziele für nachhaltige Entwicklung (Sustainable Development Goals, SDGs) 

und ihre 169 Unterziele.iv Ziel 15 fordert, Landökosysteme zu schützen, wiederherzustellen und ihre 

nachhaltige Nutzung zu fördern sowie den Biodiversitätsverlust zu stoppen. Die Umsetzung der 

Aichi-Biodiversitätsziele gilt als ein wichtiger Beitrag zur Umsetzung der Agenda 2030. 

 

  
                                                   
iv https://www.eda.admin.ch/agenda2030/de/home/agenda-2030/die-17-ziele-fuer-eine-nachhaltige-entwicklung.html 

Seite 48



Aktionsplan Strategie Biodiversität Schweiz  

 

 

/00002/00035/00004/00027/Q421-1166 9/50 

 

3 Aktionsplan Strategie Biodiversität Schweiz 

3.1 Von der Strategie zum Aktionsplan 

Das schweizerische Parlament reagierte auf den Verlust der Biodiversität und auf die entsprechen-

den internationalen Entwicklungen, indem es am 18. September 2008 die Erarbeitung einer Strategie 

Biodiversität Schweiz in die Legislaturplanung 2007 – 2011 aufnahm. Mit Bundesratsbeschluss vom 

1. Juli 2009 wurde das Eidgenössische Departement für Umwelt, Verkehr, Energie und Kommuni-

kation (UVEK) beauftragt, eine entsprechende Strategie zu erarbeiten. In der am 25. April 2012 durch 

den Bundesrat verabschiedeten Strategie Biodiversität Schweiz sind zehn strategische Ziele zur 

Förderung und zur langfristigen Erhaltung der Biodiversität formuliert, an denen sich alle Akteure zu 

orientieren haben, um gemeinsam genügend Wirkung zu entfalten und klare Ergebnisse zu errei-

chen. 

Die Strategie Biodiversität Schweiz formuliert als Oberziel: «Die Biodiversität ist reichhaltig und ge-

genüber Veränderungen reaktionsfähig. Die Biodiversität und ihre Ökosystemleistungen sind lang-

fristig erhalten». Die zehn strategischen Ziele sind aufeinander abgestimmt, beeinflussen und unter-

stützen sich in der Umsetzung gegenseitig und orientieren sich an den Aichi-Biodiversitätszielen. 

Mit seinem Beschluss vom 25. April 2012 zur SBS erteilte der Bundesrat UVEK den Auftrag, einen 

Aktionsplan zu erarbeiten, der die Ziele der SBS konkretisiert und ein Gesamtpaket an Massnahmen 

zur Zielerreichung vorschlägt. Die Erarbeitung des Aktionsplans zur Strategie Biodiversität Schweiz 

(Aktionsplan Biodiversität) ist Bestandteil der Legislaturplanungen 2011 – 201560 und 2015 – 201961. 

Es war dem Bundesrat ein Anliegen, die Massnahmen in einem partizipativen Prozess ausarbeiten 

zu lassen, um eine breit abgestützte Akzeptanz bei den von der Umsetzung betroffenen Partnern 

und Akteuren zu erreichen. Durch den intensiven Dialog sollten auch mögliche Interessensgegen-

sätze offensichtlich werden. Die Erarbeitung eines ersten Massnahmenpakets unter der 

Federführung des Bundesamtes für Umwelt (BAFU) erfolgte unter Einbezug von 650 Fachleuten aus 

250 Verbänden und Organisationen.62 Die vorgeschlagenen Massnahmen wurden vom BAFU sowie 

von weiteren Bundesämtern geprüft, bewertet, konkretisiert und gebündelt. Ende 2013 lag eine erste 

Fassung des Aktionsplans Biodiversität mit 110 Massnahmen vor. Im Zentrum der 

Konkretisierungsarbeiten stand die Frage, ob und in welchem Umfang die zehn Ziele der Strategie 

Biodiversität Schweiz mit den Massnahmen des Aktionsplans erreicht werden können.  

Am 18. Februar 2015 entschied der Bundesrat, den Kantonen diejenigen Massnahmen zur Vorkon-

sultation vorzulegen, welche die Kantone in Bezug auf die Umsetzung sowie in finanzieller und per-

soneller Hinsicht direkt betreffen. Die meisten Kantone zeigten sich sowohl mit der generellen Stoss-

richtung der Massnahmen als auch mit dem vorgeschlagenen zeitlichen Umsetzungshorizont ein-

verstanden. Aufgrund der Rückmeldungen der Kantone wurden die im Aktionsplan Biodiversität be-

schriebenen Massnahmen auf Synergien und Doppelspurigkeiten hin geprüft und überarbeitet. Die 

Ergebnisse der Vorkonsultation sind in einem Bericht zusammengefasst.63  

Das BAFU hat den Massnahmenkatalog im Anschluss an die Vorkonsultation unter Berücksichtigung 

der Rückmeldungen der Kantone und der bereits angegangenen oder umgesetzten Aktivitäten (z.B. 

Streichung bereits umgesetzter Massnahmen wie die Erarbeitung einer Strategie zu invasiven ge-

bietsfremden Arten64) in mehreren Schritten überarbeitet und konsolidiert. Die Massnahmen wurden 

– mit Blick auf deren Wirkung, Dringlichkeit und Finanzierbarkeit – priorisiert, gebündelt und zeitlich 

gestaffelt. 

Damit die dringendsten Defizite der Biodiversität in der Schweiz rasch angegangen werden können, 

hat der Bundesrat am 18. Mai 2016 beschlossen, in den Bereichen Naturschutz und Waldbiodiver-

sität zusätzlich 55 Millionen Franken zu investieren, weitere 80 Millionen Franken wurden zu diesem 

Zweck aus dem Budget des BAFU umdisponiert (Sofortmassnahmen).65 Somit kann der Bund für 
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die Jahre 2017 bis 2020 insgesamt 135 Millionen Franken für dringliche Sanierungs- und Aufwer-

tungsmassnahmen in Biotopen von nationaler Bedeutung, für Fördermassnahmen im Bereich Wald-

biodiversität sowie zur Bekämpfung invasiver gebietsfremder Arten aufwenden. Die Kantone beteili-

gen sich in ähnlichem Umfang an der Finanzierung der Sofortmassnahmen. Den rechtlichen Rah-

men zur Umsetzung der Sofortmassnahmen bilden sowohl das Natur- und Heimatschutz- als auch 

das Waldgesetz. Die Mittelvergabe richtet sich nach den im Handbuch Programmvereinbarungen im 

Umweltbereich festgehaltenen Ziele und Massnahmen.66  

 

3.2 Der Aktionsplan – Drei Aktionsbereiche mit 26 Massnahmen 

3.2.1 Aktionsbereiche der Massnahmen 

Direkte, langfristige Förderung der Biodiversität. Ein Kernanliegen der Strategie Biodiversität 

Schweiz ist der Auf-, Ausbau und Unterhalt einer landesweiten Ökologischen Infrastruktur. Diese 

stellt schweizweit die Vernetzung ökologisch wertvoller Flächen sicher und bildet damit sowohl die 

räumliche als auch die funktionale Basis für eine reichhaltige, gegenüber Veränderungen reaktions-

fähige und langfristig erhaltene Biodiversität. Dazu muss die biologische Qualität bestehender 

Schutzgebiete verbessert werden sowie die räumliche und funktionale Vernetzung zwischen schutz-

würdigen Lebensräumen gesichert sein. Eine funktionale Vernetzung von Lebensräumen besteht 

dann, wenn der Austausch und die Bewegungen von Individuen, Genen und ökologischen Prozes-

sen (beispielsweise durch Wanderung) zwischen diesen Lebensräumen mit Korridoren und Trittstei-

nen gewährleistet sind. Wo nötig sollen Schutzgebiete ergänzt oder Gebiete bestimmt werden, in 

denen Massnahmen zur spezifischen Förderung von Arten getroffen werden können. Davon profi-

tieren insbesondere gefährdete Arten, für deren Erhaltung die Schweiz eine internationale Verant-

wortung trägt (National Prioritäre Arten). 

 

Nachhaltige Nutzung, ökonomische Werte, internationales Engagement. Es existieren zahlrei-

che Schnittstellen zwischen der Biodiversitätspolitik des Bundes und anderen Politikbereichen oder 

Strategien, welche schon heute zur Erhaltung der Biodiversität beitragen. Dazu zählen z.B. das 

Landschaftskonzept Schweiz (LKS)67, die Immobilienstrategie des Departements für Verteidigung, 

Bevölkerungsschutz und Sport VBS68, die Wachstumsstrategie Tourismus69, die Agrarpolitik70, der 

Aktionsplan zur Risikoreduktion und nachhaltigen Anwendung von Pflanzenschutzmitteln71, das 

Raumkonzept Schweiz72, die Waldpolitik 202073, der Aktionsplan zur Anpassung an den Klimawan-

del74, die Agglomerationspolitik75, der Sachplan Verkehr76, der Aktionsplan zur Strategie nachhaltige 

Entwicklung77, die Aussenpolitik78 oder die Luftreinhalte-79 und Chemikalienpolitik80. Im Rahmen der 

vorgeschlagenen Massnahmen gilt es nun, diese Schnittstellen anzugehen, Synergiepotenzial 

zugunsten der Biodiversität zu beschreiben und mögliche Synergien zu nutzen.  

Dabei ist zu beachten, dass sich Schutz und Nutzung der Biodiversität nicht gegenseitig ausschlies-

sen müssen. Beispielsweise besteht auch in Räumen, in denen die Biodiversität unter Druck ist (z.B. 

landwirtschaftlich genutzte Flächen, Siedlungsräume), grosses Potenzial zur Biodiversitätsförderung 

(z.B. naturnahe Flächen mit Vernetzungs- und Lebensraumfunktion als Teil der Ökologischen Infra-

struktur) – mit unmittelbar positiven Auswirkungen für die Bevölkerung (z.B. Erhaltung und Steige-

rung der Bodenqualität, Regulation von Luftqualität und Mikroklima, Lärmreduktion, Natur als Kon-

trast zur bebauten Umwelt).v  

 

Generierung und Verbreitung von Wissen. Der schlechte Umweltzustand und der dringende 

Handlungsbedarf für die Biodiversität sind unzureichend im Denken und Handeln der Schweizer 

Wirtschaft und Gesellschaft verankert. Insbesondere fehlt es der Bevölkerung an Wissen über die 

Vielfalt der Arten und ihrer Lebensräume81. Die Öffentlichkeit soll deshalb schwerpunktmässig für 

                                                   
v Zurzeit leben fast drei Viertel der Bewohnerinnen und Bewohner der Schweiz in Städten und Agglomerationen.  
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die Problematik des Biodiversitätsverlustes beziehungsweise den Nutzen ihrer Förderung sensibili-

siert werden. Zudem sollen das Wissen um Prozesse in der Natur und das Verständnis über ökolo-

gische Zusammenhänge sowie Artenkenntnisse verstärkt in Aus- und Weiterbildungen einfliessen 

resp. praxisorientierte Fragestellungen rund um die Biodiversität im Zentrum von Forschungsprojek-

ten und -schwerpunkten stehen. Der Bund unterstützt die Anstrengungen zur Förderung der Bio-

diversität, indem er einerseits in seinen Aufgabenbereichen selber handelt und seine Vorbildrolle 

wahrnimmt, andererseits Vollzugsbehörden oder Dritten Instrumente, Wissen und Finanzen zur Ver-

fügung stellt.  

 

3.2.2 Massnahmen des Aktionsplans SBS 

Der vorliegende Aktionsplan zur Strategie Biodiversität Schweiz (SBS) formuliert 26 Massnahmen 

(Tabellen 2 und 3), die sich an den Zielen der SBS orientieren (Anhang B) und das Engagement 

sämtlicher Sektoren für die Biodiversität erfordern (Anhang C). Nach dem Beschluss des Bundesrats 

zum Aktionsplan SBS sollen die Massnahmen vom BAFU gemeinsam mit den betroffenen Bundes-

stellen und den Umsetzungspartnern im Detail ausformuliert und insbesondere durch die massge-

benden Indikatoren für die Erfolgskontrolle ergänzt werden. Dabei sollen die Rückmeldungen aus 

verschiedenen Treffen mit den betroffenen Kantonen und Bundesstellen und die in diesem Zusam-

menhang erarbeiteten Massnahmenbeschreibungen berücksichtigt werden. Die detaillierten 

Massnahmenbeschreibungen werden durch den Bund dokumentiert und publiziert. 

 

Sofortmassnahmen (siehe Kp. 4.1). Der Bundesrat hat am 18. Mai 2016 beschlossen, die Kantone 

während der Jahre 2017 – 2020 bei der Durchführung von Massnahmen zur dringenden Abfederung 

von Vollzugsdefiziten in den Bereichen Naturschutz und Waldbiodiversität zu unterstützen. Diese 

Sofortmassnahmen orientieren sich an den Vollzugsaufgaben, welche im Vierjahresrhythmus im 

Rahmen der Programmvereinbarungen im Umweltbereich zwischen Bund und Kantonen festgelegt 

werden.82 Die Sofortmassnahmen haben zum Ziel, die schon laufenden Anstrengungen der Kantone 

im Umweltbereich zu ergänzen und werden deshalb in Nachverhandlungen zu den Vereinbarungen 

zur Programmperiode 2016 – 2020 festgelegt und sollen in den Jahren 2021 – 2023 weitergeführt 

werden.  

Die in Kapitel 4.1 aufgelisteten Massnahmen bilden dabei die wichtigsten Themenbereiche für Pro-

jekte und für weitere Initiativen zur Umsetzung von Sofortmassnahmen ab. Vorab Biotope von na-

tionaler aber auch solche von kantonaler und regionaler Bedeutung sind in einem qualitativ schlech-

ten Zustand und müssen saniert, aufgewertet oder unterhalten werden. In den Schweizer Wäldern 

hat sich die Situation für die Biodiversität vorab aufgrund der Umsetzung der Waldpolitik 2020 bereits 

etwas verbessert. Jedoch reichen diejenigen Gebiete, in denen die Biodiversität vor den Interessen 

des Menschen Vorrang hat, nicht aus, um die Biodiversität im Wald langfristig erhalten zu können. 

Auch fehlt es an Alt- und Totholz, damit genügend Lebensräume für holzbewohnende Arten bereit-

stehen. Rund ein Viertel aller in den Schweizer Wäldern lebenden Arten (rund 6000) sind für ihr 

Überleben auf Alt- bzw. Totholz angewiesen. Dringender Handlungsbedarf besteht zudem für die 

National Prioritären Arten welche auf vielfältige Lebensräume und Strukturen auch ausserhalb von 

Biotopen angewiesen sind.  

 

Synergiemassnahmen (siehe Kp. 4.2). Diese Massnahmen haben zum Ziel Grundlagen zu ver-

bessern, konzeptionelle Rahmenbedingungen zu definieren und Synergiepotenzial zu nutzen, so 

dass die Biodiversität innerhalb einzelner Sektoren und Politikbereiche (z.B. Naturschutz, Landwirt-

schaft, Raumplanung) oder in gemeinsamer Anstrengung verschiedener Sektoren und Politikberei-

che noch optimaler gefördert werden kann. Dazu gehören beispielsweise, bestehende Instrumente 

zur Lebensraumförderung wirkungsvoller einzusetzen, Best-Practice Beispiele zur Verfügung zu 
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stellen (z.B. Musterbaureglemente) oder biodiversitätsrelevante Faktoren in Entscheidungsfindungs-

prozesse zu integrieren (z.B. Vermeidung von Fehlanreizen bei Subventionsvergaben im Inland oder 

bei der internationale Biodiversitätsfinanzierung). Ausserdem muss die langfristige Sicherung des 

Raums für die Erhaltung der Biodiversität in Quantität, Qualität und regional optimaler Verteilung 

konzeptionell verankert werden. 

 

Massnahmen mit Pilotprojekten (siehe Kp. 4.3). Pilotprojekte gewährleisten erste konkrete und 

wirkungsvolle Schritte zur Umsetzung komplexer und aufwendiger Massnahmen. Dies betrifft insbe-

sondere die Schaffung resp. Weiterentwicklung der Ökologischen Infrastruktur (z.B. durch die För-

derung der regionalen Vernetzungsplanung), die Artenförderung (National Prioritäre Arten) sowie die 

Sensibilisierung von Anspruchsgruppen und der Öffentlichkeit für die Relevanz der Biodiversität für 

das Wohlergehen der menschlichen Gesellschaft. Die Pilotprojekte zeigen auf, wie die zur Verfügung 

stehenden Ressourcen in der Praxis effektiv und effizient für die Biodiversität eingesetzt werden 

können. 

Tabelle 2 

Massnahmen des Aktionsplans Biodiversität, welche in einer ersten Umsetzungsphase  
2017 – 2023 umgesetzt werden. 

 Kapitel 

Sofortmassnahmen 4.1 

Unterhalt und Sanierung bestehender Schutzgebiete 4.1.1 

Schaffung und Unterhalt von Waldreservaten 4.1.2 

Quantitative und qualitative Sicherstellung von Alt- und Totholz 4.1.3 

Spezifische Förderung National Prioritärer Arten 4.1.4 / 4.3.4 

Synergiemassnahmen  4.2 

Konzeption der landesweiten Ökologischen Infrastruktur 4.2.1 

Entwicklung einer Bodenstrategie Schweiz 4.2.2 

Anpassung der landwirtschaftlichen Produktion an die natürlichen Standortbedin-
gungen 

4.2.3 

Evaluation der Wirkung von Bundessubventionen 4.2.4 

Berücksichtigung von Ökosystemleistungen bei raumrelevanten Entscheidungen 4.2.5 

Ergänzung der bestehenden Nachhaltigkeitsstandards mit Aspekten der  
Biodiversität 

4.2.6 

Anforderungen der Biodiversität in Musterbaureglementen 4.2.7 

Internationale Zusammenarbeit zugunsten der Biodiversität  und Umsetzung der  
Verpflichtungen im Bereich Biodiversitätsfinanzierung 

4.2.8 

Nutzung internationaler Erkenntnisse zugunsten der nationalen  
Biodiversitätspolitik 

    4.2.9  

Massnahmen mit Pilotprojekten 4.3 

Regionale Vernetzungsplanung der ökologisch wertvollen Lebensräume   4.3.1 

Optimierung der sektorübergreifenden Lebensraumförderung 4.3.2 

Biodiversitätsfördernde Rückzonungen 4.3.3 

Spezifische Förderung National Prioritärer Arten 4.3.4 

Sensibilisierung für das Thema Biodiversität 4.3.5 
Vorbildlicher Schutz und Förderung der Biodiversität auf aktiv genutzten Arealen 
des Bundes 

4.3.6 
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Tabelle 3 

Zu prüfende Massnahmen für eine zweite Umsetzungsphase 2024 – 2027 

 Kapitel 

Massnahme 5 

Verbindliche Sicherung besonders wertvoller Biodiversitätsflächen 5.1 

Ausarbeitung und Weiterentwicklung sektorspezifischer Instrumente und  
Programme zur Vermeidung der genetischen Verarmung 

5.2 

Auf- und Ausbau von Ex-situ-Sammlungen zur Erhaltung prioritärer genetischer 
Ressourcen und gefährdeter Arten 

5.3 

Stärkung der Schweizer Forschung im Bereich Biodiversität 5.4 

Stärkung des Themas Biodiversität in der Allgemein- und Berufsbildung 5.5 

Sektorspezifische Stärkung des Themas Biodiversität in der Weiterbildung und 
Beratung 

5.6 

Stärkung der Massnahmen gegen den illegalen Handel mit Tieren und Pflanzen 5.7 

Optimiertes und modernisiertes Datenmanagement 5.8 

 

3.2.3 Pilotprojekte 

Die Pilotprojektevi (Anhang A) werden unter der Federführung des UVEK (BAFU) und in Zusammen-

arbeit der betroffenen Bundesämter durchgeführt. Im Bereich Strasse und Bahninfrastruktur ist eine 

Zusammenarbeit zwischen dem BAFU und dem Bundesamt für Strassen (ASTRA) und dem Bun-

desamt für Verkehr (BAV) vorgesehen. Für den Themenbereich der Sicherung von Bundesflächen 

für die Biodiversität ist eine Zusammenarbeit mit dem Eidgenössischen Departement für Verteidi-

gung, Bevölkerungsschutz und Sport (VBS) geplant. 

 

Pilotprojekte mit Federführung BAFU. Die Pilotprojekte (Anhang A) tragen dazu bei, den Auf- und 

Ausbau der Ökologischen Infrastruktur zu beschleunigen, z.B. durch die Aufwertung des Gewässer-

raums für die Biodiversität oder durch die Förderung der Biodiversität in Agglomerationen. Die För-

derung national prioritärer Arten strebt danach, den spezifischen Anforderungen dieser Arten an ih-

ren Lebensraum Rechnung zu tragen oder ihr langfristiges Überleben anderweitig fördern. Die Pilot-

projekte sollen den ökonomischen Mehrwert der Biodiversitätsförderung (z.B. Erhöhung von 

Standortqualitäten, Inwertsetzung des Gewässerraums für Wirtschaft und Gesellschaft) zeigen und 

zur Sensibilisierung von Entscheidungstragenden in Wirtschaft, Politik und Gesellschaft, aber auch 

der breiten Bevölkerung beitragen (z.B. Naturerlebnisse in Siedlungsgebieten).  

 

Pilotprojekte im Bereich Strasse. Verkehrsinfrastrukturen (Strasse, Schiene) haben eine erhebli-

che beeinträchtigende Wirkung auf die Biodiversität.83 Das ASTRA berücksichtigt im Rahmen von 

Bauvorhaben schon heute Auflagen des BAFU zugunsten der Biodiversität resp. der Umweltvor-

schriften. Beispielsweise kann durch die Wahl geeigneter Querungshilfen die Zerschneidungsfunk-

tion von Verkehrsträgern verringert werden. Die Pilotprojekte BAFU-ASTRA wollen die Bemühungen 

zur Sanierung der Wildtierkorridore verbessern und ergänzen. Zudem soll das Potenzial der Grün-

räume entlang von Verkehrsinfrastrukturen als Lebensraum besser genutzt werden (gemäss der 

vom ASTRA angewandten Methodik zur Pflege der Grünräume entlang der Nationalstrassen).vii  

Im Rahmen der gemeinsamen Pilotprojekte wird das ASTRA abklären, ob es möglich sein wird, den 

Zeitplan des Nationalstrassenprogramms Sanierung der Wildtierkorridore zu straffen. Dazu wird das 
                                                   
vi Die definitive Ausarbeitung der Projektbeschriebe der Pilotprojekte ist Teil der Umsetzung des Aktionsplans SBS.  
vii Standortangepasster Böschungsunterhalt gemäss ASTRA-Richtlinie 18007 Grünräume an Nationalstrassen und der da-

zugehörenden Dokumentation 88007 Methodologie zur Festsetzung von Biodiversitätsschwerpunkten. 
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BAFU in Zusammenarbeit mit den Kantonen bis Ende 2019 die Grundlagen zum Handlungsbedarf 

zur Sanierung von Wildtierkorridoren von überregionaler Bedeutung überarbeiten und ergänzen. Zu-

dem soll modellhaft anhand von Massnahmen für Fledermäuse der Schutz und die Förderung natio-

nal prioritärer Arten aufgezeigt werden. 

 

Pilotprojekte im Bereich Bahninfrastruktur. Auch Bahninfrastrukturen haben eine erhebliche be-

einträchtigende Wirkung auf die Biodiversität. Deshalb wird im Bereich der Neubauten von Bahninf-

rastrukturen bereits heute einiges für die Biodiversität unternommen. Das BAV stellt jedoch Hand-

lungsbedarf beim konkreten Unterhalt fest (z.B. Böschungsunterhalt). Das BAV soll das BAFU daher 

in Zukunft noch besser bei der Förderung der Biodiversität im Eisenbahnbereich unterstützen. Vor-

gesehen sind insbesondere der bessere Schutz, die Förderung sowie die langfristige Erhaltung der 

Biodiversität durch die Bahninfrastrukturbetreiberinnen. Ab 2021 will das BAV die Biodiversität als 

Bestandteil in die Leistungsvereinbarungen aufnehmen. Dazu definiert das BAV zusammen mit den 

Bahninfrastrukturbetreiberinnen entsprechende Leistungsziele und kontrolliert deren Einhaltung. Die 

Umsetzung der Massnahmen liegt in der Verantwortung der Infrastrukturbetreiberinnen. Diese sind 

dazu angehalten, die Massnahmen verhältnismässig und im Rahmen anstehender Unterhaltsarbei-

ten umzusetzen, damit der effiziente Mitteleinsatz gewährleistet wird. Weiter sollen mit den Bahninf-

rastrukturbetreiberinnen weitere Pilotprojekte formuliert werden. Die Kernanliegen des BAFU betref-

fen den standortangepassten Böschungsunterhalt, Querungshilfen (Über-/Unterführungen) von 

Bahntrassen sowie eine biodiversitätsrelevante Ausgestaltung resp. einen entsprechenden Unter-

halt der Bahnhofsareale. Diese Massnahmen sollen insbesondere der Stärkung der Ökologischen 

Infrastruktur, aber auch der Förderung National Prioritärer Arten dienen. 

 

Pilotprojekt im Bereich Sicherung von Bundesflächen für die Biodiversität. Auf zahlreichen 

Arealen im Eigentum des Eidgenössischen Departements für Verteidigung, Bevölkerungsschutz und 

Sport (VBS) befinden sich Biotope, Lebensräume und Artenhotspots, welche für die Erhaltung und 

Förderung der Biodiversität in der Schweiz, insbesondere für den Auf- und Ausbau der Ökologischen 

Infrastruktur von grosser Relevanz sind. Im Zuge der Weiterentwicklung der Armee werden in den 

nächsten Jahren mehrere Standorte und Immobilien aus der militärischen Nutzung entlassen und 

können für eine zivile Nachnutzung zur Verfügung stehen (Dispositionsbestand, gemäss Stationie-

rungskonzept der Armee). Das BAFU und das VBS erstellen deshalb im Rahmen eines gemeinsa-

men Pilotprojekts eine Gesamtübersicht biodiversitätsrelevanter Flächen und Immobilien aus dem 

Dispositionsbestand der Armee. Dabei wird auch geprüft, welche Flächen vorerst im Besitz des Bun-

des bleiben sollen, so dass sie in einem zweiten Schritt für einen allfälligen Flächenaustausch mit 

den Kantonen im Sinne der Biodiversitätsförderung zur Verfügung stehen. Zudem müssen auch 

Rahmenbedingungen für die Sicherstellung einer nachhaltigen Bewirtschaftung festgelegt werden.  

 

3.3 Umsetzungsphasen, Finanzierung und Berichterstattung 

Der dringende Handlungsbedarf für die Biodiversität ist gegeben (siehe auch Kp. 2). Der Umsetzung 

von Massnahmen zugunsten der Biodiversität stehen jedoch die realpolitischen und insbesondere 

die finanziellen und zeitlichen Rahmenbedingungen in der Schweiz entgegen. Die angespannten 

Haushaltslagen resp. die Sparanstrengungen bei Bund und Kantonen schränken die Möglichkeiten 

stark ein, zusätzliche finanzielle oder personelle Ressourcen für die Verbesserung des Umweltzu-

stands aufzuwenden und diese Ressourcen auch über längere Zeit zu garantieren. Als Folge davon 

wird die Umsetzung der Massnahmen des Aktionsplans in die Praxis schrittweise und über weite 

Strecken auf Basis schon bestehender Ressourcen erfolgen müssen.  
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Die zeitliche Umsetzung des Aktionsplans Biodiversität ist vorerst für zwei Umsetzungsphasen 

(siehe Abb. 1) vorgesehen. Die Umsetzungsphase I umfasst die Jahre 2017 – 2023, die Umset-

zungsphase II die Jahre 2024 – 2027. Das Ende der Umsetzungsphase I sowie die ganze Umset-

zungsphase II orientieren sich bewusst an den Perioden der Programmvereinbarungen im Umwelt-

bereich zwischen Bund und Kantonen. Die Programmvereinbarungen stellen ein Subventionsinstru-

ment des Bundes für Verbundaufgaben im Umweltbereich dar. Damit wird ein effizienter und effek-

tiver Einsatz der vorhandenen Ressourcen zugunsten der Biodiversität ermöglicht. Gleichzeitig kann 

der Bund im Rahmen der Programmvereinbarungen Schwerpunkte zur Förderung der Biodiversität 

setzen und der Austausch zwischen Bund und Kantonen zur Umsetzung entsprechender Massnah-

men kann verstärkt werden.  

 

Umsetzungsphase I: 2017 – 2023. Im Rahmen der Umsetzungsphase I werden Massnahmen zur 

dringenden Stärkung des Vollzugs realisiert (Sofortmassnahmen), Synergiemassnahmen sowie ab 

2019 auch Pilotprojekte.  

 

Wirkungsanalyse 2022 und Finanzentscheid 2023. Sämtliche Massnahmen und Pilotprojekte der 

Umsetzungsphase I werden 2022 hinsichtlich ihrer ökologischen und ökonomischen Wirkung auf die 

Erhaltung und die Förderung der Biodiversität evaluiert. Diese Wirkungsanalysen bilden die Basis 

für die inhaltlichen und finanziellen Entscheide in Hinblick auf die Umsetzungsphase II. Anträge zu 

einer allfälligen Weiterführung von Massnahmen oder Projekten resp. die Ergänzung des Aktions-

plans Biodiversität durch weitere Massnahmen werden spätestens 2023 dem Bundesrat vorgelegt. 

 

Umsetzungsphase II: 2024 – 2027. In der Umsetzungsphase II werden Massnahmen der Umset-

zungsphase I fortgesetzt, angepasst oder durch weitere Massnahmen ergänzt. Aus heutiger Sicht 

wird die Fortsetzung der Sofortmassnahmen zur dringenden Verstärkung des Vollzugs zugunsten 

der Biodiversität unbedingt notwendig sein. Die bestehenden Defizite sind derart gross, dass sie bis 

Ende 2023 nicht vollständig behoben sein werden. Zudem stehen in der Umsetzungsphase II die in 

Kapitel 5 aufgeführten Massnahmen an, auf die in der Umsetzungsphase I aus Ressourcengründen 

verzichtet werden musste. Dies sind z.B. Massnahmen in den Bereichen Forschung, Aus- und Wei-

terbildung oder des Datenmanagements. 

 

Gesamtevaluation 2026 und allenfalls Fortführung des Aktionsplans Biodiversität nach 2027. 

Teil der Umsetzungsphase II ist eine Gesamtevaluation zur Beurteilung der Strategie Biodiversität 

Schweiz und ihrer Umsetzung vorgesehen. Die Resultate der bis dann geleisteten Sanierungsan-

strengungen der Kantone und das noch bestehende Defizit werden ebenfalls aufgezeigt werden. Die 

Gesamtevaluation 2026 dient als Entscheidungsgrundlage für eine Weiterführung des Aktionsplans 

Biodiversität in der Zeit nach 2027. Die Erhaltung und Förderung der Biodiversität wird auch nach 

2027 eine existenzielle Aufgabe im Interesse der Bevölkerung sein. 
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Abbildung 1 

Zeitliche Gliederung des Aktionsplans und Abgleich mit den Programmperioden NFA 

 

 
*Gemäss Bundesratsentscheid vom 18. Mai 2016 zur Finanzierung von Sofortmassnahmen in den Bereichen 

Naturschutz und Waldbiodiversität 2017 – 2020. 

**Zusätzliche Mittel zur Fortführung der Sofortmassnahmen werden erst ab 2021 benötigt. 

 

3.4 Gesetzgeberischer Handlungsbedarf  

Die im Aktionsplan Biodiversität zusammengefassten und für die Umsetzungsphase I vorgeschlage-

nen Massnahmen können im Rahmen der bestehenden Gesetze umgesetzt werden. Allfällige Lük-

ken auf Gesetzes- oder Verordnungsstufe können als Ergebnis der Wirkungsanalyse 2022 ange-

gangen werden.  
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4 Massnahmen Umsetzungsphase I 2017 – 2023 

Sämtliche Massnahmen der Umsetzungsphase I basieren auf bestehendem Recht. 

 

4.1 Sofortmassnahmen 

Sofortmassnahmen dienen dazu, dringende Vollzugsdefizite in bestehenden Biotopen und im Be-

reich der Waldbiodiversität zu beheben und die Lücken in den Grundlagen für die National Prioritären 

Arten zu beheben. Die Umsetzung der Sofortmassnahmen wird im Rahmen von Programmverein-

barungen im Umweltbereich zwischen Bund und Kantonen festgelegt. Die Mittelvergabe richtet sich 

nach den im Handbuch Programmvereinbarungen festgehaltenen Ziele und Massnahmen. 

 

4.1.1 Unterhalt und Sanierung bestehender Schutzgebiete 

Programmvereinbarungen zwischen Bund und Kantonen haben zum Ziel, dass die Biotope von 

nationaler Bedeutung inklusive ausreichender Pufferzonen aufgewertet resp. saniert sind und der 

Unterhalt dieser Gebiete gesichert ist.  

Nachholbedarf in Unterhalt und Sanierung schon existierender Schutzgebiete besteht sowohl bei 

den Biotopen von nationaler Bedeutung gemäss dem Natur- und Heimatschutzgesetz (NHG) als 

auch bei den jagdfreien und störungsarmen Schutzgebieten gemäss dem eidgenössischen Ge-

setz über die Jagd und den Schutz wildlebender Säugetiere und Vögel (JSG). Die Umsetzung der 

Sanierungsmassnahmen wird zwischen Bund und Kantonen vereinbart, in Management- und Pfle-

geplänen festgehalten, zeitlich gestaffelt und entsprechend der Kriterien Handlungsbedarf, Be-

deutung, Aufwertungspotenzial und Machbarkeit priorisiert. Der Bund entwickelt ein Monitoring 

des Unterhalts und der Sanierungsmassnahmen und überprüft systematisch die Qualität deren 

Umsetzung. Die Kantone sind dafür besorgt, dass analoge Massnahmen für Biotope von regiona-

ler und lokaler Bedeutung formuliert und umgesetzt werden. Im Sinne einer stärkeren Einbindung 

von Biotopen in die Raumplanung wird zudem eine grundeigentümerverbindliche Sicherung der 

Biotope angestrebt.  

 

4.1.2 Schaffung und Unterhalt von Waldreservaten 

Die Programmvereinbarungen im Bereich Waldbiodiversität zwischen Bund und Kantonen werden 

weiterentwickelt und es werden Wirkungsanalysen erstellt, so dass die in der Waldpolitik 2020 

verabschiedeten Ziele für eine natürliche Waldentwicklung konsequent umgesetzt werden.  

In der Waldpolitik 2020 ist festgehalten, die bestehende Fläche der Waldreservate (5,6% der 

Waldfläche, Stand Ende 2014) bis 2020 auf 8% und bis 2030 auf 10% zu ergänzen sowie bis zu 

diesem Zeitpunkt 30 Grossreservate (>500ha) einzurichten. Damit soll die Vision 2030 des Bun-

desrates erreicht werden, welche einen nachhaltigen Umgang mit der natürlichen Ressource Wald 

fordert. Naturwaldreservate ermöglichen eine natürliche Dynamik, indem die Welt der Organismen 

und ihre unbelebte Umwelt ihrer natürlichen Entwicklung überlassen werden. Damit gewähren 

Naturwaldreservate den für die langfristige Erhaltung der Biodiversität notwendigen Prozess-

schutz und sind zugleich wichtige Referenzflächen für das Monitoring natürlicher Prozesse sowie 

Anschauungsobjekte für die Naturbildung. Zur Umsetzung von Lebensraumfördermassnahmen 

für national prioritäre Waldarten und -gesellschaften oder zur Förderung ökologisch wertvoller 

Waldlebensräume werden zudem Sonderwaldreservate eingerichtet.  
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4.1.3 Quantitative und qualitative Sicherstellung von Alt- und Totholz 

Im Rahmen der Umsetzung der Waldpolitik 2020 sollen die grössten ökologischen Defizite der 

Schweizer Wälder (Fehlen der Zerfallsphase, Mangel an alten Bäumen, unzureichende Mengen 

und Qualitäten an Alt- und Totholz) verringert werden. 

Der Schweizer Wald ist ein relativ naturnaher Lebensraum, der sich durch eine naturnahe Wald-

bewirtschaftung auszeichnet (z.B. kein Dünger, keine Pestizide, natürliche Verjüngung, langfri-

stige Nutzungszyklen). Dennoch weist er in Bezug auf die Biodiversität Defizite auf.84 Auf vielen 

Flächen sind die Sollwerte für das Totholzvolumen gemäss Waldpolitik 2020 noch nicht erreicht 

und die Verteilung ist unbefriedigend. Alte Bäume sowie Alt- und Totholz sind jedoch eine ent-

scheidende Ressource für das Überleben vieler Waldarten. Fast die Hälfte der holzbewohnenden 

Käferarten der Schweiz gilt dementsprechend als bedroht.85 Die in der Waldpolitik 2020 definierten 

Sollwerte für Totholz werden indirekt über die Förderung von Altholzinseln und Biotopbäumen 

sowie über natürliche Prozesse (z.B. Stürme) erreicht. Waldbesitzer, Waldbewirtschafter sowie 

die Öffentlichkeit sollen für die Bedeutung der Altholzinseln, Biotopbäume und Totholz sensibili-

siert werden. 

 

4.1.4 Spezifische Förderung National Prioritärer Arten 

Aufbauend auf dem «Konzept Artenförderung Schweiz» erarbeitet der Bund Aktionspläne zur För-

derung National Prioritärer Arten, auf deren Grundlage die Kantone regionalspezifische Artenför-

derungsmassnahmen planen und umsetzen. Nationale Beratungsstellen werden ausgebaut und 

durch regionale ergänzt. Zudem wird die Ausbildung von Artenspezialisten gefördert.  

Die Aktionspläne gemäss «Konzept Artenförderung Schweiz» orientieren sich u.a. an den Lebens-

raumansprüchen der National Prioritären Arten oder deren Artengruppen. Zudem werden Gebiete 

identifiziert, in denen Massnahmen zur Förderung der National Prioritären Arten und/oder Arten-

gemeinschaften getroffen werden sollen. Dabei schliessen sich angepasste Nutzungen und Ar-

tenförderung nicht aus. Die Aktionspläne und die identifizierten Gebiete dienen den Kantonen als 

Grundlage zur Planung und Umsetzung regionalspezifischer Massnahmen zur langfristigen Erhal-

tung und der Förderung National Prioritärer Arten. Die Schutzziele sowie die Umsetzung der spe-

zifischen Fördermassnahmen für National Prioritäre Arten werden im Rahmen der Programmver-

einbarungen definiert und vom Bund entsprechend abgegolten. Die Kantone sind dafür besorgt, 

dass analoge Massnahmen für die regional prioritäre Arten getroffen und umgesetzt werden.  

Seite 58



Aktionsplan Strategie Biodiversität Schweiz  

 

 

/00002/00035/00004/00027/Q421-1166 19/50 

 

4.2 Synergiemassnahmen 

Synergiemassnahmen verbessern Grundlagen, definieren konzeptionelle Rahmenbedingungen und 

nutzen Synergiepotenzial, so dass die Biodiversität innerhalb einzelner Sektoren und Politikbereiche 

(z.B. Naturschutz, Landwirtschaft, Raumplanung) oder in gemeinsamer Anstrengung verschiedener 

Sektoren und Politikbereiche noch optimaler gefördert werden kann. 

 

4.2.1 Konzeption der  landesweiten Ökologischen Infrastruktur 

Der Bund erarbeitet gemeinsam mit den Kantonen ein gesamtheitliches Zielsystem zur Ökologi-

schen Infrastruktur mit inhaltlichen und räumlichen Grundsätzen sowie mit Zielen zur Sicherung 

des Raumes für die langfristige Erhaltung der Biodiversität (quantitativ, qualitativ und regional ver-

teilt). Regional bereits existierende Teile einer Ökologischen Infrastruktur sollen erhalten resp. der 

Auf- und Ausbau einer landesweiten Ökologischen Infrastruktur gefördert werden. 

In enger Zusammenarbeit mit den Kantonen und weiteren interessierten Kreisen, vorab der 

Schutz- wie auch Nutzerseite erarbeitet der Bund in einem ersten Schritt konzeptionelle Grundla-

gen für die Weiterentwicklung der Ökologischen Infrastruktur. Vorhandene Daten zur Darstellung 

der Ökologischen Infrastruktur werden geprüft und Lücken identifiziert. Weiterführende Massnah-

men für eine effiziente aber umfassende Darstellung werden angegangen. Ebenfalls werden der 

Mehrwert eines Konzepts gemäss Art. 13 des Raumplanungsgesetzes (RPG) bzw. die Integration 

der Grundsätze der Ökologischen Infrastruktur in ein bereits existierendes raumplanerisches In-

strument (z.B. Landschaftskonzept Schweiz LKS) geprüft. 

 

4.2.2 Entwicklung einer Bodenstrategie Schweiz 

Der Bund entwickelt eine Bodenstrategie Schweiz mit dem Ziel, den Boden als nicht erneuerbare 

Ressource resp. seine natürlichen Funktionen langfristig zu erhalten.  

Die Bodenstrategie Schweiz soll Massnahmen für ein nachhaltiges und integrales Bodenmanage-

ment aufzeigen. Ein „Nationales Kompetenzzentrum Boden“ zur Verwaltung und Bereitstellung 

von Bodeninformationen wird angestrebt (in Erfüllung der Mo. 12.4230viii). Zudem soll der Vollzug 

im Bereich Bodenthematik gestärkt und Anstrengungen zur Sensibilisierung der Nutzenden resp. 

der breiten Öffentlichkeit für die Bedeutung der Ressource Boden eingeleitet werden. Konkrete 

Massnahmen werden im Rahmen der Erarbeitung der Bodenstrategie Schweiz formuliert. 

                                                   
viii Motion Müller-Altermatt. Nationales Kompetenzzentrum Boden als Gewinn für Landwirtschaft, Raumplanung und Hoch-

wasserschutz. https://www.parlament.ch/centers/kb/Documents/2012/Kommissionsbericht_UREK-S_12.4230_2015-03-

30.pdf 
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4.2.3 Anpassung der landwirtschaftlichen Produktion an die natürlichen Standortbe-
dingungen  

Im Sinne der Erkenntnisse aus dem Bericht in Erfüllung des Po. 13.4284ix und zur Erfüllung der 

Ziele der Strategie Biodiversität Schweiz werden die für die Umweltziele Landwirtschaft identifi-

zierten Ziellücken geschlossen, insb. in den Bereichen Biodiversität und stickstoffhaltige Luft-

schadstoffe. 

Zur Schliessung der Ziellücke im Bereich der Biodiversität werden bestehende Produktionssy-

steme evaluiert und weiterentwickelt. Zudem wird zur spezifischen Förderung von Arten und Le-

bensräumen geprüft, inwiefern ein «Bewertungs-, Kriterien- und Beratungssystem Biodiversität» 

einen Mehrwert bringen würde. Zur Eliminierung der Ziellücke bezüglich stickstoffhaltiger Luft-

schadstoffe in der Landwirtschaft verbessert der Bund zusammen mit den Kantonen die Umset-

zung der Minderungsmassnahmen (Stall, Hofdüngerlager und -ausbringung). Zudem werden die 

Instrumente der Direktzahlungsverordnung zur Biodiversitätsförderung (Biodiversitätsförderflä-

chen, Vernetzung, Strukturelemente) im Grünland und in Ackerbaugebieten auf ihre biologische 

Wirkung zur Förderung einheimischer Arten und Lebensräume analysiert. Die Ausgestaltung die-

ser Instrumente, deren Leistungsanforderungen und Abgeltungen werden im Hinblick auf mehr 

Effektivität verbessert.  

 

4.2.4 Evaluation der Wirkung von Bundessubventionen 

Bis 2023 legt der Bund eine Gesamtevaluation zu den Auswirkungen der Bundessubventionen 

und weiterer Anreize mit Folgen für die Biodiversität vor.  

Die Auswirkungen der bestehenden Bundessubventionen und weiterer Anreize mit Auswirkungen 

auf die Biodiversität werden untersucht und es werden Möglichkeiten zur Vermeidung von Fehl-

anreizen aufgezeigt. Ausgewählte Fragestellungen werden vertieft analysiert und für die Ge-

samtevaluation vorbereitet. In dieser wird eine umfassende Gesamtübersicht der bis 2023 erziel-

ten Fortschritte erstellt. Daraus resultierende Verbesserungsmöglichkeiten werden aufgezeigt und 

Optimierungen zur Umsetzung empfohlen. 

 
  
                                                   
ix Bericht in Erfüllung des Postulats Bertschy, Po. 13.4284. https://www.bafu.admin.ch/bafu/de/home/themen/biodiver-
sitaet/publikationen-studien/publikationen/umweltziele-landwirtschaft-statusbericht-2016.html 
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4.2.5 Berücksichtigung von Ökosystemleistungen bei raumrelevanten  
Entscheidungen 

Der Bund initiiert und begleitet Grundlagenarbeiten zur Definition von Indikatoren, welche die wirt-

schaftliche und gesellschaftliche Bedeutung der Ökosystemleistungen für die Schweizer Wirt-

schaft und Gesellschaft aufzeigen. Die Indikatoren werden alle vier Jahre überprüft und bei Bedarf 

angepasst und ergänzt. 

Für viele Ökosystemleistungen fehlen verlässliche Aussagen, was ihre angemessene Berücksich-

tigung in politischen, wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Entscheidungsprozessen er-

schwert.86 Der Bund will deshalb die Leistungen der Ökosysteme koordiniert erfassen, quantifizie-

ren und kommunizieren. Als Leitfaden dient das internationale Projekt «The Economics of Ecosy-

stems and Biodiversity» (TEEB).87 In einem ersten Schritt wird ein Indikatorensystem für Ökosy-

stemleistungen und für das Naturkapital erarbeitet. Synergien mit bestehenden Monitoringpro-

grammen, Umweltzustandserfassungen und Forschungsplattformen werden auf nationaler wie in-

ternationaler Ebene genutzt. Auf Basis dieses Indikatorensystems werden Instrumente entwickelt, 

die den Einbezug der Ökosystemleistungen in technische, politische und unternehmerische Ent-

scheidungsfindungsprozesse erleichtern. Der Bund engagiert sich beim Wissenstransfer zum 

Thema Ökosystemleistungen. Der Fokus liegt dabei auf der praktischen Anwendung und der In-

tegration von Ökosystemleistungen insbesondere in raumrelevante Entscheide aber z.B. auch in 

den Bereichen Tourismus und Landwirtschaft oder im Rahmen von Entscheidungen von Behör-

den oder Bauherren. Die Erkenntnisse aus diesen Arbeiten werden zur Sensibilisierung der Ent-

scheidungsträger und der Gesellschaft genutzt. 

 

4.2.6 Ergänzung der bestehenden Nachhaltigkeitsstandards mit Aspekten der  
Biodiversität 

Der Bund setzt sich gestützt auf seine Labelstrategie88 dafür ein, dass Nachhaltigkeitsstandards 

mit konkreten Biodiversitätskriterien ergänzt werden und vermehrt Eingang in Finanzentscheidun-

gen verschiedener Sektoren finden. 

Nachhaltigkeitsstandards sollen sich spezifischer auf Kriterien zum Schutz und der Förderung der 

Biodiversität ausrichten und vermehrt Anwendung finden, zum Beispiel im Rahmen von Baupro-

jekten, Beschaffungsentscheiden der öffentlichen Hand, privater Unternehmen, von Finanzmarkt-

prozessen privater Finanzdienstleister und Vorsorgeeinrichtungen sowie internationaler Verhand-

lungen oder Investitionen und Projekten in Entwicklungs- und Schwellenländern. Der Bund schafft 

ausserdem die Voraussetzungen dafür, dass die Wirkung von Produkten auf die Biodiversität an-

hand von Ökobilanzen (Life Cycle Assessments) beurteilt und so weit als möglich abgeschätzt 

werden kann. 
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4.2.7 Anforderungen der Biodiversität in Musterbaureglementen 

Zur Förderung der Biodiversität im Siedlungsraum erarbeitet der Bund Musterbaureglemente und 

stellt diese als Arbeitshilfe den Kantonen und Gemeinden zur Verfügung. Die Umsetzung der Mu-

sterbaureglemente kann die Anpassung der kantonalen Baugesetzgebung erfordern. 

Musterbaureglemente dienen Kantonen und Gemeinden als Arbeitshilfen für die Ortsplanung, die 

Formulierung bzw. Überprüfung sowie die Umsetzung von bau- und planungsrechtlichen Vor-

schriften. Mit dem Musterbaureglement werden die rechtlichen Vorgaben zum ökologischen Aus-

gleich im Siedlungsraum konkretisiert, namentlich die Förderung der Lebensräume und ihrer Ver-

netzung. Zudem werden biodiversitätsrelevante Faktoren im Rahmen der Ausschreibung und Be-

wertung von Planungen sowie bei der Beurteilung und Bewilligung von Bauprojekten berücksich-

tigt.  

 

4.2.8 Internationale Zusammenarbeit zugunsten der Biodiversität  und Umsetzung der 
Verpflichtungen im Bereich Biodiversitätsfinanzierung 

Im Sinne der «Botschaft zur internationalen Zusammenarbeit 2017 – 2020» achtet die Schweiz 

auf den Schutz und die nachhaltige Bewirtschaftung der natürlichen Ressourcen und der Ökosy-

steme. 

Die Schweiz verstärkt im Rahmen der internationalen Zusammenarbeit ihr Engagement für die 

Biodiversität.89 Der Fokus liegt dabei auf der nachhaltigen Nutzung der Biodiversität, der nachhal-

tigen Bewirtschaftung natürlicher Ressourcen und von Ökosystemen, der Förderung nachhaltiger 

Produktionsmethoden, der Förderung des nachhaltigen Handels und auf der Umsetzung der  

Access and Benefit-Sharing (ABS) Prinzipien. 

Die Sekretariate von biodiversitätsrelevanten multilateralen Abkommen (z.B. Übereinkommen 

über die biologische Vielfalt, Bonner Konvention, Ramsar Konvention, CITES-Übereinkommen) 

werden bestmöglich unterstützt. 

 

4.2.9 Nutzung internationaler Erkenntnisse zugunsten der nationalen  
Biodiversitätspolitik 

Die Schweiz verstärkt ihr Engagement in internationalen Organisationen und arbeitet an interna-

tionalen Berichterstattungen mit, so dass politische Entscheidungen auf umfassende wissen-

schaftliche Erkenntnisse zum Themenbereich Biodiversität gestellt werden können. 

Die Schweiz leistet finanzielle Unterstützung für Projekte zur Bereitstellung und zum globalen Aus-

tausch biodiversitätsrelevanter Informationen durch Institutionen wie UNEP-Grid, IUCN, UNEP-

WCMC oder GBIF und unterstützt wissenschaftliche Expertengruppen der CBD. Die Schweiz 

bringt sich zudem z.B. in GEO-BON ein, einer der bedeutendsten globalen Koordinationsstellen, 

welche Biodiversitätsinformationen erfasst (v.a. zur Beobachtung von Biodiversität und ihrer Ver-

änderung über die Zeit), und verstärkt ihr Engagement in der «Intergovernmental Platform on Bio-

diversity and Ecosystem Services» (IPBES), z.B. durch die Unterstützung der in der Schweiz an-

sässigen Technical Support Unit (TSU) für Europa/Zentralasien. 
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4.3 Massnahmen mit Pilotprojekten  

Pilotprojekte gewährleisten erste konkrete und wirkungsvolle Schritte zur Umsetzung komplexer und 

aufwendiger Massnahmen. 

 

4.3.1 Regionale Vernetzungsplanung der ökologisch wertvollen  Lebensräume 

Die Trennwirkung von Siedlungen und Verkehrsinfrastrukturen steht einer landesweiten funktio-

nalen Vernetzung des Raums entgegen. Zum Antrieb des Auf- und Ausbaus der Ökologischen 

Infrastruktur erstellen die Kantone eine Vernetzungsplanung und der Sachplan Verkehr sowie 

seine Teilsachpläne werden mit Vorgaben für die Erhaltung und Förderung der Biodiversität er-

gänzt.  

Pilotprojekte (Anhang A) 
 

A1.1 Vision Wasserschloss 2.0 

A1.2 Inwertsetzung der Ökologischen Infrastruktur in den Pärken von nationaler Bedeutung 

A1.3 Wo der Wald noch wild ist 

A1.4 Potenzial von Flächenbörsen für die Biodiversität 

 
Beiträge zur Vernetzung von Lebensräumen leisten auch folgende Pilotprojekte der  
Infrastrukturämter: 

ASTRA 

A7.1 Wiederherstellung der Vernetzung und Förderung von Lebensräumen entlang des  
Nationalstrassennetzes 

BAV 

A8.2 Bahntrassen durchgängig machen 

A8.4 
 

Verbesserung der Lebensraumqualität entlang von Bahntrassen 
 

 

4.3.2 Optimierung der sektorübergreifenden Lebensraumförderung 

Der Bund will die landesweite, funktionale Vernetzung von Lebensräumen vorantreiben. Dazu 

werden Synergien zur Aufwertung von Lebensräumen zwischen Landwirtschaft, Wald und Ge-

wässern besser genutzt.  

Pilotprojekte (Anhang A) 
 

A2.1 Eindämmung des Klimawandels: Nachhaltige Nutzungen helfen den Schweizer 
Mooren 

A2.2 Biodiversität und Landschaftsqualitäten in Agglomerationen fördern 
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4.3.3 Biodiversitätsfördernde Rückzonungen 

Der Bund unterstützt die Kantone beim Vollzug der Vorgaben des Raumplanungsgesetzes, durch 

die Verkleinerung überdimensionierter Bauzonen eine Zersiedelung zu verhindern. Im Sinne der 

Strategie Biodiversität Schweiz sollen Flächen rückgezont werden, welche sich unter anderem in 

einem Biotopinventar des Bundes oder der Kantone befinden oder die eine überregionale Vernet-

zungsfunktion erfüllen. 

Pilotprojekte (Anhang A) 
 

A3.1 Rückzonungen zugunsten der Biodiversität 
 

 

4.3.4 Spezifische Förderung National Prioritärer Arten – siehe auch 4.1.4 

Aufbauend auf dem «Konzept Artenförderung Schweiz» erarbeitet der Bund Aktionspläne zur För-

derung National Prioritärer Arten, auf deren Grundlage die Kantone regionalspezifische Artenför-

derungsmassnahmen planen und umsetzen. Unter anderem werden Gebiete identifiziert, in denen 

Massnahmen zur Förderung der National Prioritären Arten und/oder Artengemeinschaften getrof-

fen werden sollen. Dabei schliessen sich angepasste Nutzungen und Artenförderung nicht aus. 

Nationale Beratungsstellen werden weiter ausgebaut und durch regionale ergänzt. Zudem wird 

die Ausbildung von Artspezialisten gefördert.  

Pilotprojekte (Anhang A) 
 

A4.1 Stromtod von Vögeln schweizweit vermeiden 

A4.2 Anreizsystem zur Ausscheidung und Pflege von Gebieten zur Förderung von Arten 

A4.3 Konfliktherd Verkehr-Kleinfauna entschärfen 

 
Beiträge zur Förderung National Prioritärer Arten leisten auch folgende Pilotprojekte der  
Infrastrukturämter: 

ASTRA 

A7.1 Wiederherstellung der Vernetzung und Förderung von Lebensräumen entlang des  
Nationalstrassennetzes 

BAV 

A8.1 Sichere Mittelspannungsmasten der Bahn  für Vögel 

A8.2 Bahntrassen durchgängig machen 

A8.3 Biodiversitätshotspots auf Arealen der Bahn 

A8.4 Verbesserung der Lebensraumqualität entlang von Bahntrassen 
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4.3.5 Sensibilisierung für das Thema Biodiversität 

Ein Grossteil der Bevölkerung ist sich des Verlusts der Biodiversität und dessen Konsequenzen 

für Gesellschaft und Wirtschaft nicht bewusst.90 Der Bund will deshalb das Risikobewusstsein der 

Bevölkerung für den anhaltenden Biodiversitätsverlust verstärken und so die Bereitschaft der Öf-

fentlichkeit für biodiversitätsfreundliches Handeln fördern. 

Pilotprojekte (Anhang A) 
 

A5.1 Mainstreaming Biodiversity 

A5.2 Dem Wert des Wassers auf der Spur 

A5.3 Die Natur vor der Haustür 
 

 

4.3.6 Vorbildlicher Schutz und Förderung der Biodiversität auf aktiv genutzten  
Arealen des Bundes 

Sämtliche Areale des Bundes werden auf ihr Potenzial zur Förderung der Biodiversität hin unter-

sucht und bei Eignung entsprechend erhalten, gepflegt, aufgewertet und vernetzt. Bis 2023 sind 

die Zielvorgaben in den Umweltmanagementsystemen der verschiedenen Bundesämter verein-

heitlicht. Sofern die Schutzziele zugunsten der Biodiversität mit dem Hauptnutzungszweck von 

Arealen des Bundes vereinbar bzw. abgestimmt sind und auch längerfristig gewährleistet werden 

können, werden solche Areale Teil der Ökologischen Infrastruktur. Der Bund sammelt und doku-

mentiert Best-Practice Beispiele basierend auf Erfahrungen der bundeseigenen Betriebe, Kan-

tone, Gemeinden oder Dritten und vermittelt diese Erfahrungen und Empfehlungen zum biodiver-

sitätsfreundlichen Unterhalt von Flächen der öffentlichen Hand resp. zu ihrer Aufwertung im Sinne 

der Biodiversitätsförderung an Kantone und Gemeinden. 

Pilotprojekt (Anhang A) 
 

A6.1 Sicherung von Bundesflächen als wertvoller Teil der Ökologischen Infrastruktur 
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5 Zu prüfende Massnahmen für die  

Umsetzungsphase II 2024 – 2027 

Die Umsetzung der nachfolgenden Massnahmen ist aus Ressourcengründen erst für die Jahre 

2024 – 2027 vorgesehen. Ob diese Massnahmen zur Erreichung der Ziele der Strategie Biodiversität 

Schweiz relevant sind, wird eine Wirkungsanalyse der Massnahmen und Pilotprojekte der Umset-

zungsphase I zeigen.  

 

5.1 Verbindliche Sicherung besonders wertvoller Biodiversitätsflächen 

Im Rahmen der geplanten Wirkungsanalyse des Aktionsplans Biodiversität werden bis spätestens 

2022 neue Massnahmen und Instrumente geprüft, welche die öffentliche Hand in ihren Anstren-

gungen zum Auf- und Ausbau der Ökologischen Infrastruktur resp. zur Erhaltung ökologisch wert-

voller Flächen stärken. Insbesondere soll die Verbindlichkeit zur Biodiversitätsförderung auf den 

entsprechenden Flächen erhöht werden. 

Der öffentlichen Hand kommt eine zentrale Funktion im gezielten Auf- und Ausbau der landeswei-

ten Ökologischen Infrastruktur zu. Die öffentliche Hand soll das Zusammenspiel verschiedener 

Ansätze unterschiedlicher Politikbereiche (z.B. Umwelt-, Raumplanungs- und Landwirtschafts-

recht) vermehrt nutzen. Als prioritäre Massnahme wird ein geeignetes Anreizsystem kombiniert 

mit einer Verpflichtung zu einer zielführenden landwirtschaftlicher Bewirtschaftung ökologisch 

wertvoller Flächen geprüft, welche im Rahmen der bestehenden Rechtsgrundlagen umgesetzt 

werden können. Im äussersten Fall kann auch der Erwerb landwirtschaftlicher Flächen auf dem 

freien Markt (infolge von Betriebsaufgaben) durch die öffentliche Hand geprüft werden. Dazu be-

nötigt das landwirtschaftliche Bodenrecht jedoch eine neue Ausnahme vom Selbstbewirtschafter-

prinzip. Die so erworbenen Flächen müssen direkt (durch ökologische Aufwertung) oder indirekt 

(als Realersatz) der Erhaltung der biologischen Vielfalt dienen. Pflege und Unterhalt dieser Flä-

chen werden mit Pachtvereinbarungen gewährleistet. 

 

5.2 Ausarbeitung und Weiterentwicklung sektorspezifischer Instrumente und Pro-
gramme zur Vermeidung der genetischen Verarmung 

In Erfüllung des Aichi-Ziels 13 des strategischen Plans der Biodiversitätskonvention will der Bund 

die genetische Vielfalt von Nutzpflanzen und landwirtschaftlichen Nutztieren sowie ihren wilden 

Artverwandten sichern. Zudem sollen auch andere Arten von sozioökonomischem und kulturellem 

Wert langfristig erhalten werden. 

Für verschiedene Sektoren wie z.B. die Land- und Waldwirtschaft, den Gartenbau sowie die Fi-

scherei werden Massnahmen gegen die genetische Verarmung definiert und umgesetzt. Sie fo-

kussieren auf die Nutzung einheimischer Arten und genetisch angepasster, standorttypischer 

Ökotypen sowie auf die Erhaltung und die Förderung naturnaher Lebensräume. Die Nutzungen 

sollen artspezifische Eigenheiten berücksichtigen (z.B. Wachstum, Laichzeit, Laichort bei Fi-

schen). 
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5.3 Auf- und Ausbau von Ex-situ-Sammlungen zur Erhaltung prioritärer, genetischer 
Ressourcen und gefährdeter Arten 

Zur langfristigen Erhaltung prioritärer, genetischer Ressourcen und der genetischen Vielfalt prio-

ritärer Arten der Schweiz koordiniert der Bund ein Netzwerk aus nationalen Ex-situ-Sammlungen.  

Ex-situ-Sammlungen konzentrieren sich auf stark gefährdete Pflanzenarten, für welche die In-situ-

Erhaltung nicht ausreicht. Für die Schweiz prioritäre genetische Ressourcen werden so weit mög-

lich in nationalen botanischen und zoologischen Gärten oder in andere Ex-situ-Sammlungen (z.B. 

mikrobiologische Stammsammlungen) eingelagert und erhalten. Dieses Vorgehen ist mit den Zie-

len der «Global Strategy for Plant Conservation» im Einklang. Gemäss dieser Strategie sind 75% 

der in der Schweiz gefährdeten Pflanzenarten in Samen- und Sporendatenbanken zu erhalten. 

 

5.4 Stärkung der Schweizer Institutionen der Wissenschaft im Bereich Biodiversität 

Die Schweizer Biodiversitätsforschung sucht nebst dem disziplinären Austausch gezielt auch den 

Einbezug weiterer wissenschaftlicher Disziplinen zur Beantwortung von Forschungsfragen im Bio-

diversitätsbereich. Zudem untersucht sie verstärkt praxisorientierten Fragestellungen. 

Die Schweizer Hochschulen und Forschungsinstitutionen werden motiviert, ihre nationale und in-

ternationale Zusammenarbeit, Vernetzung und Koordination zum Thema Biodiversität zu stärken. 

Bund und Kantone klären ab, ob über die Gremien der Schweizerischen Hochschulkonferenz SHK 

unter Einbezug der Rektorenkonferenz der schweizerischen Hochschulen (swissuniversities) so-

wie unter Berücksichtigung der Autonomie der Hochschulen die Biodiversitätslehre und -for-

schung gestärkt und national koordiniert werden soll. 

 

5.5 Stärkung des Themas Biodiversität in der Allgemein- und Berufsbildung 

Der Bund hat ein grosses Interesse daran, dass die Vermittlung von Wissen im Bereich Biodiver-

sität an den allgemeinbildenden Schulen wie auch in der Berufsbildung ein stärkeres Gewicht 

erhält. 

Der Bund setzt sich bei den Kantonen unter Wahrung der Kompetenzordnung dafür  ein, dass das 

Thema Biodiversität in den Lehrplänen, in Lehrmitteln und Unterrichtsangeboten sowie in der Aus- 

und Weiterbildung von Lehrpersonen der obligatorischen Schule und den allgemeinbildenden 

Schulen der Sekundarstufe II als fächerübergreifendes Thema verankert ist.  

Der Bund lädt Kantone und Organisationen der Arbeitswelt dazu ein, sowohl in der Beruflichen 

Grundbildung als auch in der Höheren Berufsbildung biodiversitätsspezifische Kompetenzen in 

den Reglementen der Berufe biodiversitätsrelevanter Bereiche bzw. in Studienplänen festzuhalten 

und in Lehrmitteln und Unterrichtsangeboten sowie in deren Qualitätsentwicklung zu integrieren. 

Zudem setzt sich der Bund bei den Kantonen dafür ein, dass der Themenbereich Biodiversität in 

der Aus- und Weiterbildung von Lehrpersonen der Berufsfachschulen, von Ausbildungsverant-

wortlichen in den Lehrbetrieben sowie von Dozentinnen und Dozenten der Höheren Berufsbildung 

mit biodiversitätsrelevanten Bereichen als fächerübergreifendes Thema eingebunden wird. 
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5.6 Sektorspezifische Stärkung des Themas Biodiversität in der Weiterbildung und 
Beratung 

Der Bund hat grosses Interesse daran, dass die Biodiversität als fächerübergreifendes Thema in 

der Aus- und Weiterbildung von Weiterbildungsverantwortlichen sowie Beraterinnen und Beratern 

biodiversitätsrelevanter Bereiche verankert ist.  

Der Bund lädt die Kantone, Bildungs- und Beratungsinstitutionen ein, Beratungen und Weiterbil-

dungen für Berufsleute anzubieten, als Anlaufstellen zu fungieren, Austauschplattformen zu be-

treiben und Unterlagen zur Verfügung zu stellen. Berufsleute erwerben dadurch die nötigen fach-

lichen und überfachlichen Kompetenzen, die Biodiversität als zentrales Element zu verstehen und 

sich in ihrem beruflichen Wirkungsfeld für deren Schutz und Erhaltung einzusetzen. Die Akzeptanz 

für Biodiversitätsfördermassnahmen und die Zusammenarbeit zwischen den verschiedenen Akt-

euren wird damit gestärkt.  

 

5.7 Stärkung der Massnahmen gegen den illegalen Handel mit Tieren und Pflanzen 

Der Bund intensiviert sein Engagement gegen den grenzüberschreitenden Handel mit geschütz-

ten Tier- und Pflanzenarten.  

Durch optimierte Grenz- und Inlandkontrollen wird die illegale Einfuhr von unter CITES gelisteten 

Arten zusätzlich eingeschränkt. Mit Anpassungen des Bundesgesetzes über den Verkehr mit Tie-

ren und Pflanzen geschützter Arten (BGCITES) wird das Strafmass verschärft. Die Sanktionen 

sollen vom illegalen Handel mit geschützten Tieren und Pflanzen abhalten. 

 

5.8 Optimiertes und modernisiertes Datenmanagement  

Existierende Daten im Bereich Biodiversität sollen interessierten Kreisen schneller und einfacher 

zur Verfügung stehen. 

Datenerhebungsprogramme des Bundes91 werden auf deren Aktualität, technologischen Stand, 

Standardisierung und Zugänglichkeit überprüft; fehlende Daten werden ausgewiesen und beste-

hende Methoden weiterentwickelt. Mögliche Schnittstellen zu Datenerhebungen verschiedener 

Bundesämter und der Kantone, die zugunsten der Biodiversität nutzbar sind, werden identifiziert. 

Darauf basierend werden Optimierungsmassnahmen formuliert und umgesetzt. 

Auf internationaler Ebene zielen Optimierungsmassnahmen im Bereich Datenmanagement und 

Reporting unter anderem darauf ab, den Aufwand für die Vertragsparteien bei der Berichterstat-

tung gegenüber den biodiversitätsrelevanten Konventionen zu verringern. Die von der Schweiz 

unterstützten Bestrebungen zielen auf eine vereinfachte, modulare Berichterstattung ab (z.B. Ent-

wicklung des globalen Data Reporting Tool). 
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Anhang A - Pilotprojekte 

Tabelle 4 

Übersicht Pilotprojekte und federführende Ämter 

 

 Amt Nr. Titel 

B
A

F
U

 

1 - Regionale Vernetzungsplanung der ökologisch wertvollen Lebensräume 

A1.1 Vision Wasserschloss 2.0 
A1.2 Inwertsetzung der Ökologischen Infrastruktur in den Pärken von nationaler Bedeu-

tung 
A1.3 Wo der Wald noch wild ist 
A1.4 Potenzial von Flächenbörsen für die Biodiversität 
2 - Optimierung der sektorübergreifenden Lebensraumförderung 

A2.1 Eindämmung des Klimawandels: Nachhaltige Nutzungen helfen den Schweizer 

Mooren 
A2.2 Biodiversität und Landschaftsqualitäten in Agglomerationen fördern 
3 - Biodiversitätsfördernde Rückzonungen 

A3.1 Rückzonungen zugunsten der Biodiversität 

4 - Spezifische Förderung National Prioritärer Arten 

A4.1 Stromtod von Vögeln schweizweit vermeiden 
A4.2 Anreizsystem zur Ausscheidung und Pflege von Gebieten zur Förderung von Arten 
A4.3 Konfliktherd Verkehr-Kleinfauna entschärfen 
5 - Sensibilisierung für das Thema Biodiversität 

A5.1 Mainstreaming Biodiversity 
A5.2 Dem Wert des Wassers auf der Spur 
A5.3 Die Natur vor der Haustür 

V
B

S
 6 - Vorbildlicher Schutz und Förderung der Biodiversität auf aktiv genutzten Arealen 

des Bundes 

A6.1  Sicherung von Bundesflächen als wertvoller Teil der Ökologischen Infrastruktur 

A
S

T
R

A
 

A7.1 Wiederherstellung der Vernetzung und Förderung von Lebensräumen entlang des 

Nationalstrassennetzes* 

B
A

V
 

A8.1 Sichere Mittelspannungsmasten der Bahn für Vögel 
A8.2 Bahntrassen durchgängig machen 
A8.3 Biodiversitätshotspots auf Arealen der Bahn 
A8.4 Verbesserung der Lebensraumqualität entlang von Bahntrassen 

*Umsetzung bis 2027 
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1 Regionale Vernetzungsplanung der ökologisch wertvollen Lebensräume 

Pilotprojekt Hintergrund / Motivation Ziel des Pilotprojekts / Wirksamkeit 

A1.1  

Vision Wasserschloss 2.0  

Hintergrund: Die einmalige topografische Struktur unseres Landes macht die 
Schweiz zum Wasserschloss Europas. Wasser ist unsere Lebensgrundlage und 
ein äusserst bedeutender Rohstoff für unsere Wirtschaft. Gleichzeitig bilden die 

Schweizer Gewässer das Rückgrat der Vernetzung biodiversitätsrelevanter Ge-
biete. Unsere Gewässer sind damit ein zentraler Teil der Ökologischen Infrastruk-
tur. 

Motivation: An das wertvolle Gut „Wasser“ sind heute mannigfaltige Interessen 
und Begehrlichkeiten, aber auch grosse Verantwortlichkeiten gegenüber zukünf-
tigen Generationen geknüpft. Zur Ausgestaltung der Schweizer Umweltpolitik im 

Bereich Gewässer resp. zur Ausformulierung und Umsetzung konkreter 
Massnahmen für Natur und Landschaft ist es relevant zu wissen, wie sich die 
Bevölkerung und weitere Interessensgruppen das Wasserschloss der Zukunft 

vorstellen.  

Ziel: In drei geeigneten Pilotregionen werden Bedürfnisse und Wahrnehmungen 
der Bevölkerung sowie verschiedener wirtschaftlicher Nutzergruppen zum 
Thema Schweizer Gewässer und ihren Nutzung erfasst. Gemeinsamkeiten als 

auch Interessenskonflikte und Ansätze zu deren Lösung werden aufgezeigt. 
Schliesslich wird eine konkrete, auf die Pilotregionen bezogene Vision des Was-
serschlosses der Zukunft gezeichnet.  

Wirksamkeit: Es werden Grundlagen erschaffen zur Ausgestaltung der Schwei-
zer Umweltpolitik im Bereich Gewässer. Zudem werden Anspruchs-gruppen und 
Öffentlichkeit für die ökologische, wirtschaftliche und gesellschaftliche Bedeutung 

und Schönheit der Schweizer Gewässer sensibilisiert.  

A1.2  

Inwertsetzung der Ökologischen 

Infrastruktur in den Pärken von 
nationaler Bedeutung  

Hintergrund: 2016 hat das Bundesamt für Umwelt (BAFU) ein Projekt zur För-
derung der Ökologischen Infrastruktur in den Pärken von nationaler Bedeutung 

gestartet. Daran beteiligen sich 10 Kantone als Vertragspartner des BAFU. Die 
Projektperimeter umfassen alle 15 regionalen Naturpärke sowie den Naturerleb-
nispark Sihlwald.  

Motivation: Die Schaffung der schweizweiten Ökologischen Infrastruktur soll die 
schon vorhandenen Natur- und Landschaftswerte der Pärke von nationaler Be-
deutung unterstützen und stärken. Zudem sollen aus der nachhaltigen Nutzung 

der Ökologischen Infrastruktur auch Mehrwerte sowohl für die lokale Bevölkerung 
als auch für die Parkbesucher/Innen erwachsen. 

Ziel: Erfassen der ökologischen, wirtschaftlichen sowie kulturellen Werte, welche 
durch die Schaffung der Ökologischen Infrastruktur in den Pärken von nationaler 

Bedeutung entstehen oder verstärkt werden. Aufzeigen des Mehrwertes, welcher 
im Sinne einer nachhaltigen und integralen Nutzung geschaffen wird.  

Wirksamkeit: Der Nachweis eines aus verschiedenen Blickwinkeln effizienten 

und effektiven Einsatzes der Mittel der öffentlichen Hand ist per se begrüssens-
wert. Die Inwertsetzung der Ökolgischen Infrastruktur kann wesentlich dazu bei-
tragen, dass Massnahmen für den Natur- und Landschaftsschutz breite Unter-

stützung aus der Bevölkerung, aber auch wirtschaftsorientierter Sektoren sowie 
aus politischen Kreisen erhalten.   
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Pilotprojekt Hintergrund / Motivation Ziel des Pilotprojekts / Wirksamkeit 

A1.3  

Wo der Wald noch wild ist 

Hintergrund: Über 15% der Schweizer Waldfläche wurden seit mehr als 50 Jah-
ren nicht mehr bewirtschaftet und die Tendenz ist steigend. Diese Waldwildnis 

bietet Lebensraum für Arten, welche in bewirtschafteten Wäldern oder Schutz-
wäldern untervertreten sind, wie beispielsweise holzbewohnende Käfer oder 
Pilze. Ausserdem tragen Waldwildnis-Flächen wesentlich zur Vernetzung ausge-

schiedener Waldreservate bei.  

Motivation: Das Potenzial nicht bewirtschafteter Waldflächen als wertvolle Ele-
mente der Ökologischen Infrastruktur der Schweiz sowie als zukünftige Waldre-

servate soll genutzt werden.  

Ziel: Erarbeitung eines georeferenzierten Inventars der Schweizer Waldwildnis-
Flächen, welche seit über 50 Jahren sich selbst überlassen sind. Daraus abge-

leitet werden Sensibilisierungsmassnahmen formuliert, um Waldbesitzern, Wald-
bewirtschaftern und der breiten Öffentlichkeit die Bedeutung von Altholzinseln, 
Biotopbäumen und Totholz aufzuzeigen.  

Wirksamkeit: Mit einem Inventar der Schweizer Waldwildnis-Flächen wird eine 
wichtige Grundlage (Modell-Lebensräume) für die Erarbeitung von Massnahmen 
der Forstwirtschaft zur spezifischen Förderung der Biodiversität geschaffen. Die 

Modell-Lebensräume bieten zudem ein grosses Potenzial für die Sensibilisierung 
der Öffentlichkeit und relevanter Sektoren für die Waldbiodiversität. Durch die 
Aufklärung bezüglich der Entschädigungsmöglichkeiten seitens der öffentlichen 

Hand im Rahmen der Programm-vereinbarung im Bereich Waldbiodiversität zwi-
schen Bund und Kantonen wird die Beteiligung der Waldbesitzer am Aufbau einer 
funktionalen Ökologischen Infrastruktur gefördert.  

A1.4 

Potenzial von Flächenbörsen für 
die Biodiversität 

 

Hintergrund: Bauherrschaften sind aufgrund des bestehenden Rechts zu Er-
satzmassnahmen verpflichtet, sollte ihr Bauvorhaben schutzwürdige Lebens-
räume oder geschützte Landschaften beeinträchtigen.  

Motivation: Oft ist es schwierig, geeignete Ersatzmassnahmenflächen zu finden. 
Eine mögliche Lösung für dieses Problem könnten Ersatzmassnahmen-Flächen-
pools (Flächenbörsen) darstellen. Damit könnten Ersatz- und andere Aufwer-

tungsmassnahmen verschiedener Projektträger gebündelt und konzertiert umge-
setzt werden. 

Ziel: Aufzeigen von Chancen und Risiken eines Ersatzmassnahmen-Flächen-
pools im Sinne der Erhaltung und Förderung der Biodiversität, aber auch in Bezug 
auf die volkswirtschaftlichen Auswirkungen einer solchen Flächenbörse. Im Rah-

men dieses Projekts soll auch dargestellt werden, in welcher Art das Instrument 
der Flächenbörse ausgestaltet werden müsste, so dass die negativen Auswirkun-
gen einzelner Bauvorhaben auf Natur- und Landschaft möglichst minimiert wer-

den können. Das Projekt soll ausserdem abklären, ob der Bund eine Rolle im 
Gefüge einer Flächenbörse spielen soll und wie diese Rolle aussehen könnte.  

Wirksamkeit: Vor dem Hintergrund, dass Boden in der Schweiz ein knappes und 

begehrtes Gut ist, können Wege zur Vereinbarkeit von Schutz und Nutzung von 
Natur- und Landschaft aufgezeigt werden. 
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2 Optimierung der sektorübergreifenden Lebensraumförderung 

Pilotprojekt Hintergrund / Motivation Ziel des Pilotprojekts / Wirksamkeit 

A2.1  

Eindämmung des Klimawandels: 

Nachhaltige Nutzungen helfen 
den Schweizer Mooren 

Hintergrund: Die veränderte Landnutzung, Überdüngung aber auch der Klima-
wandel haben einen negativen Einfluss auf den Wasserhaushalt der Schweizer 

Moore und können zum Verlust dieses Lebensraums führen. Moore sind jedoch 
ein relevanter Speicher von Kohlendioxid und spielen deshalb eine wesentliche 
Rolle bei der Minderung des Klimawandels.  

Motivation: Im Rahmen seines Pilotprogramms "Anpassung an den Klimawan-
del" hat das BAFU gemeinsam mit 16 Kantonen Arbeitsinstrumente zur Verbes-
serung des Wasserhaushalts der Moore in der Schweiz erarbeitet (espace ma-

rais, Pilotprogramm Maintien des ressources en eau dans le bassin versant des 
biotopes marecageux d'importance nationale, 28 Fallstudien). 

Ziel: Auf Basis der im Rahmen des Projektes espace marais erarbeiteten Grund-

lagen wird modellhaft die Vereinbarkeit von Schutz und Nutzung hydrologischer 

Einzugsgebiete national bedeutender Moorflächen aufgezeigt. Insbesondere 
müssen die geeigneten Aufwertungs-, Renaturierungs- resp. Nutzungsmetho-
den festgelegt und in der Anwendung getestet werden – sowohl aus Sicht der 

Moore und ihrer Funktion im Klimaschutz als auch hinsichtlich des Zusammen-
spiels von Schutz und Nutzung. Als Beispiel für letzteres kann die extensive Nut-
zung von feuchtem Grünland z.B. durch geeignete Weidetiere wie Wisente oder 

Wasserbüffel und die Ausserbetriebnahme (oder Nicht-Sanierung) von Draina-
gen erwähnt werden. 

Die Umsetzung dieses Pilotprojekts erfolgt in Zusammenarbeit mit einem oder 

mehreren Kantonen sowie mit Vertreter/Innen aus der Landwirtschaft und soll in 
verschiedenen biogeographischen Regionen sowie in mindestens einer kantons-
grenzüberschreitenden Region durchgeführt werden 

Wirksamkeit: Das Pilotprojekt verstärkt die nachhaltige Nutzung der Biodiversi-
tät und bedeutet eine Inwertsetzung der geleisteten Vorarbeiten im Sinne der 
Strategie Biodiversität Schweiz (Schaffung Ökologische Infrastruktur, Sanie-

rung/Aufwertung von Lebensräumen mit hohem Biodiversitätswert, langfristige 
qualitative Erhaltung von Moorböden (u.a. Schnittstelle Klima) und damit die An-
erkennung und langfristige Erhaltung von Ökosystemen und ihren Leistungen für 

die Gesellschaft.  

A2.2  

Biodiversität und Land-

schaftsqualitäten in Agglomera-
tionen fördern 

Hintergrund: Den Agglomerationen kommt beim Aufbau einer Ökologischen Inf-
rastruktur zur langfristigen Sicherung des Raumes für die Biodiversität sowie bei 

der Förderung der Biodiversität im Siedlungsraum eine Schlüsselrolle zu. Dar-
über hinaus tragen Landschaftsqualitäten im Siedlungsraum,  z.B. naturnahe und 
gut mit dem Langsamverkehr vernetzte Freiflächen, zu gesteigertem Wohlbefin-

den der Menschen sowie durch die Steigerung der Standortattraktivität zu mehr 
Wohlfahrt bei.   

Motivation: Die Umsetzung der von den Trägerschaften der Agglomerationspro-

gramme entwickelten Massnahmen im Bereich Biodiversität und Landschaft er-
folgt mangels Grundlagen, Nachweis der Wirksamkeit und entsprechend geringer 
finanzieller Unterstützung durch den Bund nur sehr zögerlich. Das Thema Bio-

diversität und Landschaftsqualitäten soll deshalb im Rahmen der Agglomerati-
onsprogramme gefördert werden.  

Ziel: Das Pilotprojekt zeigt modellhaft auf, wie die künftigen Generationen der 
Agglomerationsprogramme effektiv und effizient um Natur- und Landschaftswerte 

erweitert werden können. Die bereits erarbeiteten planerischen Grundlagen im 
Bereich Biodiversität und Landschaft der Agglomerationsprogramme der 3. Ge-
neration können dabei als Grundlage dienen. 

Wirksamkeit: Basierend auf den Erkenntnissen dieses Pilotprojektes kann die 
Agglomerationspolitik im Hinblick auf eine integrale Abstimmung und Planung 
von Biodiversität und Landschaft gezielt weiterentwickelt werden. Es werden die 

Voraussetzungen geschaffen, dass Biodiversität und Landschaft als relevantes 
und wirkungsvolles Element verstärkt in die Agglomerationsprogramme und -pla-
nungen aufgenommen werden – zum Nutzen von Mensch, Siedlung und Natur. 
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3 Biodiversitätsfördernde Rückzonungen 

Pilotprojekt Hintergrund / Motivation Ziel des Pilotprojekts / Wirksamkeit 

A3.1  

Rückzonungen zugunsten der 
Biodiversität 

Hintergrund: Gemäss Art. 15 des Raumplanungsgesetzes (RPG) sind die Kan-

tone verpflichtet, überdimensionierte Bauzonen zu reduzieren.  

Motivation: Im Sinne der Erhaltung wertvoller Flächen für die Biodiversität hat 
der Bund grosses Interesse daran, dass solche Flächen ausgewiesen werden, 

welche sich in einem Biotopinventar des Bundes oder der Kantone befinden oder 
die eine überregionale Vernetzungsfunktion erfüllen.  

Ziel: In enger Zusammenarbeit von Bund und einem Modellkanton oder einer 

geeignete Gemeinde erfolgen Rückzonungen dort, wo grösstmöglicher Nutzen 
für die Biodiversität entsteht und damit auch Mehrwerte für die Standortgemein-
de oder den Kanton geschaffen werden können, bspw. durch die Aufrechterhal-

tung eines intakten, naturnahen Landschaftsbilds.    

Wirksamkeit: Rückzonungen, welche einen positiven Effekt auf die Biodiversität 
haben, unterstützen nicht nur die Schaffung der Ökologischen Infrastruktur. Sie 

können auch massgeblich zur Sensibilisierung der Öffentlichkeit für die Bedürf-
nisse der Biodiversität beitragen. 
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4 Spezifische Förderung National Prioritärer Arten 

Pilotprojekt Hintergrund / Motivation Ziel des Pilotprojekts / Wirksamkeit 

A4.1 

Stromtod von Vögeln schweizweit 
vermeiden  

Hintergrund In der Schweiz existiert immer noch eine Vielzahl an Mittelspan-

nungsmasten, welche eine Todesfalle für Vögel darstellen können und deshalb 
saniert werden müssen. Der Tod durch Stromschlag ist relevant, da die betroffe-
nen Vogelarten in der Regel seltene und geschützte Arten sind. Oftmals sind es 

auch solche Arten, für deren Erhaltung die Schweiz eine besondere, internatio-
nale Verantwortung trägt (National Prioritäre Arten). 

Motivation: Besonders gefährdet sind Vögel mit grossen Flügelspannweiten. Bei 

Weissstorch und Uhu ist der Stromtod eine der häufigsten bekannten Todesur-
sachen. Beispielsweise geht ein Grossteil der Uhusterblichkeit im Kanton Wallis 
(40%) auf Stromschlag an Mittelspannungsmasten zurück. Nebst Störchen und 

Eulen sind auch Greifvögel (Rotmilan, Adler, Bart- und Gänsegeier, also alles 
national prioritäre Arten) betroffen. 

Ziel: Erarbeitung von Grundlagen zur gezielten Sanierung solcher Mittelspan-

nungsmasten, welche für Vögel eine objektive Gefahr darstellen. Dazu werden 
unter der Federführung des Bundesamts für Umwelt potenziell gefährliche Mit-
telspannungsmasten identifiziert und ihre Standorte den Netzbetreibern kommu-

niziert. Als Kriterien zur Risikoeinschätzung werden nebst der technischen Aus-
führung der Masten unter anderem auch ihr Standort innerhalb eines Gebiets mit 
Vorkommen gefährdeter Vögel herangezogen.   

Wirksamkeit: Basierend auf den Resultaten dieses Projekts sollen die Netzbe-
treiber die notwendigen Sanierungen veranlassen und ihre Mittel gezielt dort ein-
setzen, wo gefährdete und bedrohte Vögel vorkommen. Das Bundesamt für Um-

welt wird den Effekt des Projekts auf die Biodiversität zusammen mit der Vogel-
warte Sempach evaluieren. Es besteht Synergiepotenzial mit dem Pilotprojekt 8.1 
des Bundesamtes für Verkehr „Sichere Mittelspannungsmasten der Bahn für Vö-

gel“. 

A4.2  

Anreizsystem zur Ausscheidung 

und Pflege von Gebieten zur För-
derung von Arten 

Hintergrund: Die Schweiz hat sich als Vertragsstaat der Berner Konvention dazu 
verpflichtet, die europäisch besonders wertvollen Arten und Lebensräume zu 

schützen. Zur langfristigen Erhaltung und Förderung gefährdeter Arten, für deren 
Fortbestand die Schweiz auch eine internationale Verantwortung trägt (National 
Prioritäre Arten, NPA), reichen die heutigen Schutzbemühungen allerdings nicht 

aus (insb. die Ausscheidung von Schutzgebieten nach Art.18 Natur- und Heimat-
schutzgesetz, NHG). 

Motivation: Die bestehenden gesetzlichen Vorgaben (Lebensraumschutz) sollen 

durch freiwillige Massnahmen zur Förderung national prioritärer Arten ergänzt 
werden. Dabei soll insbesondere der Vereinbarkeit von Schutz und Nutzung 
Rechnung getragen werden.  

Ziel: Ein Anreizsystem soll Flächeninhaber und -bewirtschafter dazu motivieren, 
auf freiwilliger Basis Gebiete für NPA auszuscheiden und zu pflegen. Dazu müs-

sen die Chancen und Risiken verschiedener Anreizsysteme vor dem Hintergrund 
der verfügbaren Mittel, aber auch weiterer Faktoren (z.B. Art der notwendigen 
Fördermassnahmen, betroffene Sektoren) eruiert werden. In Zusammenarbeit 

von Bund und Kantonen sollen deshalb auf der Basis von jeweils vier repräsen-
tativen Gebieten zur Förderung von NPA  in allen biogeographischen Regionen 
der Schweiz Anreizmöglichkeiten, Umsetzungsinstrumente und Einbezug und 

Abgeltung der Akteure entwickelt, getestet und umgesetzt werden. Dabei werden 
auch die Schnittstellen zu Vernetzungsprojekten in der Landwirtschaft, in Son-
derwaldreservaten resp. in Naturschutzgebieten berücksichtigt.  

Wirksamkeit: Der Prozess zur Gebietsbestimmung, die erarbeiteten Umset-
zungsinstrumente wie Managementpläne sowie  die Abgeltung der erbrachten 
Leistungen der Akteure werden analysiert, so dass ein optimales Anreizsystem 

ausgearbeitet werden kann. 
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Pilotprojekt Hintergrund / Motivation Ziel des Pilotprojekts / Wirksamkeit 

A4.3  

Konfliktherd Verkehr-Kleinfauna 

entschärfen  

Hintergrund: Der Strassenverkehr stellt eine grosse Bedrohung für die wan-
dernde Kleinfauna dar (insb. Amphibien). Die Hauptkonfliktpunkte zwischen dem 

Strassenverkehr und dem Natur- und Landschaftsschutz sind Gegenstand von 
Erhebungen der Kantone und des Bundes (Amphibienzugsrouten, Strassenab-
schnitte mit regelmässigen Unfällen mit Wildtieren, Unterbruch der ökologischen 

Vernetzung etc.).  

Motivation: Schon der vergleichsweise geringe Verkehr kommunaler Strassen 
kann das Sterberisiko der Kleinfauna stark erhöhen. Im Falle der Amphibien kön-

nen ganze Bestände bedroht sein. Der Koordinationsstelle für Amphibien- und 
Reptilienschutz in der Schweiz (karch) sind rund 800 Konfliktstellen Amphibien-
Verkehr auf kommunalen und kantonalen Strassen bekannt. Die technische Sa-

nierung der Konfliktstellen innerhalb der Wanderrouten der Kleinfauna stellt 
deshalb eine unerlässliche Ergänzung bestehender Instrumente des Amphibi-
enschutzes dar. 

Ziel: Vorhandene Daten, welche Problemstellen im Schweizer Verkehrsnetz für 
die Kleinfauna aufzeigen, werden öffentlich zugänglich gemacht und allenfalls er-

gänzt. Gemeinsam mit den betroffenen Anspruchsgruppen werden zudem Lö-
sungsansätze entwickelt, welche die Integration dieser Grundlagen in beste-
hende resp. zukünftige Instrumente erlauben, so dass das durch den Strassen-

verkehr bedingte Sterberisiko der Kleinfauna gesenkt werden kann (z.B. in den 
Bereichen Raumplanung, Verkehrsinfrastrukturbauten). Eine Dialogplattform des 
Bundes soll zur Feststellung von Konflikten beitragen und Ansätze zur Lösung 

diese Konflikte formulieren.  

Wirksamkeit: Beitrag zur Erhaltung der Bestände geschützter und bedrohter Ar-
ten von nationaler Priorität, Sicherung der Wanderungskorridore zu den Amphi-

bienlaichgebieten von nationaler Bedeutung. Die Umsetzung kann schnell begin-
nen, da die zu sanierenden Strassenabschnitte schon bekannt sind.  

Seite 75



Aktionsplan Strategie Biodiversität Schweiz  

 

 

/00002/00035/00004/00027/Q421-1166 36/50 

 

5 Sensibilisierung für das Thema Biodiversität 

Pilotprojekt Hintergrund / Motivation Ziel des Pilotprojekts / Wirksamkeit 

A5.1  

Mainstreaming Biodiversity 

Hintergrund: Der Schweizer Bevölkerung fehlt es an Wissen über die Vielfalt der 
Arten und ihrer Lebensräume in unserem Land. Repräsentative Umfragen zei-

gen folgendes Bild: Obwohl die Biodiversität seit Jahrzehnten ärmer wird, gingen 
im Jahr 2013 74% der Befragten davon aus, dass sie in einem eher guten bis 
sehr guten Zustand sei. 2016 steht dieser Wert bei 61%, knapp jeder Fünfte be-

fragte (19%) wusste nicht, wie er den Begriff Biodiversität erklären könnte.   

Motivation: Man kann nur schätzen, was man kennt. Vieles deutet darauf hin, 
dass Menschen den Rückgang an biologischer Vielfalt nur dann als Problem 

empfinden, wenn sie vorher Pflanzen und Tiere kennen und schätzen gelernt ha-
ben. Um die Wahrnehmung von und Kenntnis über Arten und ihrer Vielfalt ist es 
allerdings schlecht bestellt. So konnten Schulkinder in der Schweiz nur gerade 

fünf Pflanzen- und sechs Tierarten benennen, die auf ihrem Schulweg vorkamen, 
wobei es sich vorwiegend um Zier- und Gartenpflanzen sowie Haustiere han-
delte. 

Ziel: Das Pilotprojekt analysiert die Ursachen für die eingeschränkte Problem-
wahrnehmung, zeigt geeignete Methoden auf zur Verminderung von Wahrneh-

mungsdefiziten der Schweizer Bevölkerung im Bereich Biodiversität und setzt 
diese mittels geeigneter Massnahmen und Kanälen um. Im Rahmen des Pilot-
projekts werden auch demographische Einflussfaktoren untersucht und bei der 

Wahl geeigneter Kommunikationsmassnahmen berücksichtigt. Mit dem Pilotpro-
jekt soll eine Grundlage für biodiversitätsbewusstes Handeln geschaffen, Wissen 
über die Biodiversität und ihre Leistungen für Gesellschaft und Wirtschaft vermit-

telt und die Bevölkerung für die Bedeutung des fortschreitenden Biodiversitäts-
verlusts sensibilisiert werden.   

Wirksamkeit: Erhöhen der Kompetenzen und des Verständnisses, welche not-

wendig sind, damit sich die Gesellschaft als Ganzes für die Erhaltung und Förde-
rung der Biodiversität einsetzt. Zudem ermöglicht das Projekt vertiefte Abklärun-
gen zum Bedarf und zu den Synergiemöglichkeiten für die längerfristigen Sensi-

bilisierungsmassnahmen. Für die Messung des Verständnisses der breiten Be-
völkerung kann auf die bereits existierenden gfs-Umfragen zurückgegriffen wer-
den, welche auf eine langfristige Analyse der Wahrnehmung der Biodiversität in 

der Bevölkerung ausgelegt sind.  
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Pilotprojekt Hintergrund / Motivation Ziel des Pilotprojekts / Wirksamkeit 

A5.2  

Dem Wert des Wassers auf der 

Spur 

Hintergrund: Fliessgewässer sind prägende Elemente der Landschaft, sie die-
nen der Vernetzung biodiversitätsrelevanter Gebiete und erbringen grosse Lei-

stungen für Wirtschaft (z.B. Tourismus, Standortqualität, erneuerbare Energie) 
und Gesellschaft (z.B. Trinkwasserversorgung, Erholung, Naturerlebnisse, sanfte 
Mobilität). 

Motivation: Die Werthaltung gegenüber Fliessgewässern ist massgebend für die 
Bereitschaft der Schweizer Bevölkerung, sich für die Erhaltung der ökologischen 
Funktionen resp. der Leistungen der Schweizer Fliessgewässer für Wirtschaft 

und Gesellschaft einzusetzen. Welche Werte die Bevölkerung mit unseren 
Fliessgewässern verbindet, ist jedoch weitgehend unbekannt.  

Ziel: Erfassen der Werthaltung der Schweizer Bevölkerung gegenüber genutzten 
und ungenutzten Fliessgewässern. Als fachliche Basis werden die bestehenden 

Daten durch ein Verzeichnis aller natürlichen Gewässer ohne Beeinträchtigungen 
ergänzt sowie das nationale Verzeichnis der Quelllebensräume gemäss bereits 
publizierter Methode rasch erarbeitet. Eine Umfrage auf nationalem Niveau er-

fasst die Werte, welche die Schweizer Bevölkerung mit genutzten und ungenutz-
ten Fliessgewässern verbindet, vergleicht die unterschiedlichen Wahrnehmun-
gen, zeigt Synergien und Konflikte im Spannungsfeld von Schutz und Nutzung 

der Schweizer Fliessgewässer auf und zieht daraus Konsequenzen für die zu-
künftige Schweizer Umweltpolitik.  

Wirksamkeit: Nebst der Erschaffung relevanter Grundlagen zur Ausgestaltung 

der Schweizer Umweltpolitik dient dieses Projekt der Sensibilisierung von Öffent-
lichkeit, aber auch Entscheidungsträger/Innen in Politik und Wirtschaft für die 
Schönheit, die ökologische Relevanz, aber auch den wirtschaftlichen Nutzen der 
Schweizer Fliessgewässer. 

A5.3  

Die Natur vor der Haustür 

Hintergrund: Im Siedlungsraum besteht grosses Potenzial zur Erhaltung und 
Förderung der Biodiversität (z.B. Nischen in Bauten, Grünräume, Bepflanzungen) 

aber auch der Lebensqualität der Menschen (z.B. Kontrast zur bebauten Umwelt, 
Regulation lokales Klima, Möglichkeiten zum Sammeln von Naturerfahrungen). 

Motivation: Die Strategie Biodiversität Schweiz strebt u.a. danach, durch die För-

derung der Biodiversität im Siedlungsraum die Lebensqualität der Bevölkerung 
zu verbessern. Ausserdem ist gemäss Art. 18b Abs. 2 Natur- und Heimatschutz-
gesetz (NHG) auch innerhalb der Siedlungen für ökologischen Ausgleich zu sor-

gen. 

Ziel: Sichtbarmachen des Potenzials des Siedlungsraums zur Förderung der Bio-
diversität. Dazu wird der Leitfaden 1995 „Naturnahe Gestaltung im Siedlungs-

raum“ des Bundesamts für Umwelt (BAFU) aktualisiert und konkrete Praxisbei-
spiele werden publikumswirksam aufbereitet. In Zusammenarbeit von BAFU und 
dem Schweizerischen Gemeindeverband wird eine Internetseite zum Themenbe-

reich „Biodiversität in der Siedlung“ erstellt.  

Wirksamkeit: Best-Practice auf der Basis eines aktualisierten Leitfadens stehen 
der Öffentlichkeit zur Verfügung und werden insb. durch die Gemeinden ange-

wandt. 
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Pilotprojekte in Zusammenarbeit mit anderen Bundesämtern  

6 Eidgenössisches Departement für Verteidigung, Bevölkerungsschutz und Sport (VBS) 

Pilotprojekt Hintergrund / Motivation Ziel des Pilotprojekts / Wirksamkeit 

A6.1  

Sicherung von Bundesflächen 
als wertvoller Teil der Ökologi-
schen Infrastruktur 

Hintergrund: Gemäss Stationierungskonzept der Armee werden im Zuge der 

Weiterentwicklung der Armee in den nächsten Jahren mehrere Schiessplätze 
und Immobilien aus der militärischen Nutzung entlassen und können für eine zi-
vile Nachnutzung zur Verfügung stehen (sog. Dispositionsbestand, z.B. Schiess-

platz Glaubenberg). Viele dieser Areale beherbergen diverse Biotope und 
Schutzobjekte von nationaler Bedeutung sowie Lebensraum für National Priori-
täre Arten (z.B. Moorlandschaft Glaubenberg als Lebensraum für das Auerhuhn, 
Tetrao urogallus).   

Motivation: Biotope, Lebensräume und Artenhotspots, welche sich auf aufzuge-
benden Arealen des VBS befinden, sind für die Erhaltung und Förderung der Bio-

diversität in der Schweiz von grosser Relevanz, insb. für den Auf- und Ausbau 
der Ökologischen Infrastruktur. Solche Flächen sollen im Sinne der Strategie Bio-
diversität Schweiz weiterhin nachhaltig genutzt resp. für die Biodiversität aufge-

wertet werden. 

Ziel: Erstellen einer Gesamtübersicht biodiversitätsrelevanter Flächen und Im-

mobilien aus dem Dispositionsbestand der Armee. Am Beispiel des Schiessplat-
zes Glaubenberg werden die Rahmenbedingungen für die weitere Umsetzung 
der Schutzziele bzw. der Sicherstellung der nachhaltigen Bewirtschaftung defi-

niert sowie die Überwachung dieser Nutzungsform festgelegt. Dazu müssen nicht 
nur Fragen der Vereinbarkeit von Schutz und Nutzung geklärt werden, sondern 
auch rechtliche und prozessuale Fragen. Insbesondere müssen die zukünftigen 

Besitzverhältnisse bestimmt, der Vertragsprozess festgelegt sowie Abgeltungs-
richtlinien erarbeitet werden. Weiter soll geprüft werden, welche Flächen vorerst 
im Besitz des Bundes bleiben sollen, so dass sie in einem zweiten Schritt für 

einen allfälligen Flächenaustausch mit den Kantonen im Sinne der Biodiversitäts-
förderung zur Verfügung stehen.         

Wirksamkeit: Wirkungsanalyse Schutz und Nutzung. Mit der Erhaltung und 

nachhaltigen Nutzung der biodiversitätsrelevanten Lebensräume, die sich in sei-
nem Eigentum  befinden, kann der Bund öffentlichkeitswirksam ein Bekenntnis 
zum Naturschutz abgeben und dabei wesentlich zur Sensibilisierung von Ent-
scheidungsträger/Innen resp. der Gesellschaft im Allgemeinen beitragen. Gleich-

zeitig kommt der Bund in Erfüllung seines verfassungsmässigen Auftrags (Art. 2 
und 73 BV) resp. einer Bundesaufgabe gemäss Art. 3 NHG seiner Vorbildfunktion 
gegenüber Kantonen und Gemeinden nach. 
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7 Bundesamt für Strassen (ASTRA) 

Pilotprojekt Hintergrund / Motivation Ziel des Pilotprojekts / Wirksamkeit 

A7.1  

Wiederherstellung der Vernet-
zung und Förderung von Lebens-

räumen entlang des National-
strassennetzes 

Hintergrund: Verkehrsträger, insb. eingezäunte Abschnitte und Abschnitte mit 
viel Verkehr, üben eine beträchtliche Barrierewirkung auf Wirbellose, Amphibien, 
Reptilien, Säugetiere aber auch auf die Flora aus. Gleichzeitig können Verkehrs-

infrastrukturen auch eine vernetzende Funktion übernehmen und Lebensräume 
anbieten, die wertvoll für die Erhaltung und Förderung der Biodiversität sind. 

Motivation: Lebensraumzerschneidung durch Verkehrsinfrastrukturen ist einer 

der Hauptgründe für den heutigen Artenrückgang. Im Sinne der Strategie Bio-
diversität Schweiz ist dieser negative Effekt des Verkehrs zu verringern. 

Ziel: Das Pilotprojekt umfasst zwei Hauptziele, welche synergistisch zum Aus- 
und Aufbau der landesweiten Ökologischen Infrastruktur beitragen: 1. Die Bemü-
hungen zur Sanierung der Wildtierkorridore verbessern und ergänzen. 2. Das Po-

tenzial der Grünräume an Verkehrsinfrastrukturen als Lebensraum verstärken 

1a) Das ASTRA klärt ab, ob es möglich sein wird, dass der Zeitplan des Natio-
nalstrassenprogramms Sanierung der Wildtierkorridore gestrafft werden kann. 

Zur Vereinfachung der Umsetzung des Programms wird das ASTRA die Kriterien 
zur Finanzierung von Querungshilfen anpassen, insb. breiter fassen. Damit wird 
es dem ASTRA möglich, in die Sanierung einer Nationalstrasse (Über-/Unterfüh-

rung) auch direkt angrenzende Verkehrsinfrastrukturen der Bahn oder eines Kan-
tons einzubeziehen, die selber nur eine untergeordnete Zerschneidung verursa-
chen. 

1b) Die heutige Verkehrssituation sowie die Verbreitungsdynamik der Wildtiere 
(insb. Hirsch, Kollisionsgefahr) machen es notwendig, dass die Grundlagen zum 
Handlungsbedarf zur Sanierung von Wildtierkorridoren von überregionaler Be-

deutung überarbeitet und ergänzt werden. Dazu zeigt das BAFU zusammen mit 
den Kantonen bis Ende 2019 die problematischen Stellen des Netzes der Natio-
nalstrassen auf. In diese Untersuchungen einbezogen werden auch die National-

strassen der Klasse 3 sowie die Strecken des Netzbeschlusses (NEB). Die 
Grunddurchlässigkeit wird berücksichtigt gemäss der Dokumentation 88013 
Grunddurchlässigkeit von Nationalstrassen für Wildtiere.  

Auf Basis dieser Ergebnisse wird auch das laufende Nationalstrassenprogramm 
Sanierung der Wildtierkorridore (2001) mit weiteren nötigen Wildtierquerungen 
ergänzt. Eine erste ergänzende Querungshilfe soll im Rahmen der durch den 

Kanton Freiburg angestrebten Sanierung des Wildtierkorridors FR-23 entstehen. 
Die Resultate der vom BAFU begleiteten laufenden Untersuchung des ASTRA 
Erfolgskontrollen an Wildtierbrücken entlang der Nationalstrassen werden in 

diese Arbeiten einfliessen. Zudem wird modellhaft ein Unterhalts- oder Ausbau-
projekt ausgewählt, in der vorhandenen ASTRA Richtlinie 18008 Querungshilfen 
für Wildtiere getestet wird.  

2a) Der standortangepasste Böschungsunterhalt erfolgt gemäss ASTRA-Richtli-
nie 18007 Grünräume an Nationalstrassen und der dazugehörenden Dokumen-
tation 88007 Methodologie zur Festsetzung von Biodiversitätsschwerpunkten und 

umfasst auch die standortgerechte Gestaltung von Böschungen.  
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2b) Gemeinsam durch ASTRA und BAFU wird eine Strecke des Nationalstras-
sennetzes ausgewählt, auf der Massnahmen zum Schutz und der Förderung von 

Fledermäusen umgesetzt werden (gemäss Publikation Empfehlungen zum 
Schutz der Fledermäuse in Verkehrsinfrastrukturen (in Erarbeitung), begleitet 
durch ASTRA, BAV).   

Wirksamkeit: Die Evaluation des Pilotprojekts resp. die daraus gewonnen Er-
kenntnisse bilden die Grundlage für eine gesamtschweizerische weitere Sanie-
rung und Aufwertung der National- und Kantonsstrassen zu einem späteren Zeit-

punkt. Die Evaluation beinhaltet auch eine Wirkungsanalyse des standortange-
passten Böschungsunterhalts. 
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8 Bundesamt für Verkehr (BAV) 

Pilotprojekt Hintergrund / Motivation Ziel des Pilotprojekts / Wirksamkeit 

A8.1  

Sichere Mittelspannungsmasten 
der Bahn  für Vögel 

Hintergrund: In der Schweiz existiert immer noch eine Vielzahl an Mittelspan-
nungsmasten, welche eine Todesfalle für Vögel darstellen können und deshalb 
saniert werden müssen. Der Tod durch Stromschlag ist relevant, da die betroffe-

nen Vogelarten in der Regel seltene und geschützte Arten sind.  

Motivation: Besonders gefährdet sind Vögel mit grossen Flügelspannweiten. Bei 
Weissstorch und Uhu ist der Stromtod eine der häufigsten bekannten Todesur-

sachen. Nebst Störchen und Eulen sind auch Greifvögel (Rotmilan, Adler, Bart- 
und Gänsegeier, also alles national prioritäre Arten) betroffen. Welche Mastkon-
struktionen für Vögel gefährlich sind, ist bekannt. Mit geeigneten Massnahmen 

lässt sich ein Grossteil der Unfälle vermeiden, siehe die entsprechende Richtlinie 
des Bundesamts für Verkehr (BAV) Vogelschutz bei Fahrleitungsanlagen. 

Ziel: Phase 1: Sanierung der Trägermasten der SBB-Fahrleitungen (hier: Mit-
telspannungsmasten) im Sinne des Vogelschutzes. In einer ersten Phase werden 
die Mittelspannungsmasten der SBB in der Region Wallis-Chablais saniert. Das 

Pilotprojekt kann insofern erweitert werden, als dass auch die Mittelspannungs-
masten der zuführenden Netze saniert werden. Die aus Phase 1 gewonnenen 
Erfahrungen dienen schliesslich als Grundlage für die Sanierung sämtlicher für 

Vögel gefährlicher Strommasten der SBB und weiterer Bahninfrastrukturbetrei-
berinnen der Schweiz in einer zweiten Phase, siehe auch Pilotprojekt 4.1 „Strom-
tod von Vögeln schweizweit vermeiden“. Hierzu müssen vorab potenziell gefähr-

liche Masten der Bahninfrastrukturbetreiberinnen identifiziert werden. 

Wirksamkeit: Wirkungsanalyse zusammen mit der Vogelwarte Sempach, die 
Wirkungsanalyse der Phase 1 dient als Grundlage für spätere, schweizweite Sa-

nierungen durch die SBB resp. weiterer Bahninfrastrukturbetreiberinnen. 

 

A8.2  

Bahntrassen durchgängig ma-
chen 

Hintergrund: Bahntrassen stellen zunehmend unüberwindbare Barrieren für die 

Fauna dar. Die Barrierewirkung der Bahntrassen steigt mit der Breite der Anlage 
(mehrspurigen Strecken). Allgemein wird die negative Wirkung der Verkehrsinf-
rastrukturen auf die Biodiversität oft dadurch verschärft, dass verschiedene An-

lagen nebeneinander liegen (Bahn / Autobahnen / Nationalstrassen). Lösungs-
ansätze sind bekannt, es existieren VSS-Normen zur Planung und Ausführung 
von Über- oder Unterführungen für die Fauna. Ausserdem sind die bevorzugten 

Wanderkorridore und somit auch der Handlungsbedarf bekannt.  

Motivation: Die Zerschneidung der Wildtierkorridore bedroht mittelfristig das 
Überleben verschiedener wildlebender, wandernder Tierarten und unterbindet 

dauerhaft die Vernetzung der Lebensräume.  

Ziel: Wiederherstellung der Durchlässigkeit von Wildtierkorridoren, welche in ih-

rer Funktion durch Bahninfrastrukturen unterbrochenen oder beeinträchtigt wer-
den. Dabei sollen einerseits schon bestehende Durchlässe (Fliessgewässer) 
umgebaut werden, so dass sie eine Vernetzungsfunktion erfüllen können (ge-

mäss bestehender VSS-Norm Gestaltung der Wasserdurchlässe für die Fauna). 
Andererseits sollen neue (in den meisten Fällen) Überführungen gebaut werden 
(gemäss VSS-Norm Wildtierpassagen). Synergien mit geplanten Überführungen 

über Strassen versprechen eine ökonomische Optimierung.  

Wirksamkeit: Vernetzung der Lebensräume und der Wildtierbestände, Beitrag 
zur Verkehrssicherung, Nutzung der Synergien mit den geplanten Massnahmen 

am Strassennetz zur Wiederherstellung unterbrochener oder beeinträchtigter 
wichtiger Vernetzungskorridore. 
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Pilotprojekt Hintergrund / Motivation Ziel des Pilotprojekts / Wirksamkeit 

A8.3  

Biodiversitätshotspots auf  

Arealen der Bahn 

Hintergrund: In Erfüllung des Artikels 3 Abs. 2 Natur- und Heimatschutzgesetz 
(NHG) haben Betriebe des Bundes, so auch die SBB dafür zu sorgen, dass bio-

diversitätsrelevante Faktoren bei der Planung, Umsetzung, Sanierung resp. Er-
haltung von Infrastrukturanlagen der Bahn berücksichtigt werden.  

Motivation: Die Berücksichtigung der Biodiversität bei der Ausgestaltung des 

Hauptbahnhofs (HB) Zürich hat dazu geführt, dass HB-Areal Zürich eines der ar-
tenreichsten Gebiete der Stadt Zürich darstellt. 

Ziel: In enger Zusammenarbeit mit den Infrastrukturbetreiberinnen, kantonaler 
Fachstellen oder lokaler Naturschutzorganisationen werden weitere Bahn-

hofsareale bezeichnet, die analog dem Hauptbahnhof Zürich unter Berücksichti-
gung biodiversitätsrelevanter Faktoren ausgestaltet werden und damit Modell-
charakter erhalten. Die Aufwertung der Bahnhofsareale soll in erster Linie im 

Rahmen von bereits geplanten Projekten erfolgen. Ein entsprechendes Zusatz-
programm ist ggf. zu planen. Gleichzeitig mit der Planung biodiversitätsfördern-
der Massnahmen werden Methoden zur Analyse ihrer Wirkung festgelegt. Die 

Wirkungsanalyse erfolgt periodisch und wird öffentlich gemacht.  

Die biodiversitätsfreundliche Ausgestaltung von Bahnhofsarealen hat Modellcha-
rakter für entsprechende Aufwertungen durch Kantone oder Private. Sie dienen 

zudem der Förderung der Biodiversität im Siedlungsraum gemäss Ziel 8 der Stra-
tegie Biodiversität Schweiz (SBS) resp. der Artenförderung gemäss Ziel 3 SBS 
und können wesentlich zur Sensibilisierung lokaler Entscheidungsträger, aber 

auch der Bevölkerung für biodiversitätsrelevante Faktoren beitragen 

Wirksamkeit: Die aus der Wirkungsanalyse gewonnen Erkenntnisse fliessen in 
die entsprechenden Managementpläne ein resp. sie dienen als Grundlage für 

eine spätere, schweizweite Aufwertung weiterer Bahnhofsareale im Sinne der 
Biodiversität. 

A8.4  

Verbesserung der Lebensraum-
qualität entlang von Bahntrassen 

Hintergrund: Zur Minderung der Zerschneidungswirkung der Bahntrassen resp. 

zur Verbesserung der Vernetzung von Gebieten mit hohem Biodiversitätswert 
(Schaffung einer Ökologischen Infrastruktur, gemäss Strategie Biodiversität 
Schweiz) müssen die Begleitflächen entlang der Bahntrassen qualitativ und 

quantitativ aufgewertet werden. Im Auftrag von SBB, BAFU und BAV wurde 2009 
durch ein Umweltbüro das Konzept naturschutzgerechter Böschungsunterhalt 
SBB erstellt, von der SBB jedoch nie umgesetzt.  

Motivation: Der standortangepasste Böschungsunterhalt dient der Schaffung 
und Aufwertung resp. der Vernetzung von Lebensräumen und trägt so wesentlich 
zur Schaffung einer Ökologischen Infrastruktur bei (gemäss SBS Ziel 2). 

Ziel: In enger Zusammenarbeit mit kantonalen Fachstellen oder lokaler Natur-

schutzorganisationen erarbeiten die Infrastrukturbetreiberinnen ein konsistentes 
Konzept für den langfristigen und standortangepassten Böschungsunterhalt ent-
lang der Bahntrassen. Dabei sollen auch die Übergänge zwischen Bahntrassen 

und National- resp. Kantons- oder Gemeindestrassen mitberücksichtigt werden. 

Als Grundlage zur Erarbeitung des Konzepts kann die vom ASTRA angewandte 
Methodologie zur Festsetzung von Biodiversitätsschwerpunkten (Dokumentation 

Grünräume an Nationalstrassen) herangezogen werden. 

Das Konzept zum Böschungsunterhalt entlang der Bahntrassen soll ab 2021 die 
Leistungsvereinbarungen BAV-Bahninfrastrukturbetreiberinnen ergänzen. 

Wirksamkeit: Schaffung und Vernetzung von Lebensräumen für Fauna und 
Flora. 
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Anhang B – Verknüpfung zur SBS 

Tabelle 5 

Beitrag der Massnahmen zur Erreichung der zehn strategischen Ziele 

  
NR. MASSNAHMENTITEL 
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Umsetzungsphase I. 2017-2023 

Sofortmassnahmen 

4.1.1 Unterhalt und Sanierung bestehender Schutzgebiete 
          

4.1.2 Schaffung und Unterhalt von Waldreservaten 
          

4.1.3 Quantitative und qualitative Sicherstellung von Alt- und Totholz 
          

4.1.4 Spezifische Förderung National Prioritärer Arten 
          

Synergiemassnahmen 

4.2.1 Konzeption der landesweiten Ökologischen Infrastruktur 
          

4.2.2 Entwicklung einer Bodenstrategie Schweiz 
          

4.2.3 Anpassung der landwirtschaftlichen Produktion an die natürli-
chen Standortbedingungen           

4.2.4 Evaluation der Wirkung von Bundessubventionen 
          

4.2.5 Berücksichtigung von Ökosystemleistungen bei raumrelevanten 
Entscheidungen           

4.2.6 Ergänzung der bestehenden Nachhaltigkeitsstandards mit As-
pekten der Biodiversität           

4.2.7 Integration von Mindestanforderungen zugunsten der Biodiver-
sität in Musterbaureglementen           

4.2.8 Integration der Biodiversität in die bilaterale Entwicklungszu-
sammenarbeit der Schweiz und Umsetzung der Verpflichtungen 
im Bereich Biodiversitätsfinanzierung 

          

4.9.9 Nutzung internationaler Erkenntnisse zugunsten der nationalen 
Biodiversitätspolitik 

 
          

Zentraler Beitrag 

Weiterer Beitrag  
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Massnahmen mit Pilotprojekten 

4.3.1 Regionale Vernetzungsplanung der ökologisch wertvollen Le-
bensräume            

4.3.2 Optimierung der sektorübergreifenden Lebensraumförderung 
          

4.3.3 Biodiversitätsfördernde Rückzonungen 
          

4.3.4/ 
4.1.4 

Spezifische Förderung National Prioritärer Arten 
          

4.3.5 Sensibilisierung für das Thema Biodiversität 
          

4.3.6 Vorbildlicher Schutz und Förderung der Biodiversität auf aktiv 
genutzten Arealen des Bundes           

Massnahmen Umsetzungsphase II 

5.1 Verbindliche Sicherung besonders wertvoller  
Biodiversitätsflächen           

5.2 Ausarbeitung und Weiterentwicklung sektorspezifischer Instru-
mente und Programme zur Vermeidung der genetischen Verar-
mung 

          

5.3 Auf- und Ausbau von Ex-situ-Sammlungen zur Erhaltung priori-
tärer genetischer Ressourcen und gefährdeter Arten           

5.4 Stärkung der Schweizer Forschung im Bereich Biodiversität 
          

5.5 Stärkung des Themas Biodiversität in der Allgemein- und Be-
rufsbildung           

5.6 Sektorspezifische Stärkung des Themas Biodiversität in der 
Weiterbildung und Beratung           

5.7 Stärkung der Massnahmen gegen den illegalen Handel mit Tie-
ren und Pflanzen           

5.8 Optimiertes und modernisiertes Datenmanagement 
          
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Anhang C – Beitrag der Akteure 

Tabelle 6 

Beitrag der Akteure und Sektoren zu den Massnahmen des Aktionsplans 

NR. MASSNAHMENTITEL  
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Umsetzungsphase I. 2017 – 2023 

Sofortmassnahmen 

4.1.1 Unterhalt und Sanierung bestehender Schutzgebiete             

4.1.2 Schaffung und Unterhalt von Waldreservaten             

4.1.3 Quantitative und qualitative Sicherstellung von Alt- und 
Totholz 

            

4.1.4 Spezifische Förderung National Prioritärer Arten             

Synergiemassnahmen 

4.2.1 Konzeption der landesweiten Ökologischen Infrastruktur             

4.2.2 Entwicklung einer Bodenstrategie Schweiz             

4.2.3 Anpassung der landwirtschaftlichen Produktion an die na-

türlichen Standortbedingungen 
            

4.2.4 Evaluation der Wirkung von Bundessubventionen             

4.2.5 Berücksichtigung von Ökosystemleistungen bei raumrele-
vanten Entscheidungen 

            

4.2.6 Ergänzung der bestehenden Nachhaltigkeitsstandards mit 

Aspekten der Biodiversität 
            

4.2.7 Integration von Mindestanforderungen zugunsten der Bio-
diversität in Musterbaureglementen 

            

4.2.8 Internationale Zusammenarbeit zugunsten der Biodiversi-
tät  und Umsetzung der Verpflichtungen im Bereich Bio-

diversitätsfinanzierung 

            

4.2.9 Nutzung internationaler Erkenntnisse zugunsten der natio-
nalen Biodiversitätspolitik 

            

Seite 85



Aktionsplan Strategie Biodiversität Schweiz  

 

 

/00002/00035/00004/00027/Q421-1166 46/50 

 

Massnahmen mit Pilotprojekten 

4.3.1 Regionale Vernetzungsplanung der ökologisch wertvollen 

Lebensräume   
            

4.3.2 Optimierung der sektorübergreifenden Lebensraumförde-
rung 

            

4.3.3 Biodiversitätsfördernde Rückzonungen             

4.3.4 / 
4.1.4 

Spezifische Förderung National Prioritärer Arten             

4.3.5 Sensibilisierung für das Thema Biodiversität             

4.3.6 Vorbildlicher Schutz und Förderung der Biodiversität auf 
aktiv genutzten Arealen des Bundes 

            

Massnahmen Umsetzungsphase II 

5.1 Verbindliche Sicherung besonders wertvoller  
Biodiversitätsflächen 

            

5.2 Ausarbeitung und Weiterentwicklung sektorspezifischer 
Instrumente und Programme zur Vermeidung der geneti-
schen Verarmung 

            

5.3 Auf- und Ausbau von Ex-situ-Sammlungen zur Erhaltung 

prioritärer genetischer Ressourcen und gefährdeter Arten 
            

5.4 Stärkung der Schweizer Forschung im Bereich Biodiversi-
tät 

            

5.5 Stärkung des Themas Biodiversität in der Allgemein- und 
Berufsbildung 

            

5.6 Sektorspezifische Stärkung des Themas Biodiversität in 

der Weiterbildung und Beratung 
            

5.7 Stärkung der Massnahmen gegen den illegalen Handel mit 
Tieren und Pflanzen 

            

5.8 Optimiertes und modernisiertes Datenmanagement             
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Faktenblatt 

Insektenschwund in der Schweiz und mögliche Folgen  
für Gesellschaft und Wirtschaft 
 
Bern, 2. April 2019 
 
Der grossflächige Insektenrückgang in den vergangenen Jahrzehnten ist wissenschaftlich breit dokumentiert. 
Die nationalen Roten Listen zeigen, dass auch in der Schweiz ein grosser Teil der Insektenarten gefährdet ist. 
Besonders dramatisch ist die Situation für die Insekten des Landwirtschaftsgebietes und der Gewässer. Die 
Hauptursachen für den Rückgang sind gut bekannt: Die intensive Landnutzung mit ihrem grossen Einsatz  
von Pestiziden und Düngern, die fehlenden Strukturen in der Landschaft, die Siedlungs- und Infrastrukturent-
wicklung und die Lichtverschmutzung. Der Insektenschwund ist besorgniserregend, denn er weist auf massive 
Beeinträchtigungen der Umwelt hin. Insekten erbringen unersetzliche Dienstleistungen, etwa durch Bestäu-
bung und Schädlingskontrolle; mit ihrem Rückgang sind auch diese Dienstleistungen gefährdet. Zudem hat der 
Rückgang Kaskadeneffekte zur Folge, so nehmen beispielsweise insektenfressende Vögel im Kulturland ab. 
Um den Insektenschwund aufzuhalten und die damit verbundenen Risiken möglichst gering zu halten, ist es 
nun besonders dringlich, die bekannten Ursachen für die Rückgänge anzugehen. 
 
In den letzten Jahrzehnten sind grossflächige Rückgänge von Insektenpopulationen und der Insektendiversität 
wissenschaftlich dokumentiert worden. Der Weltbiodiversitätsrat IPBES1 kommt zum Schluss, dass sowohl die 
Vielfalt als auch die Häufigkeit der Bestäuber in Nordwesteuropa abgenommen haben. Nationale Rote Listen 
zeigen, dass vielerorts mehr als 40 Prozent der Arten bedroht sind.1 Eine weltweit stark beachtete Langzeit-
studie aus Deutschland hat nachgewiesen, dass die Insektenbiomasse sogar in Naturschutzgebieten seit 1989 
um dramatische 76 Prozent abgenommen hat.2 Die Schutzgebiete sind von Landwirtschaftsflächen umgeben, 
und die Lage ist mit dem Schweizer Mittelland vergleichbar. In England wurde ein grossräumiger Rückgang von 
Insekten festgestellt, welche wichtig sind für die Bestäubung: Bei einem Drittel aller untersuchten Arten sanken 
die Bestände im Zeitraum 1980–2013.3 
Auch in der Schweiz ist die Situation alarmierend. Die nationalen Roten Listen beurteilen den Gefährdungs-
status von 1143 Insektenarten: 60 Prozent dieser Arten sind gefährdet (Abb. 1). Neben der Schliessung von 
Wissenslücken zu verschiedenen Insektengruppen und deren Ökologie sowie der Ergänzung des Monitorings 
besteht jetzt insbesondere dringender Handlungsbedarf: Die Ursachen für die Gefährdung der Insekten müssen 
unverzüglich angegangen werden. 
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2 Insektenrückgang in der Schweiz 
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Abbildung 1. Viele Insekten in der Schweiz sind bedroht und stehen 
auf der Roten Liste der gefährdeten Arten: 60 Prozent der 
bewerteten Insektenarten sind gefährdet (682 Arten der 
Insektengruppen A–E; rote Sektoren), 40 Prozent sind nicht 
gefährdet (461 Arten der Insektengruppen A–E; blaue Sektoren). 
Rote Listen bestehen für folgende Insektengruppen: 
A Eintags-, Stein- und Köcherfliegen.4 Diese Wasserinsekten sind 

Indikatoren für die Qualität von Gewässern und werden u.a. 
durch Pestizideinträge geschädigt. 

B Totholzbewohnende Käfer.5 Sie leisten einen wichtigen Beitrag 
für das Funktionieren von Waldökosystemen und benötigen 
grosse Mengen an Tot- und Altholz.  

C Tagfalter und Widderchen.6 Viele dieser Schmetterlinge sind 
wichtige Bestäuber. Verantwortlich für ihren Rückgang sind der 
Verlust von Lebensräumen und die intensive Landnutzung. 

D Heuschrecken.7 Auch ihr Rückgang ist durch den Verlust von 
Lebensräumen und die intensive Landnutzung verursacht. 

E Libellen.8 Sie gelten als Indikatoren für die Qualität von 
Gewässern und Feuchtgebieten. Trockenlegung, Verbauung 
von Kleingewässern und Düngereintrag führen zu ihrem 
Rückgang. 

 
Ursachen für den Insektenrückgang 
Die Ursachen für den Insektenrückgang sind bekannt:9 Ihre Lebensräume wurden und werden weiterhin 
zerstört, voneinander isoliert oder geschädigt. Besonders stark ausgeprägt ist dies in Gebieten mit intensiver 
Landwirtschaft. Dort schwinden sowohl die Vielfalt als auch die Häufigkeit von Insekten auf dem Land sowie in 
Gewässern.10–12 
 
a) Zerstörung und Isolierung der Lebensräume 
Insekten sind auf eine vielfältige Landschaft mit unterschiedlichsten Strukturen, naturnahen Lebensräumen 
und ökologisch intakten Flächen angewiesen. Viele Insektenarten in der Schweiz haben ihre Lebensräume in 
den letzten Jahrzehnten verloren und verlieren diese immer noch (z.B. Rückgang der Trockenwiesen und  
-weiden um 95 Prozent seit 1900)13. Dies weil die Landschaft stärker genutzt wird (z.B. Landwirtschaft, 
Siedlungen, Verkehr) und Strukturen (Einzelbäume, Hecken, Steinhaufen, Ruderalflächen etc.) fast flächen-
deckend weggeräumt wurden.14 Im Mittelland sind geeignete Lebensräume für Insekten selten geworden und 
liegen oft zu weit auseinander, um einen Austausch von Individuen (genetischer Austausch) zu ermöglichen. 
Eindolung und Kanalisierung von Gewässern haben viele Lebensräume von aquatischen Insekten zerstört oder 
massiv beeinträchtigt. 
 
b) Verschlechterung der Qualität der Lebensräume 
Breitband-Insektizide (Chlorpyrifos, Pyrethroide etc.) und Pestizide im Generellen, die in der Landwirtschaft weit 
verbreitet und punktueller auch in Privatgärten und der Grünflächenpflege eingesetzt werden, töten nicht nur 
die Zielorganismen, sondern auch sehr viele Nützlinge (Bestäuber, natürliche Feinde von Schädlingen).15–17 Der 
übermässige Einsatz von Insektiziden und anderen Pestiziden wird als eine wichtige Ursache des Insekten-
rückgangs angesehen.9,18 Weltweite und Schweizer Studien haben gezeigt, dass Insektizide beinahe überall in 
der Umwelt vorkommen und auch in Wirbeltieren angereichert werden.19–21 
Der flächendeckend hohe Eintrag von Stickstoff, insbesondere aus der Landwirtschaft sowie durch Stickoxide 
von Motorfahrzeugen und Heizungen führt dazu, dass die Vegetation überall dichter wächst, die Pflanzen-
gemeinschaften sich vereinheitlichen und die Vielfalt abnimmt. Wegen der vielen Nährstoffe wachsen 
zunehmend überall die gleichen, an nährstoffreiche Böden angepassten Pflanzen.22 Als Folge nimmt auch die 
Insektenvielfalt ab.23–27 Dieser negative Einfluss geht weit über die landwirtschaftlichen Nutzflächen hinaus  
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und beeinträchtigt auch Wälder, Gewässer und alpine Lebensräume.28–31 Zudem fallen viele Insekten in 
Mähwiesen den grossräumig synchronisierten Schnittzeitpunkten, Schnittintervallen und -techniken sowie  
der Aufbereitung und Lagerung (Siloballen) des Schnittguts zum Opfer (je nach Mähtechnik werden bis zu  
80 Prozent der Insekten getötet oder verletzt)32. Kleinstrukturen werden ausgeräumt, heute zunehmend auch 
durch Steinfräsen.  
In Siedlungen trägt auch die Lichtverschmutzung zum Rückgang der Insekten bei.33–37 Viele Grünflächen, 
Strassenränder und Privatgärten werden übermässig reinlich gepflegt, so dass kaum mehr Lebensraum für 
Insekten besteht.  
Auch die Lebensräume von Insekten in Gewässern sind durch Kanalisierung und Verbauung der Ufer und 
Gewässersohlen sowie unnatürliche Abflüsse (Schwall-Sunk) beeinträchtigt. Hinzu kommen Verunreinigungen 
aus diffusen Quellen. Dabei spielt die Landwirtschaft (in geringerem Masse Siedlungen und der Verkehr) die 
Hauptrolle.38 Pflanzenschutzmittel (Insektizide, Herbizide und Fungizide) und Biozide gelangen in die Gewässer 
und gefährden die Wasserinsekten sowie darauf angewiesene insektenfressende Vögel und Fische39–41 (Abb. 2). 
All die aufgeführten Faktoren – oft in unterschiedlicher Kombination42,43 und je nach Region in unterschied-
lichem Ausmass – reduzieren die Häufigkeit und Vielfalt der Insekten in der Schweiz. 

 

 
Abbildung 2. Insektenfressende Vögel 
im Kulturland wie das Braunkehlchen 
(oben) haben zu wenig zu fressen. 
Ihre Bestände gingen seit 1990 um 60 
Prozent zurück (rote Linie). Die 
Bestände von insektenfressenden 
Vögeln im Wald (blaue Linie) sowie 
von Vögeln mit gemischter Diät (gelbe 
Linie) haben demgegenüber 
zugenommen. Abbildung angepasst 
aus dem Schweizer Brutvogelatlas 
2013–2016.44 Foto: © Marcel Burkhardt 
 

Konsequenzen des Insektenrückgangs 
Die Insekten haben unter allen Organismengruppen die höchste Formen- und Artenvielfalt entwickelt – ein 
fantastischer Naturreichtum, der uns Menschen staunen lässt und Ehrfurcht weckt. Diese Vielfalt ist um ihrer 
selbst schützenswert. Längst ist aber auch bekannt, dass Insekten unzählige, meist unersetzbare Dienste 
leisten.45 Ihr Rückgang kann folglich gravierende Konsequenzen für die Gesellschaft und Wirtschaft haben. 
Diese sind zum Beispiel: 
• Weniger Bestäubung: Für viele Nutzpflanzen ist die Bestäubung durch Insekten Voraussetzung für eine 

hohe Produktivität und Qualität. Je mehr verschiedene Bestäuber vorkommen, desto höher sind Stabilität, 
Quantität und Qualität der Bestäubung und damit auch die Frucht- und Samenproduktion.46 Mit einer 
reduzierten Vielfalt und Häufigkeit an bestäubenden Insekten sinkt die Menge und Qualität von Obst und 
Gemüse.47–49 
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• Mehr potenziell invasive Schadorganismen: Schädlinge sind oft toleranter bezüglich negativer Umwelt-
einflüsse als ihre natürlichen Feinde. Durch den Verlust von Insektenarten werden ökologische Nischen frei 
und die natürliche Schädlingsregulierung nimmt ab50 (Abb. 3). Dadurch sinkt auch die Stabilität (Resilienz) 
der Ökosysteme.51,52  

• Weniger Zersetzung von organischem Material und Abnahme der Bodenfruchtbarkeit und Humusbildung: 
Mikroben, Insekten und andere wirbellose Tiere sind für die Zersetzung von organischem Material (Holz, 
Laub, Kot, Aas), die Bodenfruchtbarkeit und die Humusbildung entscheidend. Sie verbessern die Aufnahme 
von Wasser und Nährstoffen. Durch den Insektenrückgang (reduzierte Vielfalt und Häufigkeit) nehmen die 
Bodenfruchtbarkeit und der Ertrag langfristig ab.53–56 

• Abnahme der Nahrungsgrundlage für Vögel, Fische und weitere Organismengruppen: Insekten dienen 
vielen Lebewesen als Nahrungsgrundlage. Nehmen die Insektenhäufigkeit und -diversität ab, gehen auch 
viele weitere Organismen in den Nahrungsketten zurück.57–59  

 
Schlussfolgerung 
Die Bestände und die Vielfalt von Insekten in der Schweiz und in anderen Teilen Mitteleuropas sind stark rück-
läufig. Am stärksten betroffen sind die Insekten des Landwirtschaftsgebietes, gefolgt von Arten der Gewässer. 
Waldinsekten sind weniger stark betroffen. Der Rückgang der Insekten beeinträchtigt die Robustheit der 
Ökosysteme und ihren Nutzen für die Menschen, etwa die Bestäubung von Nutzpflanzen. Auch zeichnen sich 
Veränderungen der Nahrungsketten ab. Die für den Rückgang der Insekten verantwortlichen Ursachen sind 
weitgehend bekannt. Wo noch Wissenslücken sind, sollten diese möglichst geschlossen werden. Um den 
Insektenschwund aufzuhalten und die damit verbundenen Risiken möglichst gering zu halten, ist es besonders 
dringlich, die bekannten Ursachen für die Rückgänge jetzt anzugehen. 
 

   
 
Abbildung 3. Insekten erfüllen zentrale Funktionen in Ökosystemen. Beispielsweise kontrollieren sie Schädlinge oder bestäuben 
Nutz- und Wildpflanzen. Bei den weissen Tierchen (Bild links) handelt es sich um Zwergmarienkäferlarven (Scymnus sp.). Sie 
ernähren sich von Schädlingen wie Spinnmilben, Schild- und Mottenschildläusen sowie Blattläusen (wie hier im Bild). 
Schlupfwespen (mittleres Bild; Coeloides sp.) bekämpfen Schädlinge im Wald. Diese hier hat ihren Legestachel angesetzt, um ein 
Ei in eine Borkenkäferlarve zu platzieren, die im Holz frisst. Zahlreiche Insekten bestäuben Nutz- und Wildpflanzen, darunter 
Bienen, wie die abgebildete Waldhummel (rechtes Bild; Bombus sylvarum), Schmetterlinge, Käfer, Schwebfliegen und viele andere. 
Der Ertrag und die Qualität von mehr als 75 Prozent der weltweit wichtigsten Nutzpflanzen hängen mindestens teilweise von 
Insekten ab.1 Fotos: Ivar Leidus (rechts) und Albert Krebs. 
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